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Erste Sitzung.
Verhandelt in der Aula der Realschule zu Düsseldorf am 27. Mai 1874.

Nach Beendigung des in den Kirchen beider Eonfcssionen abgehaltenenGottesdienstesvev Eröffnn»«,
sammeltensich die Mitglieder des Landtages in der Aula der Realschule. Von einer Deputation
geleitet trat um 12 Uhr der Königliche LandtagsKonunissarund Ober-Präsident der Rheinprovinz,
Herr Dr. vonBardcleben in den Saal und eröffneteden 22. ProvinzialLaudtag mit fol>
gcuder Ansprache:

Hochgeehrteste Herren!

Se. Majestät Unser Kaiser uud Köuig haben mittelst Allerhöchsten Erlasses vom 15. d. M.
den Zusammentritt des Provinzial-Landtagcsder Rheinprovinz auf deu heutigen Tag in der Stadt
Düsseldorf zu einer vierzchntägi'gen Sitzung befohlen. Zugleich habeu Se. Majestät geruht, de»
Herrn Freiherr« Raitz von Frentz-Garrath zum La»dtags-Marschall und den Herrn Frei¬
herr» von Ocyr-Sch weppenburg zn dessen Stellvertreter zu erneuuen.

Durch meiue Bestallung zum Landtags-Koinmissariusist mir heute zum zweite» Male die
Ehre zu Theil gcwordcu, in Ihre Mitte zu treteu, und Sie, meiue hochgeehrten Herren, freund¬
lichst hier zu begrüße«.

Aus den« Allerhöchsten Laudtagsabschiededer für das Jahr 1872 versammeltgewesenen
Stände der Rhcinproviuz, welchen ich ebenso wie das Allerhöchste Propositions-Defretfür den
gegenwärtigenLandtag in die Hände des Herrn Landtags-Marschalls lege, bitte ich Sie zu ersehen,
daß die Regierung Sr. Majestät mit Eifer bestrebt gewesen ist, deu Anträgen und Beschlüssen des
vorigen Rheinischen Provinzial Landtages entgegenzukommen.

Diese Anträge uud Beschlüsse hatteu zumeist deu Ucbcrgaugder verschiedeuen provinziellen
Anstalten uud Institute in die ständische Selbstverwaltung zum Gegenstände.

Die von Ihnen zu diesem Zwecke beschlossenen Reglements haben sämmtlich die Allerhöchste
Genehmigunggesunde». Rur wegen eines dieser Reglements, nämlich des auf die Taubstummen-
Anstalten bezüglichen, sind noch weitere Verhandlungen nothwendiggeworden, die aber auch inzwi¬
schen zu einer Verständigung geführt haben, so daß auch diese Angelegenheit, über welche Sie noch
auf dem gegenwärtigenLandtage Beschlußzu fassen haben werden, ihrer baldigen Erledigung ent¬
gegengeht.

Durch die solchergestalt zum größten Theil bereits erfolgte Ueberführungder provinziellen
Institute in die ständische Verwaltung ist dem aus Ihrer Mitte hervorgegangenenVerwaltungs¬
organe, dem Provinzial-Verwaltungsrathe, Gelegenheitgebotenworden, eine sehr eingehende und
umfassende Thätigkeit zu entwickeln, und auch in unserer Provinz die hohe Bedeutung der langer-
strebtcn und jetzt endlich verwirklichtenständischen Selbstverwaltung zu erproben.
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Ich kann es mir nicht versagen, bei dieser (Gelegenheit auszudrücken, daß die Beziehungen
zwischen der Staatsbehörde uud Ihrem Organe, dem Provinzial-Verwaltungsrathe, jederzeitdie er¬
freulichsten gewesen sind.

Das Allerhöchste Propositionsdetrethat sich diesmal auf wenige Punkte beschränkt,indem,
es Sie nur zur Vornahme verschiedenernothwendigerWahlen auffordert. Daneben wirb Ihnen
aber anderweit durch Ihren Verwaltungsrath ein reichhaltiges Material zur Berathung uud Be¬
schlußfassungvorgelegt werden.

Daß Sie in diese Verathungeu mit dem Eifer und der Treue eintreten werden, welche die
Ihnen anvertrauten Interessen unserer Provinz in Anspruch nehmen und welche Sie jederzeit be¬
währt haben, davon bin ich fest überzeugt,sowie ich Sie meiuerseitsbitte, nicht daran zu zweifeln,
daß es mir zur besondern Freude gereiche» wird, Sie bei Ihre» Arbeiten nach besten Säften zu
unterstützen. Sie werden mich jederzeit bereit finden, Ihnen die etwa noch erforderlichenoder
Ihrerseits gewünschten Mittheilungen zngehcn zu lassen.

So möge denn Ihre Thätigkeit auf diesem Landtage eine für unsere Provinz ersprießliche
und gesegnete sein.

Hiermit erkläre ich im Namen Sr. Majestät unseres Kaisers und Königs den 22. Land¬
tag der Rheinprovinz für eröffnet. —

Nach Eröffnung des Landtages brachte der Landtags-Marschall, Freiherr Naitz von
Frentz- Garrath ein Hoch auf Sc. Majestät den Kaiser nnd König aus, in welches die Per-
sammlung begeisterteinstimmte. Nachdemder Landtags-Kommisscir,von derselbenDeputation ge
leitet, den Saal verlassenhatte, begrüßte der Marschall seinerseits die Versammlung nnd ging nach
Verlesungder Königlichen Botschaftenunter Erhebung der Versammlung von ihren Sitzen, zu ge¬
schäftlichen Mittheilungen über, ernannte den Abgeordneten Bürgermeister Oymuich zum Proto¬
kollführerund zum Stellvertreter desselben den AbgeordnetenGrafen Miroach. Ferner fand die

Bildung Bildung der Ausschüsse statt, (cfr. S. 11.)
b« Demnächsttheilt der Marschall die an die Ausschüsse übergebeneuamtlichenEingänge mit.

Ausschüsse. Ferner ist von dem Vorstandedes Eonservatoriumsder Musik in Kölu eiue Petition ein¬
gegangen. Dieselbe ist unterstütztund geht au den zweiten Ausschuß.

Diejenigen Petitionen, welche noch der Unterstützuugbedürfe«, werden zu diesem Zwecke
offc» gelegt.

Nachdem der Marschall noch mitgetheilt, daß die AbgeordnetenGraf Hoensbroichund
OberbürgermeisterBecker auf einige Tage um Urlaub nachgesucht haben, wurde die Sitzung ge¬
schlossenund die nächste Sitzung auf Sonnabend um 11 Uhr anberaumt.

(Schluß der Sitzung 12'/« Uhr.)

Der Lcmdtags-Marschall:
Frhr. Raitz von Frentz.
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Zweite Sitzung.
Verhandeltin der Aula der Realschule zu Düsseldorf am 30. Mai 1874.

Der Marschall eröffnete die Sitzung um 11 Uhr.
Als Protokollführer für die heutige Sitzung fungirt der Abgeordnete Gymuich.
Das Protokoll der ersten Sitzung wird genehmigt.
Der Marsch all macht folgende geschäftliche Mittheiluugeu:
1. Der KöniglicheLandtags-Kommissar zeigt au, daß er für den Grafen Alfred znStolbcrg.

Stolbcrg deu Grafen Carl zu Westcrholb und Gyfenberg zu Arenfels einberufen habe.
2. Der Ober-Bürgermeister der Stadt Düsseldorf zeigt an, daß die städtische Gemälde-

Gallerie in der Tonhalle zum Besuch deu Mitgliedern des Landtages offeu stehe. Der Marschall
beantragt Namens der Versammlung dem Ober-Bürgermeister und dem Stadtrath zu Düsseldorf
den Dank hierfür und auch für das wiederum so bereitwillige Entgegenkommen in Betreff der
Uebcrlassuug der Ncalschulräumlichteiten anszusprechen.

3. Petition von dem Bürgermeister und deu Gemeinde-Verordueten zu Oberhauscn auf
Vertretung im Stande der Städte statt iu dem der Landgemeinden. Der Abgeordnete Maas macht
die Petition zu der seinigcu, dieselbe wird hinreichend unterstützt und geht an den II. Ausschuß.

4. Der Königliche Landtags ° Kommissar' theilt mit, daß er für deu Landrath a. D.
von Scheibler den Freiherrn von Plettenberg-Mehrum eiubcrufen habe, und müsse, da auch der
zweite Stellvertreter für Herrn Bruch nicht erscheinen kann, der Wahlkreis Saarlouis uuuer-
treten bleibe«.

5. Der Königliche Staats-Ärchivar und Archivrath von Eltcster zu Loblenz überreicht den
3. Band des Urkuudenbuchs für die Geschichte des Mittelrhcins.

6. Petition vom engerm Verwaltuugs-Ausschussc der Taubstummen-Anstalt in Aacheu um
Unterstützuug. Die Petition ist von dem stellvertretende», Abgeordneten für Aachen, Frauour, zu
der feinigen gemacht worden. Dieselbe wird unterstützt nnd geht an den III. Ausschuß.

?. Der Landwirthschaftliche Verein für Nheinprcußen bittet nm Zuschuß zur Förderung der
Seidenzucht. Die Petition ist ebenfalls von dem Abgeordneten Franoux zu der seinigen gemacht,
wird hinreichend unterstützt und geht au deu betreffenden Ausschuß.

8. Petition des Notars von Zuccalmaglio zu Grevenbroich nebst Gesetzentwurf um Erlaß
eines Gesetzes wegen Vepflauzuug der Straßen mit Obstbäumeu. Da die Petition, der ein Gesetz¬
entwurf über Obstbaumzucht beiliegt, vo» Niemand zu der seinigeu gemacht wird, geht dieselbe an
den Antragsteller zurück.

9. Petition von sieben Bürgermeistern des Kreises Gummersbach um Erhöhung der Tantieme
von den Provinzial-Feuer-Societätsbeiträgen von 6 ans 10 <>/„. Die Petition wird nicht unterstützt
und geht an die Antragsteller wieder zurück.

10. Gesuch der Gemeinde» Münster am Stein, Niederhauseu und Norheim um Bewilligung
eines ferneren Zuschusses zu deu Kosten des Ausbaues der Gemeinde-Prämienstraße von Münster a. St.
über Norheim nach Niederhauseu. Der Autrag wird von dem Abgeordneten Bremig zu dem
seinigeu gemacht, hinreichend unterstützt und geht an deu IV. Ausschuß.

11. Der Vorsitzende des Verwaltungsraths der Maycn-Andernach-Nenwicder Attien-Straße
bittet um eine Gcldunterstützung für den Aktienverein der genauuten Straße. Der Antrag wird

OchbäMchc
Mtthcilnngcn,

Pclttwnen,
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ebenfalls von dem Abgeordneten Brcmig zu dem scinigen genmcht, findet hinreichende Unterstützung
und geht an den IV. Ausschuß.

12. Der Königliche Landtags Konunissar theilt mit, das; er die Petition des rheinischen
ProvinzialLandtages, betreffend die Herabsetzung der Vteuerbeischläge für den ostrheiuischen Bezirks-
straßeufonds des Regierungsbezirks Düsseldorf, dein Herrn Minister für Handel und Gewerbe ein¬
gereicht hat und dieser hat sich damit einuerstandcu erklärt, daß für den Moment noch nicht darauf
eingegangen werden könne. Die behufs Mittheilung an den Landtag übersandte Abschrift geht
zu den Acten.

Gleichzeitig ist mitgetheilt worden, daß die Königlichen Negierungen zu Aachen uud (5öln
angewiesen seien, künftig bei Verhandlungen über Bczirksstraßeu jedesmal die Aczirts-Eommissare
zuzuziehen.

Vor Eintritt in die Tagesordnung richtet der Abgeordnete Graf u. Hoeusbroech die Frage
an den Marschall, bis zu welcher Frist Anträge und Petitionen während der diesjährigen Landtags.
Session eingebracht werden tonnen.

Nach kurzer Verhandlung über die Interpretation dieses Punktes der Geschäftsordnung, und
wem die Entscheidung über diese Frage Anstehe, entschied der Marschall dahin, daß nach seiner
Ansicht mit Donnerstag dem 4. Inui incl. die Frist für Einbringung von Anträgen uud Petitionen
abgelaufen sei.

Es wirb in die Tagesordnung eingetreten.
Verlegungder stän- Der erste Gegenstand ist der Bericht des rheinischenProviuzial-Vcrwaltungsraths, betreffend

mschcn Lentraluerwäl ^ Verlegung des Swes der Verwaltung von Eoblenz nach Düsseldorf.
n»g um, ^o euz n« , ^^ Proviuzial Vcrwaltungsrath bittet in dieser Angelegenheit um die nachträgliche Geneh¬

migung des Provinzial Landtages. Die Genehmigung wird ohne Diskussion einstimmig ertheilt.
Annahme des der Pro^ Der Abgeordnete B rc m ig erstattet das Referat des Proviuzial-Verwaltuugsraths,
uinz zur Errichtungbetreffcud das Legat der verstorbenen Ehefran Dr. m«l. Davch aus Wiesbadeu au die Rhein-

e,uer Ackerwuschulc ^'oviiiz, zum Zwecke der Errichtung einer Ackerbanschnlefür arme Waisenkinder der Provinz auf
deftinnnlcn Gutes , , , , /« ^ ^ «^ - ^ > «, «. >" , . dem lcgirtcn Gute Desdorf bei Berghenn.

Der Provinzial-Verwaltungsrath stellt den Antrag, der Provinzial-Landtag wolle die
Annahme des Legats bestätigen.

Der Antrag wird ohne Discussiou ciustünmig angenommen.
<, '.''^ Der Abgeordnete Schult verliest deu Entwurf eines Reglements, betreffend den Ucbergang

der in der Rhcinprovinz vorhandenen Taubstummcnschulen zu Brühl, Kempen, Moers uud Nenwied

,,, , s^ ^ '" ^ ständische Ecntralverwaltung.
Ucbcraäna der ^Rhe? Der Marschall eröffnet hierüber die Diseussion, uachdein er die zwischen der Proviuzial-
nisck,en Taubftummen Verwaltung, dem Ministerium uud dein Provinzial-Schulcollegimn gepflogenen Verhandlungen

Anstaltenin die dargelegt hatte,
ständische Pcnoaltnng. Der Abgeordnete Graf u. Hoensbroech erklärt sich gegen die Fassuug des zweiten

Alinea im ß. 1, weil durch den Nachsatz der Vordersatz wieder aufgehoben werde, und da die
Anstalten nach dein Entwürfe einen vollständig coufcssiouellcu Eharakter haben sollen, fo bcautrage
er die Streichung des letzte» Satzes, welcher lautet: „Mit der Maßgabe, daß Andersgläubige nicht
ausgefchlossen sind." In der Nheinprovinz sei die Möglichkeit vorhanden, den rein confessionellen
Eharakter der Anstalt zu bewahren, und deu Ausstatten würden viele Unannehmlichkeiten erspart
werden, wenn dieselben rein confessioncll gehalten würden.

Der Abgeordnete Münster bemerkt, daß nach der Ansicht des Verwaltungsrathe
„eonfessionetl" nur auf die Lehrer nud Lehrlräfte Bezug habe, aber nicht auf die Schüler.
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Der Abgeordnete Dietze schließt sich den Ausführungen des Grafen v. Hoensbroechan.
Der Abgeordnete von Heister findet eine Härte gegen die ärmeren Eltern taubstummer

Binder darin, wenn sie der Eonfession wegen genöthigt würden, ihre Kinder in eine von der Hcimath
entlegenere Taubstummeuschule zu schicken.

Der AbgeordneteGrafvonHocnöbroech wirft die Frage auf, ob es Lehr- oder Erziehungs¬
anstalten seien, uud ob auch Externe aufgenommen würden? Zur Beseitigungder von dem Abgeord¬
neten von Heister gerügten Härte sei es ja möglich, durch Freistellennachzuhelfen.

Die Natur einer folcheu Anstalt werde nicht allein durch den Namen oder die Confession
der Lehrer charaktcrisirt,sondern hauptsächlich durch das Material, was in der Schule vorhanden sei.

Der Abgeordnete Freiherr Felix von Loö bemerkt, daß es diesem Paragraphen an der
nöthigen Klarheit zu fehlen scheine. Die Anstalten zu Brühl und Kempen seien ihrer Natur uach
katholisch, die zu Mors und Neuwied evangelisch, was nicht außer Acht gelassen werden dürfe, und
er schlage daher vor, dem Alinea 2 des ß. 1 am Schlüsse hinzuzufügen:

„Die in diesen Anstalten wirkenden Aufsichts- und Lehrkräftemuffen derjenigenEonfcssion
angehören,für welche die betreffende Anstalt bestimmt ist."

Der Abgeordnete Bachem macht darauf aufmerksam, daß die provinziellen Taubstiimmcu-
Anstalten mit Ausnahme der zu Mocrs Extcruate seien, welche nach der Ansicht des Herrn Geheimen
Ministerialrathes Saegcrt, welcher in den letzten Wochen auch die bicsigeu Austalteu rcvidirt habe,
allein zweckmäßigseien, weil die Schüler als Externe in einen lebendigeren Verkehr mit der Welt
gebrachtwürden. In Bezug auf den Antrag des Vorredners, den er abzulehnenbitte, wolle er
nur bcmerteu, daß ein Lehrer für Taubstumme eine besondere Ausbildung uöthig habe, uud wcun
Man mir katholische oder evangelische Lehrer der speciellen Anstalt anstelle, so würde leicht ein
Mangel an Lehrern eintreten. Ueberdics gäbe es in den Anstalten auch jüdische Kinder, für die
auch gesorgt werden müsse, so daß das Prinzip, welches der Antrag feststellen wolle, doch nicht
durchgeführtwerden tonne.

Der Abgeordnete Graf von Hoensbroech hält dafür, daß man jeden uuwahrenSchein
vermeiden müsse. Wenn mau die Schlußworte in dem zweitenAlinea des 8- 1 stehen lasse, dann
müsse auch der Titel fallen.

Der AbgeordneteBrcmig bemerkt, daß man sich hier um etwas streite, was wenig
Werth habe. In dem tz. i sei gar nicht gesagt, daß die Anstalten confessionell sein sollen, und der
Provinzial-Verwaltungsrath habe nicht die Absicht gehabt, sich durch eine derartige Bestimmungin
dem §. 1 die Hände zu binden, um hernach vielleicht in Verlegenheit wegen der Lehrkräfte zn
gerathen. Dem factischenZustande, daß in den ersteren Anstalten katholische Schüler, in den
letzteren evangelische Schüler aufgenommenwerden, würde Rechnung getragen, und es dürfte viel¬
leicht allcu Wünscheugenügt werden, wenn die Worte „in der Regel" hinzugefügtwürde».

Der AbgeordneteFreiherr Felix von Loö empfiehlt nochmals die Annahme seines
Antrages, wenn man überhaupt den Katholikenund Protestanten Genügendesbieten wolle.

Die Discussion wird geschlossen uud der Marschall bringt zunächst den Antrag des
AbgeordnetenGrafen von Hoensbroechzur Abstimmung.

Derselbe wird abgelehnt.
Demnächstwird über, den Zusatzantrag des AbgeordnetenFreiherrn Felix von Loö durch

Probe nnd Gegenprobeabgestimmtund derselbe abgelehnt.
Hierauf wird der ß. 1 in der Fassung des Entwurfes angenommen.
Die 88- 2, 3, 4, 5, 6, ?, 8, 9, 10 und 11 werden ohne Discussionangenommen.
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Zu ß. 12 beantragt der Marschall die Worte „Erträge von Collecten"zu streichen und
das Reglement im Ganzen anzunehmen.

Der AbgeordneteGraf von Hoensbrocch hält die Bewilligung der beantragten Gelder
so lange für bedenklich, bis über die Art der Aufbringung entschieden fei.

Der Marfchall erklärt, daß es sich vorläufig uicht um eine Finanzfrage, fondern um
die Principienfrage handle, ob es der Provinz würdig erscheine, sich durch Collectenerträge die Mittel
zur Befriedigung der provinziellenBedürfnisse zn verschaffen.

^. , Das Reglement wird einstimmig cmgcuommenmit Weglassung der Worte in §. 12
^' „Erträge aus Collecten".

Der Abgeordnete Schult trägt hierauf den zweiten Theil desselben Referats vor, wonach
der Provinzial-Verwaltungsrath beantragt:

„der Provinzial-Landtagwolle zur Erbauung eiuer Taubstummcnfchulein Neuwied
oder zur Erwerbung und Einrichtung eiueö etwa vorhandenenGebäudes, wie Dies
iu ähnlicher Weife für die Anstalten zu Ärühl und Kempen geschehen ist, eine Summe
bis zu 15,000 Thlrn. aus den Zinsüberschüssen der Provinzial-Hülfstasseeinmal zur
Verfügung des Provinzial-Verwaltungsraths stellen."

Der Antrag wird nach einer näheren Erörterung über die stattgefundenenBauten zu
Brühl und Kempenund die noch zu vcrweudeudcuMittel angenommen.

Eeiitral'Berwaltungs. Ueber den Etat der provinzialständischenEcntral-Verwaltungs-Behörde pro 1874/76
Etat. referirt der Abgeordnetevon Heister.

Der Marsch all stellt die einzelnenPositionen zur Discussion.
Bei der Gehalts-Pofition vou 2500 Thlrn. für den Ersten Oberbeamten führt der

Abgeordnete Vachem aus, daß die Anstellungvon Beamten ans Lebenszeit nur mit Bestätigung
des Landtages stattfindendürfe und stellt den Antrag:

„Der Provinzial-Landtag genehmigtnachträglichdie Anstellungdes Herrn Forster
auf Lebenszeit mit einen, Gehalte von 2500 Thlrn. und mit Pensionsberechtigung,
indem er hiermit das Recht des Provinzial-Landtages,die Anstellung der Oberbeamten
auf Lebenszeit,als ihm zustehend ausspricht."

Der Marfchall erklärt, daß man eine Prineipienfrage nicht habe entscheiden wollen,
aber nach 8- 5 des Reglements und ß. 11 der Geschäftsordnungfei der Verwaltungsrath zur
Entscheidung der Personeufragebei Anstellungvon Beamten ausschließlich befugt.

Der Abgeordnete Bachem erwidert, daß er den Antrag deshalb gestellt habe, weil früher
feinem Antrage gegenüber, daß man die Anstellung auf Lebenszeit streichen und sie dem Landtag
vorbehalten solle, erwidert worden: Das verstehe sich von selbst. Gegenwärtig gehe sein Antrag
nun dahin, dieses Recht dem Landtage zu wahren.

Der Abgeordnete Frhr. Felir von Loe tritt dem Antrage Bachem bei, indem er anführt,
daß der Verwaltungsrath sich durch die Ernennung des jetzigen Oberbeamten gebunden habe. Für
die Znknnft wünsche er, daß solche bindende Beschlüsse Seitens des Verwaltungsraths vermieden
werden.

Der Marsch all erklärt, daß in Bezug auf den Geldpunktdie Befugniß des Landtages
nicht verletzt sei, während die Entscheidungüber die Pcrsonenfrage dem Provinzial-Verwaltungs¬
rathe zustehe.

Der Abgeordnetev. Heister glaubt, daß eine authentische Erklärung von Seiten des
Provinzial-Landtagesvollständigausreichen würde, den vorliegenden Zweck zn erreichen.
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Der Abgeordnete Die he stellt die Frage, ob Herr Förster schon früher ans Lebenszeit
niit 200N Thlrn. angestellt gewesen sei.

Der Marsch all erwidert zur Anftlärnng, daß Herr Forster früher ans drei Jahre vom
Vcrwaltnngsrathe angestellt gewesen, und zu diesen, Zwecke von der Königlichen Regieruug beurlaubt
gcwcseu sei. Dieser Urlaub sei nicht wieder eruenert worden und es habe mm die definitive
Anstelluug stattgcfuudeu.

Der Abgeordnete Münster bemertt, daß, wenn der jetzige Obcrbcamte mit Tobe abginge,
cs schwer sein dürfte, ciueu ueueu Beamten zu fiudeu, wenn ihm uichl eiue angemessene Zeitdauer
in Aussicht gestellt würde.

Der Abgeordnete Bachein glanbt, daß zu einer solchen ehrenvollen Ttelluug auch
Eandidaten zu fiudeu fei» würdeu, Er ioolle durch diesen feinen Antrag mir das Recht des
Provinzial-Landtages wahren.

Der Abgeordnete Frhr. Felir von Loi>: Obschon er leinen Antrag stellen wolle, bitte
N' doch, ihm zu sagen, ob der Vertrag mit Herrn Forster noch rückgängig gemacht werden löuue.

Der Referent erllärt, daß Herr Forster noch nicht von der Regierung entlassen sei.
Der Abgeordnete Graf v. Hoeusbroech beinertt, daß der Urlaub des Herru Förster

mit dem I. Februar abgelaufen wäre.
Der Marfchall berichtigt, daß das fernere Urlaubsgesuch von der Ztaatsregicrung

abgelehnt worden sei.
Der Abgeordnete Frhr. Felix v. Loü: Der Antrag des Abgeordneten Aachen! würde

nicht nöthig fein, wenn der Proviuzinl Landtag heute beschließe, Herru ^erster mit 25NN Thlrn,
aufstellen.

Der Abgeordnete Graf v. Hoeusbroech beinertt, daß die Oberbeamten uur vom
Landtage angestellt werden tonnen.

Der Marschall ertlärt, daß dies nur in Bemg auf deu Gcldpuntt richtig sei, in Bezug
auf die Person stehe die Anstellung dem Vcrwaltuugsrathc zu.

Demnächst wird der Antrag Nach ein zur Abstimmung gebracht nnd derselbe angenommen.
Die fämmtlichcu Positionen werden genehmigt.
Der Provinzial>Ver>valtungsrath beantragt: den Etat zu genehmigen und denselben fchon

für dieses Jahr in Gültigteit treten zu lassen. "'". ^
Wird augeuommeu.

Der zweite Autrag geht dahiu, daß bei allen Etats, welche für das laufende Jahr fe>> Zcitpuntt dcs Ein»
gestellt werden, die Gehaltserhöhungen erst vom l. Juli au ge;ahlt nnd die bis dahin erfalleueu «ntlö der ^ehc>ltser
Beträge in der Rechnung pro 1«74 als erspart nachgewiesen werden sollen. hühunqen.

Wird angenommen..

Der Marschall theilt die noch eingegangenen Schreiben uud Anträge mit. ^cschäftlick,co
Bericht über die TaubstummemAustaltcu. Geht an den Hl. Ausfchuß.

Die Abgeordneten Frhr. v. Schirp und Geuossen beantragen, daß bei tünftigen Einbernfnngeu
des Landtages den Einberufenen Mittheilung über die Dauer des Landtags und dir zur Verhandlung
bestimmten Gegenstände gemacht werde. Geht an den I. Ausschuß.

Die Abgeordneten Graf v. Nesselrode uud Genossen beantragen die Aufhebung des
Chaussee- und Brückengeldes anf deu Äezirksstraßen vom I. Januar I«75 ab. <^eht an den
I V. Ausschuß.

Demnächst wird zn den Wahlen übergegangen.
4

und
Anträge.
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Ergänz»».^ Wahl 1. Ergäuzungswahl des ProviuzialHerwallungsralhs.
lum Mi^. hen scegicrungsbczirk Cöln wird gewählt an Stelle des Grafen Behssel

Prov,°Venoaltungs. ^ O^lnich der Abgeordnete Freiherr v. G ehr-S ch w cp p enbn rg.
Für den Regierungsbezirk Trier an Stelle des Herrn Küchen der Abgeordnete

Aldringen.
Die Gewählten nehmen die Wahl an.

Desgleichen 2. Für die in den Angelegenheiten der Neutenbant dem Landtage zugewiesene Mitwirkung
zur Contiole der „^ A,,^,^ wird wiedergewählt der Abgeordnete Graf v. Ncsselrode.

Äentenbaul. ^^, H^„j„^^. ,^,^ z,^, W^z ^ „,^ ^z^ ^„ ^^^>„ ^,^> ^^.,, Z^^^,^,,^,.
Hardt gewählt.

Als Stellvertreter werden die Abgeordneten Graf Spee und Münster wiedergewählt.
Die Gewählten nehlnen die Wahlen an.

Deputation für das :',. Wahl der Mitglieder der rheinischen Deputation für das Hcimathwesen. Dieselbe
Heinmthwtsen. ^ch^ dnrch Stimmzettel.

Im ersten Wahlgange erhält der Abgeordnete Dr. Würz er 5,8 Stimmen, im zweiten
Wahlgange der Landgerichtsrath Schröder 5>8 Stimmen und im dritten Wahlgange der Oürger-
meistrr Gymnich 58 Stimmen.

Als Stellvertreter werden gewählt:
An erster Stelle der Abgeordnete Münster mit 5? Stimmen.
An zweiter Stelle der Abgeordnete v. Heister mit 5>9 Stimmen für den verstorbenen

Abgeordneten Bcrger.
An dritter Stelle der Abgeordnete Julius Wolters mit 5? Stimmen.
Die Gewählten nehmen die Wahl an.
Der Marfchall schließt die Sitzung und beraumt die nächste ans Montag Vormittag

11 Uhr an.
(Schluß der Sitzung um 2 Uhr.)

Der Landtags-Marschall:
Frh. Raitz v. Frentz.

Dritte Sitzung.
Verhandeltin der Aula der Realschule zu Düsseldorf am 1. Juni 1874.

Der Marschall eröffnete die Sitzung um II Uhr.
Als Protokollführer fnngirt in der heutigen Sitznng der Abgeordnete Graf von Mirbach-Harff.
Das Protokoll der zweiten Sitzung wird verlesen und nach einigen Ergänzungen am

Schlüsse der Sitzung genehmigt.
Geschäftliches mid Der Marschall theilt folgende Eingänge mit:

Petitionen. 1. Von dein Königlichen LaudtagsEommissar Mittheilung über das Eintreffen der Abge¬
ordneten Ernst Edler von Hhmmen und Freiherr von Geyr zu Mnddershcim,
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2. Antrag des Abgeordneten Graf von Hoeusbroech und Genossen, betreffend das Gesuch
der «GemeindeWalbeck nm Beihülfe für den Ausbau des Geldern Nrcener Weges, Geht an den
lV. Ausschuß.

3. Antrag des Abgeordneten Hirschbrunn nm Herabsetzung der Beiträge bei der Provinzial-
^euer-Soeictät. Wird hinreichend unterstützt uud geht au den IN, Ausschuß.

4. Antrag des Abgeordneten Dictze uud Geuosseu. Für die Revision der Iahres-Rech-
»uugcu der Provinzial Institute solle eine Eommission !lä !u,e aus 3 Mitglieder» von einer
Session zur auderu gewählt werden, Geht au deu I, Ausschuß.

5. Autrag desselben Abgeordneten, daß die Bezirksstraßcu in den Stadtrayons ihren
Charakter als solche verlieren. Geht an den IV. Ausschuß.

Es wird iu die Tagesordnung eingetreten.
Referat des II. Ausschusses, betreffend die Prüfung der Rechnungen und des Verwaltungs, Rechnungen de>? rund-

Berichts des ^andarmcuhauses zu Trier füe die Jahre 1570, 187! uud 1872. Referent: Abge armcnhanseszn Trier
orducter K u nz. p"' ^70/2.

Der Ausschuß beantragt, indem er der umsichtigen Verwaltung seine Anerkennung
zollt, deu vorgelegten Rechnungen mit Vorbehalt der von dem Königlichen Regierungs-
Präsidium zu Trier gezogenen Notaten seine Genehmigung zu ertheilen.

Der Antrag des Ausschusses wird ohne Disenssion angcuommeu,
Referat des IV. Ausschusses, betreffend die Erhöhung auf 15"/« Zuschläge zu den Unter Bezirtsstraßen An^e-

haltungstosten der Bezirtsstraßen im wcstrheinischenTheile des Regierungsbezirks Eoblenz. Referent legenheiten.
Abgeordneter Dr. Winzer, wird bei Erstattnug dieses uud des folgenden Referats durch den
Abgeordneten Schröder vertreten.

Der Ausschuß stellt den Autrag, für die nächste Etatspcriode den Zuschlag von 15°,« für
die Bezirtsstraßen des westrheüüscheu Theils des Regierungsbezirks Eoblen; genehmigen zu wollen.

Der Antrag des Ausschusses wird ohuc Diskussion angenommen.
Von demselben Referenten:
Referat des IV. Ausschusses, betreffend die Erhöhung auf 15°/« Zuschläge zu den Unter^

hallnugstostcu der Bezirtsstraßen im ostrhcinischen Theile des Regierungsbezirks Eoblenz.
Da der ständische Kommissar auf Grund einer Denkschrift der Königlichen Regierung zu

Eobleuz seiue Einwilligung erklärt hat, so stellt der Ausschuß den Antrag, für die nächste Etats»
Periode den Zuschlag von 15°/» für die Bezirtsstraßen des ostrheinischcn Theils des Regierungs¬
bezirk Eobleuz genehmigen zn »vollen.

Der Antrag wird ohne Diskussion angenommen.

'Referat des IV. Ausschusses, betreffend den Antrag des Bürgermeisters zu Odentirchen
uud des ^andraths des Kreises Gladbach, auf Verleguug der Gladbach Elfgeuer Bezirksstraße zwischen
Odenkirchen uud Rheydt am Mühlfortcr Berge. Referent Abgeordneter v. Bönninghausen.

Der Ausschuß tritt der Ansicht der Köuiglichcu Regierung zn Düsseldorf und seines Kom-
missavo bei und schlägt dem hohen Hause vor, deu vorliegende» Antrag abzuweisen, indem einer»
seits die Steigung der Straße noch unter den nach den allgemeinen Vorschriften zulässigen Ver¬
hältnißsätzen bleibe, andererseits durch die Annahme ein bedenkliches Präccdenz geschaffen würde.

Der Marschall eröffnet hierüber die Diskussion.
Der Abgeordnete Prinzen erklärt sich gegen die Abweisung nnd beantragt, im Sinne

der Petition die Abhülfe eintreten zu lassen, indem durch die bedeutendeSteigerung am Mühlforter
Berge mehrfach Unglncksfälle vorgekommen seien.

Der Marsch all bringt den Antrag des Abgeordneten Prinzen zur Abstimmung.
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Derselbe wird abgelehnt und der Antrag des Ausschusses, welcher auf Abweisung der Pe¬
tition lautet, angenommen.

Referat des I. Ausschusses, bclreffeud die Nachweisung über die Berwendnng des ^euud
stcuer-Deckungsfonds der fiinf Negiernngen, Referent: Abgeordneter Frhr. u. Eynatten.

Der Ausschuß hat nichts zu eriuneru gefunden, aber in Betreff des Verfahrens der Re¬
gierung ;u Trier, welche abweichend von den übrigen Regierungen der Art «erfahren ist, daß die
Zahlungsanweisungen in den letzten drei Jahren größtcntheils nur an einem jährlichen Termine
erledigt worden sind, wodurch der Uebelstaud eingetreten, daß die Antragsteller meistens sehr lange
und in vielen Fällen ein ganzes Jahr hindurch auf ihre Unterstützung warten mußten, erscheint es
dem Ausschusse wttuschenswerlh, eine beschleunigtere Erledigung der Zahlungen eintretenzu lassen.

Der Landtag hat hiervon Kenntniß genommen und der sich hieran anschließende Antrag:
„Der hohe ^audtaa wolle den Wunsch aussprechen, daß der Herr Obcr-Präsideut

geneigtest dahin wirtcn möge, die Regierung von Trier für die Zukunft zu einer be¬
schleunigteren Erledigung der Zahlungen zn veranlassen"

wird ohne Diskussion angenommen.
Der Referent verliest ein an den Königlichen ^andtags-Eommissar gerichtetes Schreiben,

betreffend die Verwendung des 6K'nndstcuer-Deetnugssonds und im Anschlnssehieran den betreffen¬
den Antrag wegen Abstellung des bisherigen Verfahrens der Regierung zn Trier.

Das Schreiben wird genehmigt.
Referat des I. Ausschusses, betreffend die Rechnungen der Provinzial-Irre» Heilanstalt zu

Siegburg für die Jahre 1870, 1871 und 1872. Rcfereut Abgeordneter von Bönninghausen.
Der Provinzial-Verwaltungsrath beantragt:

„Der hohe Vandtag »volle den hier vorgelegten Rechnungen nach Erledigung
sämmtlicher Rotaten die Dcchargc ertheilen."

Der Ausschuß hat gegen die Rechnungen nichts zu erinnern gefunden und tritt dem Antrage
des Provinzial-Berwaltungsrathes bei, die Dechargcu zu ertheile».

Die Dechargc wird ertheilt. Referat des I. Ausschusses, betreffend die Rechnnngen der
Provinzial Blindenanstalt zu Dürcn für die Jahre 1870, 1871 »nd 1872.

Referent Abgeordneter Rauteustrauch.
Der Ausschuß beantragt:

„Der hohe Landtag wolle vou deu Rechnungen nach Eriheilnng der definitiven
Dechargc Kenntniß nehmen und dieselben dem Provinzial-Verwaltnngsrath remittiren."

Die Dechargc wird ertheilt.
Referat des 11. Ausschusses, betreffend den Etatentwurf des Vaudarmeuhauses zu Trier

pro 1875/78
Der Referent, Abgeordneter Knnz empfiehlt, die Berathung des Elats so lange ausznsctzen,

bis daß über die von dem Provinzial-Verwalinngsratl, gemachte Proposition Beschluß gefaßt ist,
betreffend die Unterbringung der anf Kosten des Proviu;ial^audarmenhanses zn Trier zu verpflegenden
Eorrigcndcu nach Brauweiler, welche seither iu dem ^andarmenhanse zu Trier verpflegt worden sind.

Der Antrag des Referenten wird angenommen.

Referat des 1l. Ausschusses, bctrcffeud die Rechnnngen der rheinischen Provinzial-Hülfs-
tasse und deren Rebenfonds pro 1870, 1871 nnd l872. Referent Abgeordneter Schult.

Der Antrag des ProvinziabVerwaltnngsratho geht dahin:
„Der hohe Landtag wolle den vorgelegten Rechnnngcu vorbehaltlich der Erledigung

der ofsenslehenden Monita die Decharge ertheilen."
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die Bewilligung eines Zuschussesvon 2500
aus den, bei der Provinzial-Hülfstasscbeste-

Der Ausschuß hat gegeu die vorgelegte»Rcchuuugeu nichts zu erinnern gefunden,tritt
den. Antrage desBerwaltuugsraths bei und schlägt der hohe,, Bcrsammlnug vor, die Decharge zu ertheile».

Die Decharge wird ertheilt.
Referat des II. Ausschusses, betreffend die Bewilligung eines Zuschusseszur Vollendung

der Restauration der Pfarrkirche zu Vrcuiwciler. Herr von Heister verliest au Stelle des Abge-
ordnete:, Schult das Referat.

Der Provinzial-Vcrwaltuugsrath beantragt
Thlru. iu zwcijährlicheuRaten mit je 1250 Thlru,
hcudeu Diöpofitiousfonddisponibel ;u stellcu.

Der Ausschuß tritt dem Autrage des Provinzial-Bcrivaltungsrathcs bei und empfiehltder
hohen Bersammluug, den Antrag mit der gestellten Bedmguug zu genehmigen,daß die Bewilligung
eines Zuschusses von 2500 Thalern au die Bedingung des Rachweiscsder wirtlichen projectinäßigeu
Ausführung der beiden das Chor flantircndcn Thürme iuuerhalb drei Jahren zn knüpfensei.

Der Autrag wird ohne Diskussiongenehmigt.
Der Abg. Schult erstattet das Referat des II. Ausschusses, betreffenddie Umpflasteruug

der Höfe und die Erneuerung einiger Dächer iu dcr Anstalt zu Brcmwcilcr.
Der Ausschuß ist mit dem Proviuzial-Bcrwaltuugs-Rathe einverstandenuud beehrt sich

der hoheu Versammlung vorzuschlagen, für Umpflasteruug der Höfe der Arbeils-Austaltzu Brauweiler
2131 Thlr. 7 Sgr. 0 Pfg. uud für die Erneuerung einiger Dächer derselben Anstalt
-1500 Thlr., zusammen W31 Thlr. 7 Sgr, 0 Pfg. aus dem uorhaudencuReservefondsder Anstatt
zu bewilligen.

Der Marschall bringt zuerst den Antrag auf Bcwilliguug vou N031 Thlr. 7 Sgr.
U Pfg. zur Abstimmuug.

Der Autrag wird geuchmigt.
Der zweite Autrag geht dahin, deu Betrag aus dem vorhaudcncu uud iu seiuer jetzige«

Höhe uicht mehr erforderliche,,Reservefoudszu entnehme,,.
Der Antrag wird ebenfalls augenommeu.
Derselbe Referent erstattet das Referat des zweiten Ausschusses, betreffendden Antrag

der Directiou der Proviuzial-Arbeits-Austalt zu Brauweiler auf Bilduug einer Wittwen- uud
Waiscu-Pcnsioustassefür die Beamten uud Angestellte» dcr dortigen Anstalt.

Der Provinzial-Berwaltnugsrcithstellt den Autrag: Der Landtag wolle beschließen:
1) den Antrag dcr Anstaltsbeamteuvon Brauwciler auf Uebcrweisungdes Pen-

sionsfondövon 12300 Thlrn. zur Bilduug einer Wittwen- uud Waiscn-Pensionstassc
für die Austaltöbeamtcnabzmvciseu und

2) deu Peusiousfonds dem Reservefoudsdcr Anstalt zuzuweisen, wie dies auch be¬
züglich des gleichen Fonds dcr Irren-Anstalt in Sicgburg geschehen ist, uud aus dem¬
selben bei herautrcteubemBcdürfuisseCredite zu ertraordinairenBauten in der Anstalt
worüber einige Anträge schon jetzt «»gebracht werden, zu bewillige».

Der Ausschuß ist der Ansicht des bcigctretcu, uud wird der
Autrag ohne Diskussion angenommen.

Derselbe Referent erstattet den Bericht des II. Ausschusses, betreffcud die Rechuuugeu
der Provinzial-Arbeits-Austaltzu Brauweiler für die Jahre 1870, 1871 uud 1872.

Der Antrag des Provinzial-Vcrwaltuugorathesgeht dahin:
Der hohe Landtag wolle deu vorgelegte»Rechnungen„ach Erledigung sämmtlicher

Monita die Decharge ertheile».

(luschuf! für Rcslau
ratiou dcr Kirche in

Vranweiler.

Bauliche Herstelluugc»
in der Anstalt zn

Brauweilcr.

-5,̂

Uel'erweis»,,!,des
Pensioniifonds der

Nrauweiler-Anstalt
znn, Reservefonds.

'"/.

Rechnungen dcr
ArbcitsAnftalt Brau-

weiter pro 1870 2,
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Der Ausschuß bat nichts zu eriu»cr» gefunden und empfichll, dem Aulragc des Provinzial-
Vcrwaltungsrathes gemäß, die Decharge zu erlheilen.

Die Decharge N'ird ertheilt,
Vc„lr,n H>c>,watt,l»gs Referat des I, Ausschusses, betreffend die Rechnungen über die Kosten der proviuzialstäu-

discheu Zentral Verwaltung pro l«?^?'!, Referent Abg, v. Heister.
Der Provinzial Pcrwaltuugsrath beantragt:

Der hohe Landtag wolle den beiden Rechnungen mit Bezug ans die von den
Mitgliedern des Provinzial Verwaltuugsraths vou Heister und Wachter besonders auf-
genommene!! Reoisiousprotorolle und nachdem sämmtliche Rotatcu bereits erledigt siud,
die Decharge ertheilen.

Die Decharge wird ertheilt.
Der Marsch all theilt mit, daß er den Abgeordneten Kockcrols dem I V. Ausschüsse und

den Abgeordneten Freiherr»! v. (^eyr zu Miiddersheim dem I. Ausschüssezugetheilt habe.
Die Tagcs-Ordnung ist erschöpft.

Geschäftliches. Der M a rschall schließt die Sitzung und beraumt die nächste auf Dinstag, Vormittags
I ! l/2 Uhr an.

(Schluß der Sitzung nm 1 Uhr.)

Der Laiidwgs.MarsckM
Frhr. Raitz v. Frcutz.

Vierte Sitzung.
PcrlMdelt in der Auln der Realschule zu Düsseldorf am 2. Juni 1874.

Der Marfchall eröffnet die Sitzuug um ll'/^ Uhr.
Das Protokoll der dritten Sitzung wird verlesen nud genehmigt.
Das Protokoll der heutigen Sitzung führt der Abgeordnete (hymuich.

Geschäftliches, Der Marsch all theilt mit, daß der Abgeordnete Graf Wcstcrholt in den Landtag ein¬
treten ist. Derselbe wird dem IV. Ausschusse zugetheilt.

Unter den heute vertheilte» Drucksache» befinde» sich die Motive zum Entwurf eines VII.
Nachtrages zum revidirteu Reglement für die FeuerSocietät der Rhciuproviuz vom 1, September
!«Ü2. Wird dem III. Ausschusse überwiese».

Der bereits unterstützte Antrag des Abgeordnete» Lamberts >md Genossen, betreffend die
gesetzlichen»nv administrativen Oestimmuugeu zum Schutz der Thermeu, geht an den II. Ausschuß.

Es wird in die Tages Ordnung eingetreten.
?trc>s!e»bau Anne- Der Abgeordnete v. Vou ningh ause» erstattet das Referat des IV. Ausschusses, be-

lcgeichciteü, treffeud das (Äesuch des Ackerers Hilgers nnd Cousorten zu Kcmpenich um Herstellung einer Chaussee-
verbindimz von Mcche» »ach Ahrweiler, resp, aus den, Brohlthale über Kempeuich nach Adenau.
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Der Referent empfiehlt,nachdem er die zwischen dem Minister für Handel und Gewerbe und dein
Ober-Präsidenten gepflogenen Verhandlungen znr Kenntniß der Vcrfammlnng gebracht hatte, den
Antrag des Ausschusses, der dahin geht:

„Der Landtag wolle beschließen,daß die Königliche Regierung zu Coblenzersncht
werde, die nöthigen Kostenanschläge und sonstigen Vorarbeiten zu erwirken, nach deren
Vorlegung der Provinzial-Landtagsich bereit erklären wolle, eine den Verhältnissenan
gemessene Beihülfe zum Bau genannter Wege aus Provinzialfonds zu gewähren,"

Der Marsch all eröffnet hierüber die Diskussion.
Der Abgeordnete Krenzberg empfiehltdie Bewilligung eines Zuschusses, und weist unter

Bezugnahme auf die von dem HandelsministerinmvorliegendeBefürwortung einer Unterstützung
cuif die Nothwendigkeit hin, für die genannten Ortschaften eine Chanssee-Verbindnng herzusteüeu.

Der Abgeordnete M ü n st e r erwidert hieraus, unter Bezugnahme auf den 8, 7 des Regu-
lativs vom 17. September l855, daß der Landtag erst dauu berechtigt sei, Zuschüssezu deu
Straßenbantcn zu bewillige»,weuu er vollständigin der Lage sei, den Kostenpunkt uud was aus
der Straße werde, zu übersehen.

Der Referent empfiehlt ebenfalls, die'Bewilligung eines Zuschusses erst dann eintreten
^> lassen, wenn ein Kostenanschlag vorliege.

Der Abgeordnete Krenzberg erklärt sich wiederholt für die Bewilligungeines Zuschusses,
indem die Straße thcilweise fertig und daS noch Fehlendesich leicht berechnen lasse,

Der^ Abgeordnete Graf v. Hoensbroech hält es für angemessen, das Worl „eventuell"
einzuschalten, da es nicht augemcsseu erscheine, sich für alle Fälle und jede Summe zu binden.

Der Marsch all schließt die Diskussionnud bringt deu Antrag des Ausschusses mit dem
Amcndement des AbgeordnetenGrafen von Hoensbroech, das Wort „eventuell" einzuschalteu,zur
Abstimmung.

Der Antrag des Ausschusses wird mit diesem Amendementangenommen.
Referat des IV. Ausschusses, betreffend die Aufnahme der Mayen-Anderuacher Aetienstraße

in den Vezirtsstraßenverband des westrhcinische»Theiles des Regicrnngsbczirts Noblen;, Der
Referent, Abgeordneter l)r, Wnrzer wird bei Erstattung des Referats durch den Abgeordneten
Schröder vertreten.

Der Ausschuß ist nicht iu der Lage, deu Autrag befürworten zn können, nnd erlaubt sich
der hoheu Versammluugzn empfehlen:

„Die Direktion der Nuderuach-Mayener Attienstraße mit ihrem Petitnm abzu
weisen."

Der Autrag des Ausschusses wird ohne Diskussionangenommen,
Referat des IV. Ausschusses, betreffenddie Aufnahme in die Reihe der Bezirksstraßen:
1. der Prämienstraße von Bcrnkastel nach Mülhcim. Referent: AbgeordneterRichter.
Der Ausschuß beautragt, die Aufnahme der Prämienstraße von Bernkastei nach Mülheim

nach vollständigbewirktem und bescheinigtembezirksstraßenmäßigen Ausbau in die Reihe der Bezirks'
straßen des RegierungsbezirksTrier beschließen zu wollen.

Der Autrag des Ausschusses wird genehmigt.
2. Die Aufnahme der Prämieustraßc von Wiutrich nach Ncinsport (Rieder-Emmel)in die

Reihe der Bezirksstraßendes RegierungsbezirksTrier.
Der Ausschuß empfiehlt dein hohen Hause, da diese Straße von überwiegendgroßem

Interesse für die beuachbarteuOrte und den allgemeinenVerlehr ist, die Ausnahmederselben in
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den Bczirksstraßenverband des Regierungsbezirks Trier vorzuschlagen, unter dem Vorbehalt, daß
der vollständig bezirtsstraßcumäßige Ausbau noch nachzuweisen ist.

Der Antrag des Ausschusses wird ebenfalls augeuoiniuen,
Referat des IV. Ausschusses, betreffend die Uebernahme mehrerer Gemeinde-Ehausseeu ans

den Bezirksstraßeu-Vaufoubs des Regierungsbezirks Aachen. Referent: Abgeordneter Paulsscn.
I. Ans Uebernahme der Gemeinde-Chausseen von Girl über Encheu und Broich nach

Neußen und von Encheu nach Vorweidcn.
Nachdem der Referent über die Länge der ausgebauten Strecke und die darauf ver¬

wendeten Geldmittel uähcre Mittheiluug gemacht hat, empfiehlt derselbe den Autrag des Ausschusses,
der dahin geht: daß es in der Billigkeit liegt, diese Straßen gemäß Autrag der Königlichen Regie-
rnng in Aachen und mit Zustimmung des ständischen Eommissars, nach dereu bezirtsstraßenmäßiger
Instandsetzung auf den Bezirtsstraßcu-Banfonds des Regierungsbezirk Aachen zu übernehmen uud
zwar um so mehr, als der genannte ?fondi> sich in günstiger Lage befindet, indem er nach der
letzten Rechnung au Ucberschuß der Einnahme über die Ausgabe !>50<» Thlr. gehabt hat.

Der Autrag des Ausschusses wird angenommen,
II. Auf Uebernahme der Gemeinde-Chaussee von Euibten nach Mssenich.
Der Referent ertheilt in gleicher Weise nähere Austnnft über die Straße.
Der Ausschuß empfiehlt in Berücksichtigung der günstigen Lage des Bezirtsstraßeufonds

auch diese Straße zur Aufnahme.
Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
III. Übernahme der Gemeiude-Ehaussee von Aldcuhoveu uach Liuuich,
Der Ausschuß ist der Ansicht, daß es in der Billigkeit liegt, die älteste der im Bezirk

Aachen gelegenen, ohne Staatsbcihülfe allein gebauten Straße auf den Bezirksstraßeu-Baufonds zu
nbcruehmen.

Der Antrag des Ausschusses wird augenonnnen.
Dispusitiunsrcchtder Referat des IV. Ausschusses, betreffend die Äewilliguug von Zuschüssen zn öffentlichen
Staude üb« den ihnm Zwecken aus den Zinsüberschüssen der Provin;ial-Hülfstassc.
zugewiesenen Antheil Der Abgeordnete Kunz bringt das hierauf bezügliche Schreiben des KöniglichenLandtags-

"'^"'^"'^""'" Eommissarins vom 27. Mai c. zur Kenntniß der hohen Stände-Versammlung, wonach zn solchen
Zuschüssen die Geuchmiguug der Königlichen Staatsregiernng nicht mehr erforderlich fei.

litats für das Land Referat des II. Ausschusses, betreffend die Etats für das Landarmen- und Eorrigenden-
arme»' und (iurri Wesen pro l«?4/7<» nebst den Etats für die Arbeitsanstalt zu Brauweiler für dieselbe Periode.
>Mdenwcscnfilr die ^ch.^mt Abgeordneter Schult.
Ärbcitsanftaltzn ^. Antrag des Provinzial-Verwaltuugsraths lautet:

„Der hohe Landtag wolle den nebst Motiven hiermit vorgelegten beiden Etats nach
den Vorschlägen des Proviuzial-Verwaltnngsraths die Genehmigung ertheilen."

Der Ausschuß hat nichts zu erinnern gefunden, erklärt sich mit den Vorschlägen des Pro-
vinzial-Verwaltungsraths einverstanden uud beehrt sich, der hohcu Versammlung die Genehmigung
der Etats vorzuschlagen.

Der Marsch all bemerkt, daß er nach Verlesung der einzelnen Positionen, wenn Niemand
sich zum Wort meldet, die betreffende Position als angenommen erachten werde.

^ Der Referent verliest hierauf die einzelnen Positionen der Etats.
^,. ^ Die sämmtlichen Positionen werden genehmigt.

''^-^' Der Marsch all theilt in Bezug auf die demnächst stattfindende Wahl der nach der
Allerhöchsten Propositiou zu bcrnfeudcu Mitglieder uud Stellvertreter zu deu Bezirks Kommissionen
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für die klassierte Einkommensteuer das eingegangene schreiben des Königlichen Landtags Konnnis- 'Neuwahl der Mit-
W's mit, betreffend die Berzeickmifsc der eintonnnensteuerpflichtigen Einwohner der
mit Angabc der ^trncrstufen :c., nach ^legiernngsbezirten geordnet,

ferner das Restript des Herrn ssinanzministers vom 24. Mai d, I., wonach hinsichtlich
der Aufgaben dieser Kommissionen, sowie deren Zusammensetzuug und der Dauer ihrer Wahl in Ge-
mäßbeit des Gesetzes vom 25. Mai v. I. verschiedene Aenderungen eintreten.

Dir Anzahl der Mitglieder der Bezirts-Kommissionen soll fortan betragen:
für Coblenz 9 Mitglieder, «', Ersatzmänner,

„ Düsseldorf 12 „ 9
., Loln 15. „ 9
„ Trier « „ 3 „
„ Aachen 12 „ «i

Die Mitglieder der Bczirts'Kommissionen sind in der vorbezeichnetenAnzahl von der Pro-
vinzial-Brrtrrtnug zn zwei Drittheilen ans Eintommenstruerpflichtigen, zu einein Dritttheil ans
'^asseusteuerpflichtigen des Bezirks zu U'ähleu.

Die Wahl der Mitglieder der Bezirtstommissionrn erfolgt fortau auf drei Jahre und bis
^i dem auf den Ablauf diefcr ihrer Wahlperiode folgenden ersten Zusammentritt des Provinzial
"andtages.

Nachdem der Marsch all in Bezug auf die Klassensteuerpftichtigen, deren Listen wegen
ihres großen Umfanges nicht haben vorgelegt werden können, eine nähere Besprechung zwischen den
Abgeordneten für zweckmäßig erklärt hatte, wurde die Sitzung geschlossenund die näebste auf Mitt
woch Vormittag !«> Uhr anberaumt.

(Schluß der Sitzuug um I Uhr."»

Der Landtags-MlN'schcill:
Freiherr Naitz von Frentz.

Mnfte Sitzung.
Verhandelt in der Aula der Realschulezu Düsseldorfam 3. Juni 1874.

Der Marsch all eröffnet die Sitzuug um 10 Uhr.
Das Protokoll der 4. Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Als Protokollführer für die heutige Sitzung fungirt der Abgeordnete Graf MirbachHarsf.
Der Marschall theilt mit, daß für den verstorbenen 1. Stellvertreter Mülhens der HescMlicüc Mi

2, Stellvertreter I. H. Heimanu zu Eöln einberufen ist. theilungen.
Der Königliche Landtags-Commissar hat die Straßenkarten und Ztraßenverzeichnisse der

Regierungsbezirke Düsseldorf, Eöln, Aachen nnd Trier übersandt. Geht an den I V. Ausschuß.
Es wird in dir Tagesordnung eingetreten,

5
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Wahl der Bezirk« 1. Wahl der nach der AllerhöchstenProposition zu berufenden Mitglieder und Stellvertreter
Comnnsswnen f>!r ^, ^ Bezirks-Commissionen für die tlassificirteEintomuienstcucrund Klassensteuer.
Classen-" und Ei»

wmmenstcncr. Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel und fuugiren als Scrutatoreu:
1. Für den Regierungsbezirk Aachen die Abgeordneten Freiherr uou Spies und Schröder.
2. Für den RegierungsbezirkCoblenz die AbgeordnetenAremig und Cäsar.
3. Für den RegierungsbezirkCöln die AbgeordnetenMnnd und Freiherr von Loii

(Siegburg).
!. Für dcu RegierungsbezirkDüsseldorf die AbgeordnetenSenl und von Heister.
5. Für den RegierungsbezirkTrier die AbgeordnetenRautcustrauch und Schniidtborn.
Es werden gewählt:

I. Für den Regierungsbezirk Aachen:
Es sind 55, Stimmzettel abgegeben.

lr. ans den Einkommeusteucrpflichtigen:
1. OberbürgermeisterEontzen zu Aachen.
2. Bürgermeister Paulssen zu Vaffeld.
3. Freiherr von Gehr zn Aachen.
4. EommerzicnrathSchöllcr zu Düren.
5. Fabrikant F. S. Vang-Gores zu Malmedy.
<>. Graf Goltstciu zu Breil.
?. Freiherr von Äonrschcidtzu Rath.
l»l. Fabrikant E. Peters zu Eupeu.

l). aus den itlafsensteuerpflichtigen:
'.». GutsbesitzerKockerols zu Vciffarth.

10. Bürgermeister Peters zn Mertzenhcmseu.
II. Ortsvorsteher Dederichs zu Dahlem.
!2. Beigeordneter Frantzen zu Eschweiler.

ucl ll. Stellvertreter aus dcu Eiukommeustcuerpflichtigen:
1. Freiherr von Spies zn Hall.
2. GutsbesitzerIanseu zu Biusfeld.
3. GutsbesitzerIos. Jausen zu Scherreshof.
4. Fabrikant G. Fremcrch zu Eupeu.

u,cl d. Stellvertreter aus dcu Klasscusteuerpflichtigeu:
5>. I. Herhaan zu Wollersheim.
6. D. Dedeu zu Aachen.

II. Für den Regierungsbezirk Coblenz.
Es sind 59 Stimmzettel abgegeben.

»,. aus deu Eiukommensteuerpflichtigen:
1. Adv.-AuwaltVremig.
2. Viel. Sahler zu Ercuznach.
3. I. W. Caesar zn Renwied.
4. G. Hirfchbrnnn zu Obermendig.
5. Ioh. Müller zu Güls.
U. G. E. Immich zu Entirch.
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!,, ans den Klasseustcuerpflichliaen-
7. Autou Vehuiauu zu Ave,,»».
K Math, Ios. Creuzberg ;u Ahrweiler.
!». Bürgermeister Äurz zu Flammersseld.

!>,! !>., Stellvertreter aus deu Cinlomuteusteuerpflichtige»'
!, Neutuer Slaudt zu ÄhrN'eiler.
^i. Heiurich Trapp zu Waldböckelheim.
^, ^oh. Reifs zu Maycn.
1. Will). Wachter zu BopPard.

^«1 !,, Stellvertreter aus den >tlasseusteuerpflichtigeu:
3, Bürgermeister Frausguiu ;>l Untel.
6. Ludwig Thesseudorf zu Thalböckelheiiu.

lll. Für dcu Nc g i eruugs be zir t Cölu:

Es siud 5U Stimmzettel abgegeben, >vovou^ als uilgüllig erklärt werden.

-^. aus deu Ciutommeusteuerpflichligeu:
1. Freiherr von Franken zu Heuurf.
2. Ochcimrath ^coeggcrath zu Bouu.
!l. Bürgermeister Sechult zu Olesseu.
!. Dr. Vieler zu Mülheim a./Rh.

5. Bürgermeister ^teß zu Nheiubach.
<i. Fabrilaut C. Pickardt zu Muumersbach.
7. Gutsbesitzer Ios. Wciet zu Stommeln,
,^. Stadtverordneter Horst zu Cölu.
9. Stadtverordneter Vt'ohlhaas zu Cöln.

I«>. Stadtverordneter ilaesen zu Cöln.

>>, »n!^ oeü >Nafsensteucrpflichtigeu:
I I. ,'ldvotat Schneider zu (5ölu.
!2. Bürgermeister Ittcnbach zu Gymnich.
1!!. „ Schmitz zu Obertasse!.
11. „ Schuorrenberg zu Vilich.
15. Bürgermeister a. D. Wachendorf zu Bcnsberg.

ll,I ,>. Stellvertreter aus deu Ciutoimneusteuerpflichtigcn:
1. Bürgermeister Müller zu Citorf.
^. Gutsbesitzer Friugs zu Hersel.
8. Hauptmauu Mund zu Beusberg.
^. Herr Wehucr zu Niedergaul bei Wipperfürth.
5, Banquier August Hcuser zu Cöln.
U, Reumer und Kirchcurendaut Hittorf zu Cöln.

i,,! !>. Stellvertreter aus deu Masseusteuerpflichtigen-
7. Gutsbesitzer Peter Frinzs zu Buschdorf.
«. Beigeordneter Angust Strunck zn Hennef.
9. Heribcrt Rech zu Noisdorf.



, 36

IV. Für den Reg ieruu gs bezirk Düsseldorf.
Es sind .')8 Stimmzettel abgegeben:

.->,. aus den Eiukommensteucrpflichtigen:
1. Hausitmaiin Münster zu Wesel.
2. Franz Broich zu Grcfrath, Kreis Reuß.
3. Graf von Hoeusbroech zu Haag.
4. Wilhelm uon Ehneru zu Barmen.
5. Carl Schwarz zu Düsseldorf.
«>. Friedrich Hermann Wülfing zu (ilberfeld.
7. Commerzieurath Prinzen zn Gladbach.
8. Gustav vom Rath zn Duisburg.

!,, aus den Klassensteuerpflichtigen:
9. Banunternehmer Dnitges zu Crefeld.

10. Bäckermeister Angnst Vohof zu Elberfeld.
11. Oeeonom Schraveu zu Nedem bei Goch.
12. Occonom H. A. Hescmaun zu Neuß.

ilä n. Stellvertreter aus den üinkommeusteuerpflichtigen:
1. Graf Ä. von Spee zu Heltorf.
2. Albert Hardt zu Lennep.
3. Moritz vom Brück zu Crefeld.
4. von Bönninghauseu zu Hollandshof bei Xanten.
5. Kaufmann Schüler zu Dornap, Kreis Mettmaun,
6. Gutsbesitzer Arnold Maas zu Schwelgern, Kreis Mittheiln au der

Ruhr.
«ul l>. Stellvertreter aus den Massensteucrpftichtigen:

7. Fabrikant I. F. Arns zu Nemschcid.
8. Oeeonom Dominitus Haets zn Capelleu bei Gelder».
!». Kaufmann H. Stöcker zu Gladbach.

Der Mars6)all erklärt, daß bei der Wahl für deu Regierungsbezirk Trier sich die
Beschlußinifähigkeit des Landtages ergeben habe, indem nur ">1 Stimmzettel abgegeben worden nur
daß daher die Wahl für den Regierungsbezirl Trier in der nächsten Sitzung stattfinden werde.

Bei der inzwischen wieder eingetretenen und durch das Bureau tonstatirten Beschlnßfähigteit
werden die Vcrhandluugeu wieder aufgeuommeu.

Der Marschall bringt folgenden mit <>? Unterschriften versehenen Antrag zur
Verlesung.

A u t r a g.
Neue Provinzial, „Der hohe Landtag wolle beschließen, mittelst besonderer Adresse au des Kaisers und

Kiew »nd Gemeinde, Königs Majestät die alleruuterthänigste Bitte zu richte», daß deu Ständen der Provinz die für die
«lp-StÄdle-Ordnung Rheinprovinz in Aussicht genommeue ucue Provinzial-, Kreis- uud Gemeinde- resp. Städte-Ordnung

vor deren Elnbringuug in die beiden Hauwr des ^auotages der Monarchie »u Entwürfe zur
Begutachtung vorgelegt werde.

G r ü n d e.

Räch der Allerhöchsten Vcrheißuug zu III. des allgemeinen Gesetzes wegen Auorouuug
der Provinzialstäude vom .^. Juni 1823 lGesetz-Sammlimg Seite 129) sind die Proviuzialstände
das gesetzmäßige Organ der verschiedenen Stände in jeder Provinz, demgcmäß a» sie die Gesetz-
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Entwürfe, welche allein die Provinz angehen, gelangen sollen. Auch ist hier den Villen der Stande,
welche auf das spezielle Wohl und Interesse der ganzen Provinz oder ein« Theile? derselben
Beziehung haben, die Königliche Annahme und Prüfung verheißen.

Kaum dürfte sich eine Materie in der (Gesetzgebungfinden, die in erhöhlerem Maße das
besondere Interesse unserer Provinz berühren tonnte, als der Erlaß neuer organischer Bestimmungen
in der Provinziab, Kreis- und Gemrinde-Verfasfung für dieselbe.

Diese drei Gesetze umfassen sämmtliche Momente des öffentlichen eommunalen Lebens; ec>
kommt demgemäß darauf an, bei den durch die Staatsrcgieruug für Ausbildung des Principes der
Selbstverwaltung für uothweudig auerkaunten Acuderuugeu die den wirtlichen Bedürfnissen, den
Eigenthümlichkeiten, der historischen Zusammengehörigkeit, besondern Landcs-Art und Gemeinschaft-
lichkcit der Interessen der Provinz entsprechenden Reformen zu schaffen.

Die Nhcinproviu; steht in der Entwickelung des öffentlichen eommunalen Lebens, in der
Wahrnehuniug aller Interessen des gemeinsamen Verbandes an der Seite der besten Provinzen
des großen Deutschen Vaterlandes nnd sie hat iu ihrer Vertretung, der proviuzialständischen Per-
sammluug, Schritte der Staatsgesetzgebuug, die geeignet waren, eine weitere Förderung ihrer
Gesammt-Inleresscn auf diesem Gebiete herbeizuführen, mit besonders lebhaftem Interesse aufgenommen.

Die Königliche Staatsregiernug hat durch die Vorlage eiucr besonderenProvinzialOrdnung
für die alte» Provinzen an dir beiden Häuser des Landtages, sowie dnrch den bereits erfolgten
Erlaß einer neuen Kreisordnuug für die alten Provinzen anerkannt, daß es sich in dieser Materie
um spezielle Interessen der Provinzen handelt. Sie hat das Regulativ für die Organisation der
Verwaltung des proviuzialstäudischeu Vermögens nnd der vrovinzialsländischeu Angelegenheiten
iu der Rhciuproviuz den Ständen vor Erlaß zur Begutachtung unterbreitn. Die in der Provinzial-
und Kreisorduung beabsichtigten Aeuderuugen schueidenin die bestehende Organisation wesentlich ein.

Damit die für unsere Proviuz zu erwartenden Gesetze dazu geeignet werden, allen Bedürfe
uissen gerecht zu werde» nnd dauernde Zustände auf der Basis gemachter Erfahrungen zn schaffen,
erscheint es dringend wünschenswerth, zu den fraglichen besetz Entwürfen das Gutachten des Rhei-
»ischcn Provinzial Landtages einzuholen, der iu sciuer Zusammensetzung alle Stände der Provinz
vertritt und vorzugsweise iu der Lage ist, riu selbststäudigcs, lediglich vom Interesse der Provinz
dictirtes Urtheil abgeben zu töuueu.

Düsseldorf, deu 3. Juni 1«?4.

Der Marschall bringt den Antrag zur Abstimmung uud wird derselbe mit großer
Majorität augcuommcu.

Der Marsch all ersucht in Äczng auf dc» ebcu gefaßten Beschluß deu Abgeordnetem
^rhr. von Solemacher, eine Adresse an Se. Majestät zu cutwerfeu.

Referat des ll. Ausschusses, betreffend die Beschaffung von Urtuudeu-Material und Zuschüsse an °K Pro-
Erweiterung der Bibliothek. uinz,al°Arch«e zu

Der Referent, Abgeordneter Dr. R o e g g erat h bezieht sich in seiucm Vortrage auf den 5>Md°rfuudEoblenz.
Von dem Proviuzial- Verwaltnngsrathe dem hohen Landtage unterbreiteten Antrag, „daß er zur
besseren Dotiruug der Provinzial-Archiue zu Düsseldorf nnd Eoblenz behufs Beschaffung von
UrtuudemMatcrial uud Erweiterung der Bibliothek vou 1«?5 au bis zum nächsten Zusammentritt
des Provinzial^audtags alljährlich die Summe vou je 2U0 Thlrn. für jedes Archiv aus den Zius-
Ucberschüsfen der Provinzial-Hülfslafse bewilligen wolle."

Drr Ausschuß tritt diesem Antrage bei uud trägt darauf au, vom Jahre l«?'^> an jedem
dieser Archive jährlich die Summe von 200 3hlru. aus deu Ziuoüberschüsseu der Provinzial Hülfs-
Kasse zu bewilligen.
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Der Marschall eröffnet hierüber die Diskussion.
Der Abgeordnete Graf von Hoensbroech richtet die Frage an den Referenten, ob ein

Verzeichnis; über die in den letzten Jahren bewirkten Anschaffungen vorliege incl. Kosten, welche
dafür aufgewendet worden.

Der Referent bemerkt, daß die Rechnungen über die Verwendung des ständischenFonds
für die ^ahre 18?t, 1872 und 18?:; hier vorliegen, und er glaube versichern zu können, daß die
Verwendung in einer zweckmäßigenWeise erfolgt sei, indem der Erwerb vieler in Privatbanken
befindlichen Urkunden stattgefunden habe. Es seien Huudertc von Urkunden und Büchern auge¬
schafft wordcu.

Der Abgeordnete Graf von Hoen 6 broech erklärt sich damit einverstanden, die Archive
zn ergänzen, glaubt aber, daß dc» Bedürfnissen genügt werde, wen» die bisherige Summe von
l00Thlru. für jedes dieser Archive anfgeweudct werde, und weist darauf hin, daß in feiner Gegend
auch Nachforschungen über Urkunden stattgefunden haben und daß manche dicfer Sachen von den
Besitzern gratis verabfolgt feien.

Der Abgeordnete Äremig empfiehlt die beantragte Bewilligung unter Bezugnahme auf
die Stadt Cöl», welche iu dem Etat 600 Thlr, für das städtische Archiv ausgeworfen habe.

Eine einzelne Stadt der Provinz wende also für diefen Zweck 50"/» mehr auf, als hier
für die ganze Provin; in Anspruch genommen werde,

Anf die Bemerkung des Abgeordneten Baum, daß aus dem Referate die Zahl und die
Art der Anschaffungen nicht hervorgehe, weist der Referent auf den zweiten Theil des Berichts, die
Rechnungen hin, ans denen das Detail mit Leichtigkeit ersehe» werden louue.

Der Abgeordnete Graf von Hoensbroech hält die Anführung des Abgeordneten Breinig
iu Betreff der von der Stadt Cölu für diesen Zweck verwendeten Summe'nicht für zutreffend,
indem das Archiv einer Stadt, wenn es zu ewiger Bedeutung gelangen solle, große kosten erfordere,
während es sich hier nm die bereits fnudirten Archive in Düsseldorf uno Coblenz handle, in denen
schon vieles vorhanden sei, was andere Archive erst anschaffen müßten.

Der Referent bemerkt, daß die Archive für Aufkäufe der im ganzen Vande zerstreut
vorkommenden Urkunden keine Fonds besitzen und daß die bisher gewährte Summe von 200 Thlrn
für beide Archive sich als zn gering herausgestellt habe, und er trage nochmals im Namen des
Ausschusses darauf au, 200 Thlr. für jedes Archiv zu bewilligen.

Der Abgeordnete Freiherr Kclir v. Loü hält es für zweifelhaft, ob die Erhöhung der
Zumiue für die beiden Archive auch einen wirtlichen Nutzen gewähre.

Es würde sogar wünschcnswerth sein, daß sich Archive im kleineren Rahmen bildeten, und
da ein klares Bild von den bisherigen Anschaffungen nicht gegeben fei, fo könne er fich nur dafür
auösprechen, es beim Alten zu belassen.

Der R cfer e n t erwidert, daß die Zweckmäßigkeit oder Unzweckmäßigteit solcher kleineren
Archive hier nicht in Betracht gezogen werden könne, andernfalls müsse er bitteu, eiueu Scparat-
Autrag zu diesem Zwecke dem Landtage vorzulegen.

Nach einer weiteren Ansführuug des Abgeordneten Bremig in Betreff der Wichtigkeit
uno Reichhaltigkeit des Archivs ;» Eoblenz wird der Schluß der Distussio» beantragt und
angenommen.

Der Marsch all bringt den Autrag des Ausschusses zur Abstimmung, für die Archive zu
Düsseldorf nnd Eoblenz von l?-<75 an für jedes Archiv jährlich 200 Thlr. zu bewilligen, und
wird derselbe augcnommcn.

Die von dem Ausschusse geprüfte» Rechnungen der Königlichen Staats-Archive zu Coblenz
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und Düsseldorf pro 1871, 1872 und 187" werden nach dem Antrage des Ausschusses zn den
Acten sieben.

Hierauf wird zur Wahl des Dircctors der Provinzial-ssener-Soeietät geschritten. Wahl t^s Direcwrö
Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. 5" ^mnzia! Feuer
Zu Scrutatoren werden ernannt: Die Abgeordneten v. Heister und Frhr. v. Hövel.
Es sind 73 Stinnucn abgegeben. Die absolute Majorität beträgt 37.
Es haben Stimmen erhalten: Der Abgeordnete Landrath Seul 58, der General-Direktor

Earl Krüger in Berlin !», der Inspektor Aurger 4, der Advotat-Anwalt Pellmann 1 Stimme, nnd
ein Zettel enthielt leinen Namen.

Der Marsch all proclamirt hierauf den Landrath Scnl als erwählten Direktor der
Provinzial-ssenerSocictät.

Der Abgeordnete Scnl spricht seinen Dank für die auf ihn gefalleuc Wahl aus mit der
Versicherung, daß es sein eifrigstes Bestreben sein werde, seine ganze Kraft für das Gedeihen der
Provinzial Fener Soeietät einzusetzen, um sich des ihm hentc geschenkten Vertrauens würdig z»
N'weisrn.

Nach einer halbstündigen Panse wird die Sitzung um 1 Uhr wieder aufgenommen.

Der Marschall theilt folgende Eingänge mit: Neue Eingänge.
1. Antrag der Gemeinden Haanuud Ellfcheid, betreffend die Unterstützung des Ehansseebanes,

Geht an den IV. Ausschuß.
2. Von dein königliche» Landtagö-Kommissar: Die Ausführung des Gesebes, betreffend

die Erstattung der Kriegsleistungen pro 1870/71.
3. Autrag auf eiueu Zuschuß zum Ausbau der Kirche zu Frauwüllesheim im Kreise Düren.

Der Antrag, den der Abgeordnete Jausen zu dem seinigen gemacht hat, wird hinreichend unterstützt
und geht an den II. Ausschuß.

Der Abgcorduete Schröder erstattet das Referat des II. Ausschusses, betreffend die Nachtragzum Acgle-
Anlegung disponibler Barbestände bei Privatbaukhäuscru bis zum Betrage vou 20N,<»«<» Thlrn. '""" dc>' Provinzial

Der Ausschuß beantragt: ,Mfsla„e.
Das hohe Haus wolle folgenden Zusatz zum H. 15 des Statuts der Hülfskasse

beschließe»:
„Soweit die Baarbeständc der Hülfstasse uicht auf die vorstehende Weise nach ^.^

den obwaltenden Verhältnissen verzinslich angelegt werden tonnen, kann die Direction
dieselben bis zn dem, durch den Provinzial-Verwaltuugsrath festzusetzendenMaximal
betrag auch bei Privatbautcn, welche ihr vou dem Proviuzial VerwaltuugMath bezeichnet
werden, verzinslich hinterlegen."

Der Marschall eröffnet hierüber die Diöknfsion.

Der Abgeordnete Dietze will zwar keinen Antrag stellen, weist aber darauf hin, daß
«. B. die Spartasse in Elberfcld bei Bankhänsern Baarbcstände anlege, die ihr als Sicherheit
Effekten zu stellen sich bereit erklären.

Der Marsch all stellt anheim, einen desfallsigen Antrag bei dem Vrrwaltungsrathe
Zuzubringen.

Der Antrag des Ausfchnsfes wird angenommen.
Derselbe Referent erstattet den Bericht des II. Ausschusses über die Vorlage des Ausgäbest

Proviuzial-Verwaltuugsraths, betreffend die «veststelluug des Ausgabe-Etats der Direktion der ^^iI"hiils-Mse
rheinischen Proviuzial-Hülfskassc pro 1871/76. ^ ,874/^.
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Der Ausschuß beantragt:
^.^ ' „Der hohe Landtag »volle den, von den, Provi,i;!al Verwaltnngsrath vorgelegte»

Ausgabe-Etat für die Direktion der rheinische» ProvinzialHülstasse pro i«<4/?«> seiue
Zustimmung ertheile» und die jährliche» Verwaltuugskosten dieser Direktion auf die
Totalsumme von !^20N Thlrn, für die nächste Etatsprriode uorunreu."

Der Antrag wird augeuommen.

^andarnicn Reckunug D e r s e l b e i)c e frrcnt erstattet den Bericht des II, Ausschusses, betreffend die Nechuuug
pru 1872, ^, das Laudarmeuwescn pro i«?2.

Der Ausschuß beantragt:
„Der hohe Landtag wolle der vorgelegten Landarmen-Nechnnng pro 1872, deren

Monita erledigt sind, die Dcchargc ertheilen,"
Die Decharge wird ertheilt.

Aufnahme uo» Referat des I, Ausschusses, betreffend die Erfordernisse uud Pensionssätze für die Aufnahme
Penswncnrc» in die „ud Verpflegung von Krauten in der Provinzial-Irren-Heilanstalt zu Siegburg, Referent Freiberr

IrrenansialtSiegburg, ^ ^„ ^ ^ ^ (Siegburg.)
Der Ausschuß beantragt:

Der Landtag wolle den von dem Provinzial-Verwaltnugsrathe in Vorschlag
ch^,- gebrachte» Festsetzungen im Reglement seine Zustimmuug ertheile«.

Der Antrag wird genehmigt.

Uebclfiihnmcider Cur- Referat des II. Ausschusses, betreffend die Unterbringung der Eorrigenden aus dem
rigcndc»ans dem Negiernngsbczirk Trier in die Proviuzial-Arbritsanstalt zu Vramoeiler. Refereut: Abgeordneter Ku uz,
Nec,ieninc,«dezir!e " ^ c>r «-^ c^ <>^ /

Trier nach ««»weiter. Der II. Aus,chnß bittet:
„Der hohe Landtag wolle dem Antrage des Verwaltnngsraths die Genehmigung

^ ^' ' ertheilen."
>^ Der Nutrag wird genehmigt.

T elder ^^ ?)teferat des I. Ausschusses, betreffend die Tagegelder und Reisekostender provinzialständischen
Miseren der stand! Beamten. Referent: Abgeordneter Strn n t.

scheu Beamte». „Der Ausschuß beehrt sich, der hohen Versammlung das vorberührtc Reglement
zur Anuahme zu empfehlen."

^V^"" Der Antrag wird angenommen.
Herr von Heister erstattet ein Referat, welches nicht durch den Ausschuß gegangen ist,

Äufhebima, der Sielte h^-^,,5 die Aufhebung der Stelle eines provinzialständischen Negistrators uud Kanzlei -^nsvektors.
eines ständische» Nea,i ^^. P^,ui„;ial-Verwaltnngsrath beantragt, da mit der Ei»richt»»g der Bureaux

''^svekt"'r°s?im" des Provinzial-Verivaltungsraths i» Düsseldorf es nicht mehr zweckmäßigerscheine, die
Pvuunizml Landtage. Stelle des Registrators und .«anzlci-Iuspcttors in Gestalt eines ')c'ebcnaintes für einen

Staatsbeamten noch ferner beizubehalten, sowohl die Stelle des ständischen Kanzlei-
<^. Inspektors eingehen zu lassen, wie auch die Zahlung der bewilligten besondere»

4>^' Remuneration für die Beschaffung von Schreibhülfe zn sistiren, die entsprechenden
Arbeiten aber durch die Bureaux der proviuzialstäudischcu Central Verwaltung künftig
beforgen zn lassen."

Der Referent empfiehlt, den Autrag des Prouiuzial-Verwaltuugsraths anzunehmen mit der
Maßgabe, daß dem Kanzlei-Inspettor, Regieruugs Zctretair Tauwel, fein bisheriges Einkommen
bis zum Tchluffe des Jahres belassen werde nnd verliest der Referent ein schreiben des 5)erru
Tauwel, worin derselbe auf die iu dem Vertrage vorgeschriebene Kündigungsfrist Verzicht leistet.



Der Landtag nimmt den Antrag mit der Maßgabe an, daß Herr Tauwel seine Funktion
»och fortührt bii< znr Abwicklung der Landtags Geschäfte.

Der Marsch all erklärt, daß das ans der Tagesordnung befindliche Referat des Abge¬
ordneten Ä a ch e m, der augenblicklich nicht auwcseud sei, für heute ausfallen müsse.

Der Marschall schließt die Ätzung und beraumt die nächste auf Freitag Vormittags
>' Uhr au.

(Schluß der Sitzung um 1'/, Uhr.)

Der Landtags-Marschall:
Frhr. Raitz v. Frentz.

Sechste Sitzung.
Verhandelt in der Aula der Realschulezu Düsseldorfam 5. Juni 1874.

Der Marschall eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Das Protokoll der ,1. Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Das Protokoll für die heutige Sitzung führt der Abgeordnete Graf Mirb a ch-H a rff.
Der Marfchall theilt folgende Eingänge mit!
1. Interpellation, betreffend die Ansgleichung der im letzten Kriege auferlegten Kriegs- Neue Eingang«

>eistnngcn.
In Vczng auf diesen Gegenstand, bemerkt der Marsch all, sei eine Vorlage des König-

liehen Ober-Präsideuten eingegangen und er glanbe, daß mit dem Vortrage des Referats sich die
Interpellation erledigen werde.

2. Antrag auf Erhöhung der Diäten für die Abgeordneten des Provinzial-Lanotages. Wird
unterstützt und geht au den III. Ausschuß.

Z. Antrag der Gemeinde Malstatt-Vurbach :c. um Aufnahme in den Stand der Städte.
<^eht au den II. Ausschuß.

Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
Referat des II. Ausfchusses, betreffend den Etats-Entwnrf für das Lcmbarmenhaus zu litat des Landarme,!

Trier. Der Referent, Abgeordneter «' u n ; wird als beurlaubt durch deu Abgeordneten Dietze Hauses zu Trier pro
vertreten. ^^'

Der Etat, bemerkt der Referent, sei erst jetzt discutabel, nachdem in der letzten Sitzung
die Ueberführung der Corrigeudcn nach Branweiler beschlossenworden sei.

Der II. Ausschuß beehrt sich, bei der hohen Versammlung den Antrag zu stellen, dem vor¬
gelegte» Entwurf mit der Modifieatiou die Genehmigung zu ertheilen, daß die in Folge der beschlos¬
senen Ueberführung der Eorrigeuden nach der Arbcitscmstalt Brauwciler iu Einnahme uud Ausgabe
Mttreteudeu Veräudcruugeu cntsprecheud zu berichtigen seien.

Der Autrag wird genehmigt.
Referat des I. Ausschusses, betreffend deu Etat der Proviuzial-^rrrn-^eilauslalt zu Sieg ^at der Irren Hm

bürg. Refereut: Abgeordneter Ä a ch e m. '"'""" 3« Slcgwrg
" " pru 1874/U.ü
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Die Erhöhungen der Ausgaben werden theils durch die eingetretene Theuerung aller Lebens-
bedürfnisse, anderseits auch durch die größere Anzahl der Krauleu motivirt.

Bei Ausgabe Tit. I, Nr. "7 sind die Nemunerationcn zn 700 Thlrn., das ist 10"« deö
Einkommens des Personals uormirt, welches die Nemnneration erhalten soll.

Die Erhöhung der für Beköstigung ausgeworfenen Position ist auf ärztliches Gutachten
hin für den in der dritten Verpflcgungsklasfe angesetzten sechste,, Fleischtag als nothwendig erachtet.

Der Ausschuß schließt sich in Bezug auf alle Positionen der Feststellung, wie sie seitens des
Provinzial-Verwaltunssraths vorgeschlagen worden ist, an.

Nur in Betreff des Tit. XII. Pensionen empfiehlt der Ausschuß, daß der Autrag des
Dircctors Nasse auf Pensionsbewilliguug für den Wärter Wind, welchem eine Pensionsberechtigung
nicht zusteht, abgelehnt werde, dagegen der Landtag dem Verwaltungsrathe Vollmacht ertheile, auf
den eventuellen Antrag des Wärters Wind demselben eine angemesseneUnterstützung zu Theil werde,,
zn lassen.

Dieser Antrag wird vom Hause genehmigt.
Der Marschall erklärt, daß, wenn bei Verlesung der einzelnen Positionen sich Niemand

zum Wort melde, er dieselbe als angenommen erachten werde.
Die sämmtlichen Positionen, in Summa 70,5NN Thaler, werden nach den Vorschlägen

des Provinzial-Vcrwaltungöraths und somit der ganze Etat mit der Maßgabe genehmigt, daß, wie
in der zweiten Sitznng beschlossenworden, auch für Siegburg die für 1874 bewilligten Gehalts-
Erhöhungen erst mit dein I. Juli d. I. eintreten sollen.

NachträglicheNewilli» Der Abgeordnete Freiherr von Sole mach er erstattet den Bericht des Rheinische,,
,mng von Etats-Ueber-^MMs.^mMw,gMM^ ^^. einige Seitens desselben außer dem Etat gemachten Bcwilliguugen.
Anft"lV'3u°Sie«bura ^" b"' Anstalt war das dringende Bedürfniß zur Anlage eiucs Trockenapparats „ach

vorgelegtem Plane hervorgetreten. Der Provinzial-Verwaltungsrath hat die Ausführung der Anlage
zu einem Kostenbeträge von 750 Thalern genehmigt und wegen fehlender Mittel im Anstalts-Etat,
dessen Baucredite anderweit absorbirt waren, vorbehaltlich Ihrer späteren Gcnchmignng, beschlossen,
den erforderlichen Credit anßeretatsmäßig zu cutnehmcn und zu verwenden.

Weiter war das dringende Bedürfniß hervorgetreten, die Löhne des unteren Oeconomie-
und Dienstpersonals in der Anstalt, welches zu den im Etat ausgesetzten Crediten nicht mehr zu
habe,, war, cmßcretatsmäßig zn erhöhen. Um den ungestörten Betrieb der Anstalt sicher zu stellen,
hat der Provinzial-Verwaltungsrath den Iahrcsbctrag von ^0«! Thalern, ebenfalls vorbehaltlich
Ihrer späteren Zustimmung, anßeretatsmäßig bewilligt, in gleicher Weife das Einkommen der beiden
Anstaltsgeistlichen um den Jahresbeitrag von je UU Thalern als Entschädigung für die fehlende
Dienstwohnung anßeretatsmäßig erhöht, nachdem die gänzliche Unzulänglichkeit deö im Etat aus¬
gesetzten Gehaltes von 710 Thalern vom Anstalts-Dircttor überzeugend dargelegt worden war.

Der Provinzial-Verwaltungsrath glaubt, bei diese,, Bewilligungen in, Sinue des Proviuzial-
Landtags gehandelt zu haben und beantragt daher die vorbehaltene Indemnität.

Die Indemnität wird ertheilt.
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Aeferat des IV. Ausschusses
über die von der Königlichen Regierung zu Düsseldorf gestellten Anträge, Gemeindewege

auf den ostrheinischen Bezirtsstraßenfond zn übernehmen, sowie einzelne Bezirksstraßen zu

pflastern, und wegen cxtraordinairer Unterhaltungskosten.

Referent: Abgeordneter Münster.

Die Königliche Regierung in Düsseldorf Hai den Antrag gestellt, folgende Oemcindcwegc Bezirlsstrchen-Anae
"uf den ostrhcinischcn Bezirtsstraßenfonds zu übernehmen, uachdeu, folche normalmäßig ausgebaut. legenheiten.

H. im Kreise Essen.

1. Den Commuualwcg von der Ruh»orter resp. Mülheim nach Essen führenden Ehaussec,
bei den, sogenannten Fliegcubusch (Zeche Wolf^bant) beginnend, dnrch die Gemeinden Mühlboveu,
Äocholt, Borbeck, Vogclheim an der Zeche NewWesel, Wolfsbaut, üarolus Magnus, Ncu°Cöln,
bei Prosper vorbeifiihreud und au der Emschcr Brücke (Blankcnschemmer), vou wo solche im Kreis
^eckliughauscn weiter nach Äottrop führt, endigend; 4700 Meter liegen in der Gemeinde Borbeck,
U'lO i» der Gemeinde Alten-Esse».

Dieser Autrag wird ohue Discussiou genehmigt.
2. Dcu vou Esse« über de» Aahuhof Vordeck durch die Borbcckcr Mart über Hcdem,

Hauo Heck uud Zeche Prosper vorbeiführenden Marleuweg, welcher ebenfalls bei der Blanke»,
schemmcr Eiuscher Brücke sich mit dein von Borbeck kommenden, nach Bottrop führenden Weg
bereinigt.

Hierbei beantragt der Ausschuß, daß die Stadt üsseu, die von da an ausgehende Straße,
soweit sie in dem projcttirtcn Stadtplau liegt, auf ihre Kosten zu Pflaster», herzustellen und zu
unterhalten hat.

Der Abgeorduete Saht er glaubt, daß mau bei dieser Gelegenheit überhaupt das Prinzip
aufspreche,, möge, lind will demnach beantragen, daß innerhalb der Stadtrayons die Bczirtsstraßcu
>tels als solche aufhören.

Der Marschall bemerkt, daß dieser Autrhg bereits vorliege.
Der Referent erwidert, da das Referat schon fertig gewesen, sei der früher deshalb

"ngedrachte Antrag zurückgezogenund aus diesem Grunde nunmehr wieder aufgeuomme» worden.
Abgeordneter Bachcm: der jetzige Antrag nnterscheidc sich von dem früheren dadurch, daß

^ hier nebenbei zur Sprache gebracht uud zur Abstimmuug gestellt werden solle, obgleich er
>ücht auf der heuligen Tagesordnung stehe. Gegeu dieses Verfahren müsse er sich entschieden
crtlaren.

Der Abgeordnete von Eyneru bemerkt, der Antrag werde sich in eiuem späteren Referate
bcs Ausschusses finden, da er im Ausschüsse schon berathen sei.

Abgeordneter Bachen,: Bei so allgemeinen Grundsätzen, die hier zum Austrage gebracht
werden sollen, müsse der Autrag vorher auf der Tagcsordmmg stehe», um hier debattirt werden
ZU tonneu.

Der Marsch all schließt sich den Ausführungen des Abgeordneten Bachern an und bemerkt,
baß die Zeit für generelle Anträge abgelaufen sei, im einzelnen Falle aber, wie hier, tonne man
bei der Aufnahme von Straßen uutcr die Bezirksstraßeu bestimmte Bedingungen stellen.

Der Referent erklärt sich damit einverstanden.
Per Antrag des Ausschusses wird genehmigt.
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3. Die von der vo» Essn: über Alten-Essen, Horst nach Aner und von da sich nach
Dorsten und Ncckliughauseu theilenden Straße bei Earuap, vou derselben abgehend nnd iil'er Well
heim bis zur Orenzc des Kreises Necklinghauseu znm Anschluß au die weiter nach Bottrop führende,
ebenfalls chausscemäßig ausgebaute Straße, welche erstere 1320 Meter lang ist.

Die Wichtigkeit der drei aufgeführten Straßen in der industriellen und mit Kohleu-Zcchcn
gesegneten legend erhellt schon aus der ^age derselben, sie dienen uicht allem dem iuueru Verkehr,
sondern uameutlich durch den Kreis Necklinghausen deufelbcu nach dem Müusterlande hin zu be¬
fördern, und Dorsten von Essen ans zugänglich m mache,,, weshalb der ständische Kommissar,
welcher mit den Regiernngs.>tommissarie» alle drei Straßen an Ort nnd Stelle in Augenschein
genommen nnd sich von der Wichtigleit überzeugt hatte, dein Antrage der Königlichen Üomuüssarie»
vollständig beistimmte, diese Straße» dem hohen Landtage zur Aufnahme auf den ostrheinischeu
Bezirtsstraßcnfouds des Regierungsbezirks Düsseldorf zu empfehlen.

Der Autrag wird genehmigt.

N. im Kreise Solingen.

4. Die ;n erbanende neue, 1546 Meter lange Straße in der Gemeinde Haan, beginnend
in dem Dorfe Haan an der HildewPohwintcler Bezirksstraße „ach dem Bahnhöfe Haan der
Vergisch-Märkischen Eisenbahn, von wo ab jetzt eine ucue ttuie uach Deich :c. gebaut ist. Der
jetzige, vou Polnischc-Miitze im Dorfe Haan uach dein Bahnhof und von da weiter nach Mcttmann
hinführende Weg ist über ^ Stunde länger wie der anzulegende, und wegen seiner geringe» Breite
nicht ordentlich im Stande zn halten.

Bei demselben sind bethriligt:

Die (Gemeinde Haau mit . . . 1U1
Ellscheid mit . . 840

„ „ Obgruitcn mit . 528
Gruitcu ... 8?

Summa 1546 Meter.

Die Steignngö'Berhältuisse sine normal. Der Augenschein an Ort und Stelle hat die
Negiernngs Kommissarien und den ständischenKommissar von der Wichtigkeit dieses uen anzulegenden
Weges über;engt, so daß dieselben die Anfnahine dieses Weges, nachdem derselbe vollständig aus,
gebaut, dem hohen Landtage empfehlen.

Bemerkt »mß noch werden, daß beim 2Uten hohen Vandtag im ^ahre 1871 der birecte
Antrag der Gemeinde Haan ans eine Unterstützung in der 8ten Sitzung vom 5. Inli 1871 vorge¬
legt, jedoch nicht unterstützt wnrde, deshalb zurückgegeben, und dann in der 11. Sitzung am 10. Juli
nochmals vorgebracht, aber, obgleich verspätet, noch angenommen, jedoch ebenfalls nicht unterstützt
uud deshalb zurückgegeben worden ist.

Der Antrag wird genehmigt.
<^!. im «reise ^ennep.

5. Den Verbindungsweg, vo» der Eölu Schuwlmer Staatsstraße in Wermelstirchen aus¬
gehend, uud an der Dabringhanser-Kaminerforster-Höher Bezirtsstraßc in derselbe» bei Sonne cndi-
gcnd. Dieser Weg hat besondere Terrain, Schwierigkeiten, die noch beseitigt werden müßten,
namentlich starte Steigungen.

Die Gemeinden wollen jedoch alle Schwierigkeiten beseitigen u»d de» Weg »ornialmäßig
herstelle», wenn sie Gewißheit haben, daß derselbe in den Bczirtsstraßen-Vcrband anfgcnomme»
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wird, Derselbe ist l^5n Meter lang und fallen ans Wermelskirchen -!0tt9 Meter und auf Dabring
hanftü 1281 Meter. Dieser Weg verbindet nicht allein die Eöln SchU'elmcr Staatsstraße, welche
>uit der DabringhansenKanimerforster Höher Bezirksstraßc parallel läuft, sondern durch die in
letztere einmündende Spitze-Stumpfer Bezirksstraßc das Vermische Vand, und dnrch die von Wer¬
melskirchen ausgehende Bezirksstraßc nach R'emschcid auch dieses durch die weitcrfiihrcudc Straße
mit Elberfeld :e.

Der Verkehr auf dieser Straße, auf der an den Markttagen namentlich, tretz der noch
vorhandenen übermäßigen Steigungen, dennoch Hunderte von Fuhrwerken sich bewegen, zeugt für die
Wichtigkeit, welche auch die Regiernngs-ttommissarc mit dem ständischen Kommissar an Ort nnd
Stelle anerkannten, und dem hohen Provinzial-^audtage die Aufnahme dieser Straßen Verbindung
ans den ostrheiuischeu Bezirksstraßenfonds des Regierungsbezirks empfehlen.

Der Antrag wird genehmigt,
N. Die Verbiuduug der Bezirtssiraße über Markus-

mnhle nach Dhüuweg an der Eöln-Schwelmer Staatsstraße.
Diese 4068 Meter lauge Straße, von welcher in der l^enieinde Dabriughauscu 182? Meter

Burscheid. . . 2241 „
liegen, war auf Bitte des kl. Rheinischen Provinzial Landtages dnrch Allerhöchste «abincts-Ordre
vom 17. September 1855 in die Reihe der Aezirtsstraßen aufgenommen, anf Antrag der König¬
lichen Regierung zn Düsseldorf beschloß der 12. Provinzial-Landtag unterm 18. Oetober 185»!
Se, Majestät allernnterthänigst ;n bitten, diese Straße, die damals uoch weniger Bedeutung hatte,
aus dem Bezirtsstraßen-Verband streichen zu dürfen, und dagegen die wichtigere Straße von Dabring-
Hausen über Vümringhausen bis Schellerhof an der Bezirksgreuze aufzunehmen, was durch Aller¬
höchste Kabiuets.Ordre vom 25. Juli 185? genchmigt wurde, nud wodurch diese Straße, obgleich
völlig ausgebaut, ans der Reihe der Bezirtsstraßeu bis jetzt wieder ausgefallen.

Die Königliche Regierung beantragt im Einverständnis; mit dem proviuzialstänoischenKom¬
missar, diese Straße, nachdem sie eine neue uormalmäßige Steiuschlagdecke erhalten nnd die Ban»,
Pflanzung ergänzt und die Brücke bei Markusmühle als sicher anerkannt, ihre Aufnahme iu den
Bezirtsstraßen-Verband Allerhöchsten Orts zu empfehlen, deuu diese Straße mit normalem Stei-
gungs-Verhältniß hat jetzt eine ganz andere Bedeutung erhalten, es sind nicht unerhebliche Stein¬
brüche an derselben eröffnet, bei Hilgen legt die Bergisch-Märtische Eisenbahn-Gesellschaft einen
Bahnhof au der von Osiladcn nach Lcunep und weiter nach Elberfeld führenden Eisenbahn an,
wodurch der Verkehr ein ganz anderer und bedeutender wird, indem derselbe von der Bensberg-
Stumpfer Straße nach jenem Bahnhof ziehen wird, und mau aus dieser Oegeud sowohl Opladeu
als Lennep in der kürzesten Zeit erreichen kann.

Der Antrag wird genehmigt.

1). im Kreise Duisburg.
?. Die alte ehemalige Frankfurter Straße, beginnend an der ^ippcrbrücke bei Wesel,

führend durch die Gemeinden Spelten, Voerde, Möllcu, Walsum und weiter fort bis zur Wieder-
Einmüudnng iu die Eölu-Aruheimcr Staatsstraße bei Schwaueu. Dann die Zweigstraße von
Walsum zu der nach Orsoy über den Rhein führenden Fähre, nnd ferner die Verbindung diefer
Straße mit Dinslaken. Die königliche Regierung befürwortet diefe sämmtliche» Straßeustrcckcn
und führt uameutlich an, daß auf diesen Straßen der Verkehr, welcher auf der nach Diuslaten
führenden Staatsstraße während der Artillerie-Schießübnngen, die allerdings ea, '! Monate dauern
sehr lästig gehemmt nnd gestört würde, frei fei.

Der ständische Kommissar tauu diese Gründe nicht anerkennen. Während der Artillerie
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Schießübungen ist allerdings die Passage mitnnler unterbrochen; diese Uulerbrcchnng dauert aber
höchstens l/, Slunde; dann geht die Staatsstraße ebenfalls von derLippcrbrückc aus und läuft fast
parallel mit der Straße über Vocrde, die größte Entfernung beträgt nicht iiber ^ Meilen, und
führen von allen Orten Eominunicationswege nach der Staatsstraße. Im Kreise Rees ist ein
ähnlicher Fall: die Gemeiuden Vislick, Haffen, Mehr, durch welche letztere Orte bis I«3N die
Staatsstraße führte und von welche» eine Connnunalchanssce nicht allein an die jetzige Staatsstraße,
sondern auch an deu Vahuhof Mchrhoog führt, haben schon vor Jahren den ständischenKommissar
angegangen, es zu befürworten, daß die durch ihre Gemarkungen nach Rees, dein Hauptfruchtmarkt
des Niederrheins, führende Straße von ihm befürwortet werdeu möge, wcun sie um Aufnahme auf
die Bezirksstraßcn antrügen, derselbe hat aber stets erklärt, daß er Straßen, die auf der kurzen
Entfernung wie dorten mit Staatsstraßen parallel laufen, nicht befürworten könne, obgleich die
Entfernung von Bislich zur Staatsstraße -^ Meile und vou Haffen ^ beträgt, bei Bislich
ebenfalls eine Fähre über den Rhein ist, welche den Verkehr mit Xanten uud dem Straßennetz im
wcstrheinischen Theil des Regierungsbezirks vermittelt. Die Gemeinden würden, wen» sie die
Gewißheit hätten, daß die Straße Bczirtsstraße würde, sich auch mehr beeilen, die verfügte Ver¬
legung von einem Theil, der noch über deu Deich geht, auszuführcu, u„d so schon manchen vor¬
gefallenen Unglücksfällen vorzubeugen. Die Zuschläge zu deu Bezirtsstraße» dürften in beiden
Distrikte« uicht erheblich verschiedcu sciu.

In Betreff der andern Wegcstrccken, uämlich in Betreff des Verbindnngs - Wegs von
Dinslaken znr ehemaligen Frankfurter Straße und von da ab nach Walsum mit der Zweigstraße
znr Fähre nach Orsoy und der Fortsetzung von Walsum bis znr Einmündung in die Eöln-Arnhcimer
Straße herrscht volles Einverständnis;.

Die Verbinduugsstraße von Dinslaken bis zum Eiufall in die nach Walsum führende
Straße ist eine Vcrläugeruug der von Dorsteu nach Diuslakeu führenden Bczirtsstraße, und wird
durch diese vou dem Einfallpunkt nach Walsum und die dortige Zweigstraße der Verkehr mit der
linken Rheinseite und umgekehrt durch diese Zweigstraßc iu die von Walsum in die Eöln-Arnheimer
Straße bei Schwanen fallende Straße der Verkehr zwischender linkeu Rheiuseite, Sterterade, Esscu,
Oberhauscn, Ruhrort, Duisburg uud Düsseldorf:c. vermittelt.

Die Länge der Strecke, welche der provinzialständische Kommissar zur Aufnahme uicht
empfehlen kann, beträgt ungefähr 1'/« Meile, dieselbe hat auch nicht die normalmäßige Breite,
welche die Gemeinden jedoch herzustellen, und allen gesetzlichen Anforderungen Genüge zu leiste» sich
bereit erklärt habe«, wen» die Aufnahme zu befürworten beschlossenwürde.

Die andere vom Kommissar befürwortete Straße hat eine Länge vou ca. 1'/, Meile».
Der IV. Ausschuß beantragt, der hohe Landtag wolle beschließen, Allerhöchsten Orts zu

bitten, die Aufnahme der Eommnnalstraße, welche von Dinslaken westwärts in die ehemalige
Frankfurter Straße führt, diese letztere von da ab nach Walsnm mit der Zweigstraße zur Fähre
über den Rhein nach Orsoy, dann ferner die vou Walsum südlich geheude Straße bis sie bei
Schwanen in die Eöln - Arnheimer Staatsstraße einfällt, in die Reihe der Bezirksstraßen des ost¬

rheinischen Theils des Regierungsbezirks Düsseldorf Allergnädigst zu befehlen.
Der Referent bemerkt, daß seine Erfahrung, die vom Jahre l831 her datire, noch

nie einen erheblichen Mißstand durch die Schießübungen zu constatiren habe.
Der Marsch all fragt, vo» wem die Bemcrlung dieser Mißständc gerügt sei uud meint,

daß dem Bürgermeister-Amte resp, der Regierung gegenüber, die hier als Polizeibehörde fungiren,
der Landtag^wohl nicht ein anderes Votum abgeben könne.

Abgeordneter u. Ä önui »Hausen. Die Straße führe durch den Schießplatz. Die
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Gemeinde wolle aber eine ungestörte Parallel-Straße, und meine er doch, daß hier von dem
Prinzip, feine Parallel - Straße zu übernehmen, abgegangen werden nnissc, wo es sich um Er¬
reichung eines wesentlich andern Zweckes handele. Er könne sich nur den, Antrage des Bürger¬
meisters resp, der Königlichen Regierung anschließen.

Abgeordneter Maas. Die Störungen seien sehr häufig, nnd die Straße werde zur
Schießzeit wenig befahren. Die Gemeindewege würden dann jedenfalls nicht blos der auf der
Straße befindlichen Barriere wegen vorzugsweise benutzt, und er möchte sich auch für den Antrag
der Regierung aussprechcu.

Der Referent führt früher vorgekommene Zerwürfnisse a,s, welche die Anlage der
Straße auf jener Stelle zur Folge gehabt haben.

Der Antrag, die obengenannten Straßen nach dem Vorschlage der Königlichen Regierung
sämmtlich ;n übernehmen, wird angenommen.

V. Im Krcife Necs.
8. Die Verbindnngsstraße zwischen der Weseler Borkener Bezirksstraße nnd der Wesel

Münfterer Staatsstraße.
Diese Straße hat wegen der Vergrößerung des Bahnhofes bei Wesel neu angelegt refp.

verlegt werden müssen.
Dieselbe ist N?0 Meter lang, sie vermittelt wie oben gesagt, deu Verkehr zwischen i-cr

Borkener Bezirksstraße und der Miinstercr Staatsstraße, führt namentlich von der ersteren Straße
zum Bahnhofe und erspart allen anf der Borkener Struße kommenden Fuhren, namentlich den
Holzfnbren, die Fahrt durch die Stadt, welche mitunter bei den langen Hölzern in den schmalen
Straßen und den kurzen Biegungen schwierig ist, weshalb der Ausschuß die Aufnahme dieser
Straßenstrecke auf den Bezirksstraßenfonds empfehlen muß.

Der Antrag wird nach den Vorschlägen des Ausschusses gcne h migt.
Von der Königlichen Regierung zu Düsfeldorf sind außerdem noch nachstehende An¬

träge gestellt.
1. Anf der Elberfeld-Mihlendahler Bezirksstraße, welche im Jahre 1855 durch Allerhöchste

Kabiuets^Ordre auf eine Länge von 3353 Ruthen - 12,ss46,,,, Meter zur Bezirksstraße erhoben
worden und von der in der Stadt Elberfeld eine ziemlich lange Strecke mit Kopfsteinen gepflastert
war, jetzt auf eine fernere Strecke von 245 Metern Länge pflastern, statt mit Basaltschrottdecke
beschütten zu lassen.

Hier muß vorausgeschickt werden, daß dem ständischen Kommissar am 1. November v. Is
eine Br. m. Zuschrift der Königlichen Regierung zu Düsseldorf vom 4. October zuging, sich nach¬
träglich mit der Bewilligung der Summe von 5900 Thalern für die Pflasterung von 245 Metern
Länge der Elberfeld-Kuhlendcchler Straße einverstanden zn erklären, da der Herr Ober-Präsident auf
den Bericht der Königlichen Regierung vom 27. September am 4. October feine Genehmigung für
diese Ausgabe unter der Voraussetzung gegeben, daß der ständische Kommissar mit den Anträgen
einverstanden. Unter',» 2. Octtober erklärte der ständische Kommissar der Königlichen Regierung,
daß er, bevor er eine definitive Erklärung abgeben könne, sich an Ort und Stelle genau informiren
müsse, am 8. November erklärte er unter Motivirung, daß er zu dieser Ausgabe seine Zustimmung
nicht ertheilen könne.

Auf den weiter» Bericht der Königlichen Regierung vom 29. October verfügte der Herr
Ober-Präsident unterm 19. Dezember eine Konferenz, zu welcher außer den Könihlichen Kommissarien
auch der vrovinzialständischr Kommissar zuzuziehen sei, um an Ort und Stelle zu untersuchen, ob
die Pflasterung ausschließlich oder im überwiegenden Theil für den localen Verkehr der Stadt von



48

Interesse sei, indem der Herr Ober-Präsident die Bezirksstraßcn-Verwaltung nur dann zur Pflaste^
rung der Bezirksstraße für verpflichtet erachte» kenne, wenn eine selche Maßnahme den dem
Standpunkte, den die Bezirtsstraßeu-Berwaltuug zu nehmen habe, für nothwendig erkannt werde.
Am Schluß feinem Erlasses sagt der Herr Ober-Präsident, es sei auch in Erwägung zu nehmcu, ob
mit Rücksicht darauf, daß den: Bezirksstraßenfonds durch Pflasterung ein erheblicher Theil von
Unterhaltuugs-Kosten erspart werde, der Stadt Elberfeld nicht eine Beihülfe für Pflasterung ans
diesem Fond zu gewähren sei.

In der Konferenz, welche den 15. ^annar stattfand, gab der Herr Ober-Bürgermeister sich
alle Mühe, die Nothwendigkeit zu beweisen, er führte als Billigteits-Oründe an:

1. daß der ostrheinische Bczirtsstraßcnfouds bedeutende Capitalien besitze;
2. daß die Stadt Elberfeld für den Bczirtsstraßenfonds jährlich über 6000 Thlr. beisteuere;
3. daß die Strecke mit Häusern besetzt, und die Pflasterung im Interesse der «Aesuudheit

der Bewohuer geratheu erscheine;
4. daß audere Kreise, iusbesoudcre der Ureis ^eunep, bei sehr viel geringern Beiträgen

viel größere Vortheile aus dem Bczirtsstraßeufouds ziehe, feruer, daß die Staatsstraßen dnrch die
Städte auf Rechnung des Staates stets gepflastert würden;

5. daß das Pflastern anf die Dauer wohlfeiler als die Zteinschrotbesckmttnng.

Der provinzialstäudische Kommissar erklärte, Billigteits-Grüude für dir Pflasteruug nicht
berücksichtigenzu töuneu, daß er aber, weuu das vom Baurath Hcusc aufzustellende Rechen-Exempel
ergebe, daß durch die Pflasteruug keine Mehrtosten entständen, bei dem in der nächsten Zeit
zusammeukommenden Provinzial Landtage die Pflasterung befürworten wolle.

Das vom Baurath Heufe aufgestellte vergleichende RcchrwErcnipel gab allerdings eine
bedeutende Ersparuiß bei dem auf 30 Jahren Dauer angenommenen Pflaster nnd feiner Unter¬
haltung während dieser Zeit gegen die Kosten der nöthigen Steinschrottbeschüttnng während derfelbenZeit-

Herr Banrath Hense berechnete aber von dem Kapital, welches die Pflasterung absorbirtc,
leine Zinsen.

Der provinzialstäudische Kommissar stellte ein ans Zinses-Zinsen berechnetes Exempel auf,
wonach diese zu 5000 Thaten, veranschlagte Pflasteruug sich in 30 Jahren auf

die Snmme von.......... . 19116 Thlrn.
die jährliche Unterhaltung nach derselben Berechnung in 30 wahren auf . 2075 „

zusammen anf 2l19I Thlr.
belauft.

DicBefchüttnng niit Vasaltschrott N'ird bei zn .'. wahren angenommener
Dauer sich auf...........1261,26 Thlr.
die jährliche Unterhaltung in 5, Jahren.......1072,05 „

zusammen auf 23:53,31 Thlr.
belaufen, da diese aber 6 mal wiederkehrt, uach deu 30 Iahreu im Ganzen . 24126 „

es würde also bei der Pflasternng erspart in 30 Jahren .... 2935 Thlr.

Mit Rücksicht darauf uud daß die Elberfeld-Knhlendahler Straße seit 1«56 Bezirksstraße
ist, daß eiu Theil derselben schon gepflastert übernommen wurde, mit Rücksicht auf den Umstand,
daß bei nassem Wetter der Schmutz sehr lästig, bei trockenem Wetter der Staub selbst empfindlich
und bei einer Bescbüttnng mit Äasaltschrott die «ommnnieation eine Zeit lang fehr erschwert sein
würde, befürwortet der lV. Aussebnß, der hohe Landtag »volle befebließen, die Elberfeld-Knhlendahler
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Straße auf die Länge von 245 Metern auf Kosten des ostrhcinischen Äezirksstraßenfoud? dc
Negieruugsbczirks Düsseldorf pflastern zu lassen.

Der Referent hält die Ersparnis; vou 25'!9 Thalern immerhin für bedeutend genug,
gibt aber zn bedeute», daß der Landtag dann allerdings für spätere Generationen die Kosten "jetzt
gleich bewilligen müsse.

Abgeordneter Dietze hält ebne weitere Motive hier die Zahlen für entscheidend nnd bittet
»m Annahme des Antrages.

Der Antrag wird fast einstimmig angenommen.
Zweiter Antrag: Die Elberfeld-Osterbanm-Barmeuer Straße, welche am 1. Januar d. I.

im Stadtbezirk Elberfeld auf eine Lauge vou ^»<>,«5 Metern Länge ans den Bezirlsstraßenfonds
übergegangen, mit einem Kostenanfwand vou l?,50N Thalern ebenfalls pflastern zu lassen.

Hier ist es auffallend, daß lange, bevor die Aufnahme, die sich allerdings etwas verzögert,
stattgefunden hat, untern, 9. ^uni !tt?3 schou eiu »osten-Auschlag aufgestellt uud vor Uebernahme
der Autrag auf Pflasterung von der Stadt Elberfeld gestellt und vou der Königlichen Regierung in
Düsseldorf unterm 15. September l«?."> befürwortet wurde, worauf der Herr Ober^Präsident am
2". Deecmber in seiner Verfügung Folgendes anssprach:

„Entweder erheische der bezirlsstraßeumäßige Ausbau durch dessen vorherige Ausführung
nach der Allerhöchsten Kaöiuets-Ordre von: l<!. Oetober l«?1 die Äufuahme jener Straßen in
die Bezirksstraßen bedingt ist, die Pflasterung, dann kauu uicht schou gegenwärtig, soudcrn erst nach
erselgter Pflasterung die Aufnahme stattfinden, wäre das nicht der Fall, dann liegt nach den Aus-
führnugen iu dem Erlaß vom 19. Dezember auch uach erfolgter Äufuahme für die Bczirtsstraßew
Verwaltuug leine Veranlassung vor, die Pflasterung auf ihre Kosten vornehmen zn lassen. Trotz
diesem Erlaß uud der ausdrückliche» Weigerung des ständischen Kommissars, diese Pflasterung zu
befürworten, ja der Erklärung desselben, daß er sich dagegen anssprechen müsse, ist der Antrag auf
Pflasterung eingereicht.

Der IV. Ausschuß erlaubt sich, uach weitläufiger Besprechung und Erörterung, dem hohen
Landtag zn empfehlen, den Antrag abzulehnen und iu Betreff dieses Antrages zur Tages-Ordnung
überzugehen, erlaubt sich aber deu Autrag, der hohe Landtag wolle beschließen, daß künftighin die
Straßen in Städten nicht auf Rechnung der Äczirksstraßcnfonds gepflastert werde» sollen.

Der Abgeordnete Bachern zur Geschäftsordnung. Am Schlußpassus des letzten Alinea
wolle der Ausschuß ciue Priuzipicufrage hier nur nebenbei zum Austrag gebracht scheu. Dies
halte er für unznläfsig uud protestire gegen die Stellung dieses Antrages, weil derselbe nicht auf
der Tagesordnung gestanden habe.

Der Abgeordnete Dietze yat sich zum Wort gemeldet, verzichtet aber darauf, da er Das¬
selbe habe sageu wollen.

Abgeordneter Schröder: Der Autrag solle keiu Prinzip zum Austrag bringe», sondern
nur besagen, daß die Straße einfach so übcruommen zu werden brauche, wie sie sich vorfiude.

Der Ausschuß sei der Ansicht, daß eine Reupflasteruug sehr oft eine neue Anlage der
Straße bedinge.

Abgeordneter v. Eynern: ein Prinzip tonne hier nicht ausgesprochen werden, die Anträge
dürften andernfalls den zweiten Stand, die Städte, zn einer itio in parte« veranlassen. Die
Städte hätten zu dem Äczirtsstraßeufonds wohl das Meiste beizutragen, dagegen behielten in den
Dörfern die Bczirtsstraßen, die diesen oft mehr wie den Städten zu Gute kämen, ihren Eharaeter,
Dies wäre alfo eine den Städten höchst nachtheiligc Bestimmung,

Abgeordneter Bachem: Der Ausschuß habe allerdings ein Prinzip anssprecken wollen,



ülld die Städte hätte» ein Recht zu fordern, daß in ihren Raho»s auf Kosten der Provinz die
Äezirksstraßengepflastertwürden.

Der Marsch all ist mich der Ansicht, daß der Antrag des Ausschusses ciu neuer sei, den
er heute nicht zulassen könne. Es sei nur zulässig, über den vorliegendenspeciellen Fall zu ent¬
scheiden, wodurchkein Präjudiz geschaffen werde.

Der AbgeordneteDietze erklärt, in Anbetracht, daß der vorhergehendeAntrag anf Pfla-
sterung angenommenworden sei, glanbc er, daß hier eine gleiche Veranlassung vorliege, nnd die
größere Länge und die Mehrkostenkämen dein gegenübernicht in Betracht.

Der Referent sagt, jetzt müsse er fast bedauern,den Antrag auf Pflasterung der Elber-
selber Kuhlcudahlcrstraßebefürwortet zu haben. Er habe sich letzthin durch den Augeuscheiu über¬
zeugt, daß es eiue förmliche Stadtstraße sei mit Straßenbeleuchtungvon Anfang bis zu Ende.

abgeordneter Dietze: er könne nur seiue Ausführuugcu wiederhole». Der Autrag sei in
gutem Glauben gestellt worden, um dem Bezirksstraßeufondsmit der Pflasterung Geld zu ersparen.

Der Antrag des Ausschusses wird zur Abstimmunggebracht nnd derselbe in seinem ersten
Theile bis zum Worte „erlaubt" mit Majorität augeuommcn.

In dem Schreiben vom <>. Mai 1874 der itöniglicheuRegierung au deu Herrn Obcr^
Präsidenten ist ferner der Antrag enthalten, die Unterhaltungskostenpro l874 für die Wcsttothener
straße mit 2600 Thlru. vom hohen Landtage genehmige» zn lassen. Dieser Antrag beruht auf
Folgendem: unterm l2. März wurde dem provin;ialständischenKommissareiu Kostenanschlag von
obigen Beträgen für die WesttothenerStraße, obgleich diese Straße erst am 1. Januar e. auf
den Bezirksstraßeufonds laut Ober Präsidial-Verfüguug übergegangenwar, zur Oeuehmiguugvor
gelegt, der provinzialständische itommissar hat, da die Uuterhaltuug der Straße» nicht ansgesetzt
werden tauu, seiue Zustimmung zu dieser Ausgabe gegeben, jedoch da er, wie die Königliche
Regierung richtig iu dem oben erwähnten Schreiben bemerkt, der Ansicht sein müßte, die Straße
sei nicht normalmäßig ausgebaut übernommcuworden, weil sie sonst nicht bcreutend höhere Unter¬
haltungskosten schon jetzt erfordern könnte, als der Durchschuittssatz für die Unterhaltung ist, in
seinem Schreiben vom 24. April verlangt, die sämmtliche über beide Straßen gepflogene Korrespon¬
denz dem Herrn Ober-Präsidenten vorzulegeu, damit der hohe Landtag entscheide,wer diese exor¬
bitanten Kosten zn tragen, der Bczirtsstraßcnfonds oder die Gemeinde noch nachträglich.

Erkundigungen, welche der ständische Kommissar indeß nach Abgabe seines Verlangens
angestellt,bestätigen, daß der vorige Winter ein für alle Straßen zerstörender gewesen, und fast alle
Straßen außerordeutlichcHerstellungskosten verlangt haben. Der Ausschuß ist deshalb der Ansicht,
daß die Kosten der crtraordinaireu Herstellung dieser Straßen dem Bezirksstraßeufonds zur Last
gelegt werdeu und befürwortet diefeu Beschlußbei dem hohen Landtage.

Der Referent, AbgeordneterMünster befürwortet den Antrag, die 2600 Thlr. zur
Unterhaltung der Straße genehmigenzu wolleu.

Abgeordneter v. Eynern: es handle sich eigentlichnicht nm Bewilligung einer ertra-
ordinairen Ausgabe nur die Straße sei schon lange im Stande. In seiner Gegend seien diesen
Winter mancheStraßen trotz der kürzlich aufgewendeten Kosten wieder schlecht geworden,denn das
Wetter war ungünstig, das Material schlecht und der Verkehr groß. Die Ausgaben gehörten eher
zu den laufeudcu Ausgaben.

Der Referent: Weil der Königliche KommissariuSden Antrag getrennt habe, hätte
auch der Ausschuß denselben in das Extraordinarium verweisen wollen.

Der Antrag wird zur Abstimmunggebrachtund angenommen.
Der Ausschuß kaun bei dieser Gelegenheites nicht unterlassen,den hohr» Vandlag darauf



aufmerksam zu machen, ?aß den Vaumpflanzunqen an den Bezirksstraßen nicht die erforderliche
Aufmerksamkeit gewährt wird: dieselben werden schlecht beschnitten, ausgehende Bäume in derselben
Linie durch welche ganz anderer Gattung ersetzt, auch von Gemeinden für die Gegend nicht passende
Vaumpflanmng ;ur Bcpflanznng der Äezirk^straßen vor der Nebergabe gewählt.

Es dürfte sich deshalb empfehlen, den Herrn Ober-Präsidenten zu bitten, den Königlichen
Regierungen aufzugeben, daß solche den Gemeinde» die für Klima, Boden und Verkehr passende
Gattuug Bäume, welche zur Bepflauzung von zu Bezirksstraßen designirtcu Communalwegen
genommen werden sollen, vorschreiben, ferner, daß in den BePflanzungen stets auf gewisse Länge nur
dieselbe Gattung gepflanzt werde und nicht verschiedene durcheinander, ferner, daß die Chaussee-
Aufseher, wo es nöthig, mehr zu den Coursen in Obstbaumzucht auf die geeignete Ackerbauschule
auf Rechnung der Bezirksstraßenfonds gesandt werden, damit solche Kenntniß von der Behandlung
der Bäume erhalten, und daß mau selbst diese Leute durch Prämien zur ordentlichen Behandlung
namentlich der Obstbäume ansporne.

Der Landtag erklärt sich damit einverstanden, die obcngenannte Bitte an den Herrn
Ober Präsidenten zu richten.

Die Erstattung des Referats des 1. Ausschusses, betr. die Peusionirung der provinzialstän-
dischen Beamten, mnß heute ausfallen,

Referat des I. Ausschusses, betreffend das Reglement über das ständische Kassen» und Reglementüb« das
Rechnungswesen. Referent: Abgeordneter Schmidtborn. Kasse» und Rech

Der I. Ausschuß empfiehlt dem hohen Landtage die Annahme des vorliegenden Reglements "ungswesen der vro>
-, .„,,./>« ^ <« ^ ? ^> .° c . «, ^ . . , uinMMndischen Cm»
»ber das ständische Kassen- und Rechnungswesen unter Hinweis auf den Vcrwaltungsbencht tlal-Verwaltuna
(Seite 5. Alinea 4 von oben) und mit einigen Abänderungen und Zusätzen.

Der Abgeordnete Frhr. v. Solemach er beantragt, der Ueberschrift folgende Fassung
z» geben:

Reglement über das Kassen- und Rechnungswesen der provinzialständischen Central-
Verwaltung.

Der Antrag wird angeno m m e n und in der anliegenden Fassung das ganze Reglement.
Refera! des I I. Ausschusses über den Antrag der Gemeinde Ehrenfcld, in den Stand der Verleihung der Städte»

Städte aufgenommen zu werden. Referent: Abgeordneter Dietze. Z'"'"!"^" ^d
Der Ausschuß beantragt, da Ehreufeld bis jetzt nur 7500 Seelen hat, auch mitMüngers- °"""' ° ^"'° '

dorf »och im Gcmeiudcverbande steht, dem Orte überhaupt der städtische Character fehlt, dem
Gesuche auch kein Bericht des Kreis-Landraths oder der Kreisstände bciliegt, sdudern nur der
kürzlich gefaßte Beschluß des Gcmeinderaths, das Gesuch der Gemeinde Ehrenfeld zur Feit
abzulehnen.

Der Antrag wird ohne Discussiou äugen ommen.
Derselbe Referent erstattet das Referat des II, Ausschusses, betreffend die Bitte der Unterstützung der

Sectiou „Seidenzncht" des Landwirthschaftlichen Vereins für die Rhcinprovinz um einen

Zuschuß von !^»0 Thalern zur Unterhaltung der Vereins-Seidenzucht- und Haspcl-Anstalt in Bcndorf. °M^Pe«lns
Der Ausschuß ist der Ansicht, daß die Seidcnenltur in der Rheinprovinz ein solches Minimum
beträgt, daß sie auf eine höhere Unterstützung keinen Anspruch machen kanu, und der II. Ausschuß
beschließt deshalb, dem hohen Landtage zu empfehlen, mir den seitherigen Zuschuß von 200 Thalern
jährlich bis zum Wiedcrzusammentritt des Vaurtages ans dem Dispositionsfonds zu bewilligen.

Der Referent ist trotz des bisherigen geringen Erfolges der Seidenzucht der Ansicht,
daß die Sache doch wohl für einzelne Lehrer unv für den Anschauuugsunteriicht von Interesse sei
und empfiehlt den Antrag des Ausschusses.

7»
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Der Abgeordnete Graf von Hocnsbroech ist der Ansicht, daß die klimatischen Ver¬
hältnisse der Rhcinproviu; nicht der Art sind, in» die Seiden;ncht, welche selbst in, nördlichen
Frankreich nicht proSperiren könne, mit Erfolg betreiben zu können. Mau möge daher aufhören,
zu experimentireu, und würde es besser seiu, das Geld zu auderen für die Provinz nothlvendigeren
Zwecken zu verwenden.

Der Abgeordnete von B önn ingha ufeu bemerkt, daß schon durch den vorliegenden
Antrag die Abtheilung des landwirtschaftlichen Vereins die Lebensfähigkeit der Seideucultur doeu
mentire, nnd bittet, die Uuterstütznng zu bewillige».

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
Mitw»cn und Referat des II. Ausschusses, detreffeud dcu Autrag des Abgeordneten ssreiherrn von Schirp

Anträge. ,,„h G^iiossen, daß bei Veraulaguug zur Grundsteuer die Schulde«, Laste« und Steuern ebenso wie
bei den übrigen Steuern in Abzug gebracht werden mögeu, Der Referent ist Abgeordneter Ar em ig.

Der Ausschuß beantragt über diesen (Gegenstand den Uebergang zur Tagesordnung, indem
die Grundsteuer keine Personal-, sondern eine Rcallast sei.

Der Abgeordnete Freiherr von Schirp bittet dagegen, seinen Antrag anzunehmen.
Der Abgeordnete M aas meint auch, daß der Autrag jetzt rcsultatlos bleiben werde, null

keinen besonderen Antrag stellen, spricht aber im Allgemeinen gegen die dircctcn Steuern, mit Aus-
nähme der Einkommensteuer.

Der Antrag des Ausschusses auf Uebergaug zur Tagesorduuug wird angenommen.
Referat des I. Ausschusses über den Autrag des Abgeordneten Freiherr» von Schirp

und Genossen, daß vor Einberufung des Landtages den Mitgliedern jedesmal die Verhandlung^
Gegenstände uud die Dauer der Session rechtzeitig bekannt gegeben werden mögeu.

Der Ausschuß empfiehlt, über dru Autrag der Peteuten, dessen Unausführbarteit der
Referent Vr einig nachweist, zur Tagesorduuug überzugehen.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
BaulicheEinrichtungen Referat des II. Allsschusses, betreffend die Bewilligung eines Credits zu baulichen Instand-

i» der Proumzml sctznngcu in der Proviuzial-Arbeitsaustalt zu Aranweilcr aus dem Reservefonds der Anstalt, welche
Arbeitsauftalt m Peränderungen sich erst uach Aufstellung des Etats als nothwendig erwiesen haben.

Brauweilcr. ^ Provinzial-Verwaltnngsrath beantragt:
!l. für die Eruenernng des Oelanstrichs der Außenfläche des Männerrevicrs der Anstalt

1034 Thlr. 12 Sgr.
b. für die Verlegung der Abtritte des Männer- uud des Fraueuhaufes der Austall

3030 Thlr.,
iu Lumina 4064 Thlr. 12 Sgr. dem hohen Landtage zn unterbreiten.

Referent, Abgeordneter Schult befürwortet den Antrag.
Der Ausschuß ist mit dein Verwaltuugsrathe einverstanden und beehrt sich, darauf anzn-

tragen, daß die Summe von 4064 Thlrn. 12 Sgr. für Erueucrung uud Bauten in der Anstalt
zn Ärauweiler auö dem Reservefond bewilligt werde.

Der Antrag des Ausschusses wird angcuommeu.
Hiermit ist die Tagesorduuug erschöpft, der Marschall schließt die Sitzung und beraumt

die nächste auf Sonnabend Vormittag 11 Uhr an.
(Schluß der Sitzung 2 Uhr 20 Miuuteu.)

Der Landtags-Marschall:
Frhr. Raitz von Frentz.
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Siebente Sitzung.
verhandelt in der Aula der Realschule zn Düsseldorf nm l>. Inni l."<7^.

Der Marschall eröffnete die Sitzung um 11 Uhr,
Das Protokoll der <>. Sitzung U'ird verlesen lind genehmigt.
Das Protokoll für dic heutige Sitzung führt der Abgeordnete l^raf Mirbach Harff.
Der Marschall theilt mit, daß der eingegangene Autrag von Poensgen und Genossen >«chl,äftt,che>>,

^» Blumenthal, 5treis Schleidcn, die Aufhebung der Aarricregelder betreffend, als zn spät eiu-
gegangen, deu Antragstellern mriick zu stelle» sei,

Dic Frage selbst werde sich bei einem anderen Referate erledigen.
Von dem Königlichen Lanttago-Konuuissarius ist eine Straßentarte des Regierungsbezirks

Eobleuz eingegangen.
Der Abgeordnete von B öu »iu gh a u se u bemerkt in Bezug aus den Autrag, die Auf¬

hebung der Aarrieregclder betreffend, daß deu Mitgliedern das Recht zustehe, iu deu erste« vierzehn
Tagen Anträge einzubringen.

Der Marsch all erwiedert, daß am vergangene» Donnerstag der Termin für Einbringung
von Anträgen abgelaufen fei.

Es wird iu die Tagesordnung eingetreten.
Referat des IV. Ausschusses, betreffend den Autrag der Herreu Eriueu und Engels fowie Ausyel»»,., v«

Ed. Dörrcuberg Söhne iu Engelslircheu, Kreis Wipperfürth, dic Aufhebung des Chaussee- und dynisscc u»eBnickc»-
Brückeugeldes ans den Vezirksstraßeu. Referent Abgeordneter Münster. gcldesaufdenBeM-z-

Der IV. Ausschuß erlaubt sich, den hohen Landtag zu bitte», über de» gestellte» Autrag, '"^°"'
die Barrieregclder ans den Vezirksstraßen aufzuheben, für jetzt zur Tagesordnung überzugehen,
indem es abzuwarten sei, ob bei Uebergabc der Staatsstraßen au die Provinz bei der dafür in
Aussicht gestellten Dotation zugleich die Vergütung für dic Seitens des Staates aufgehobene»
Barriere- und Brückengelder mit iu Anschlag gebracht sein werde.

Die Abgeordneten Graf von Nesselrode, Dietzc und Draf von Hompesch haben hierzu
folgenden Antrag gestellt-

Der hohe Landtag wolle beschließen, das Ehausseegeld, bezieheutlich das Brücken-
grld auf den Bezirtsstraßeu der Rheinprovinz vom 1. Januar k. I. ab iu Wegfall
zu bringen.

Motive - Die Aufhebung des l<haussccgcldes auf deu Straße» der Monarchie, ferner daß
bie Unznträglichteiten der Erhebung des Ehanssecgeldes in keinem Verhältniß zu den Einnahmen
stehen, es sich auch nicht rechtfertigt, wenn auf der einen Seite dic Provinz auf alle Weise den
Verkehr zu erleichtern und zu fördern bestrebt ist, das Prinzip dadurch abgeschwächt werde, wenn
diesem Verkehr wiederum Schranke» gesetzt werden, welche tanm rationell noch finanziell zu recht¬
fertigen find.

Der Marschall eröffnet hierüber die Diskussion.
Der Abgeordnete Graf von Resselrode führt aus, daß er bei Stellung des Antrages

hauptsächlich im Auge gehabt habe, die prinzipielle ^rage festzustellen, daß es im Interesse der
Provinz liege, gleichzeitig mit der Aufhebuug der Barriercu auf den Staatsstraßen auch die Auf-
Hebung derselben auf deu Bezirtsstraßeu zu erlangen. Er .sei sich wohl bewußt, daß damit eine
Summe von 120,00») Thlrn, in Wegfall kommen würde, aber dies habe ihn um so mehr bestimmt,
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den Anlrag ;n stellen, denn es sei für ihn nn zweifelhaft, daß die Provinz diese t2s»,0W Thlr, in
der Weise aufbringen müsse, daß eben die Fuhrleute uud die Grundbesitzer besteuert werden. Es
sei dies eine indirekte Besteuerung, für die er in dieser Form sich nicht erklären könne, Sein An-
trag intcndire, daß jeder Bezirk den durch die Aufhebung des Barrieregcldes erwachsenden Aus»
fall ans feinem Bezirlsstraßenfouds decke. Daß einzelne Barrieren mehr Pacht bezahlen, als sie
je einnehmen können, führe zu der Uumoralität, daß sie zu Halteplätzen für die Nrauutwcintrinker
würden, nnd dieser Umstand könne ein Motiv mit sein, dem Antrage zuzustimmen. Er selbst habe
bei Stellung des Antrages noch die von Seiten des Staates in Aussicht gestellte Dotation bei
Nebergabc der Staatsstraßen ins Ange gefaßt nnd bitte, seineu Antrag puro anzunehmen.

Der Abgeordnete Graf Hoensbrocch kann die Erhebung des Ehausfeegeldes nicht als
indirecte Steuer ansehen, und es entspreche nur der Gerechtigkeit und Billigkeit, daß Derjenige,
welcher die Chaussee benutze und einen dirccten Vortheil habe, dafür auch eine Gegenleistung
gewähre. Die Provinz sei nicht in der Lage', in allen Stücken dem Staate nachzuahmen, denn
dieser köuue bei einem Neberschuß von 2«M»<),s>NN Thlru. leicht eine Einnahme von einigen hundert¬
tausend Thalern verschmerzen, und es komme noch dazu, daß der Staat das, was er mit der
rechten Hand scheute, gewöhnlich mit der linken wieder zurücknehme.

Es fei sebr ;n bedenken, eine IahresEiuuahme von t20,0NN Thlrn. wegzugeben, ohne
einen andern Ersatz dafür zu haben als die erhöhte Bestencrimg der sämmtlichen Insassen der
Provinz. Man möge erst die von dem Staate in Ausficht gestellte Dotation abwarten, die aber so
bemessen sein müßte, um den durch die Aufhebung des Chaussecgeldes entstehende» Ausfall zu decken.

Der Referent bemerkt, daß nm der gemeinschaftlichen Behandlung willen die Anträge
zusammengefaßt seien. Dem Antrage des Grafen von Nesfclrode könne er ans dein einfachen
Oruude nicht beistimmen, weil mit der Aushebung des Varrieregeldes dcu Eingesessenen der Provinz
ein zu hoher Steuersatz auferlegt werden müsse, und es sei gerade in diesen Tagen der Procentsatz
noch für einen großen Theil der Provinz fixirt worden. Er tonne nur dem hohen Hause empfehlen
den Antrag des Ausschusses anznnehmen.

Der Abgeordnete Graf v o u Nesselrode bemerkt thatsächlich, daß er nicht intcndirt habe,
den durch die Aufhebnng der Barrieren fehlenden Fonds aus den Tafcheu der Eingesessenen zu
nehmen, denn es käme dabei sehr auf dcu Modus der Besteuerung an. Im Nebrigcn tonne er
seine Verwuuderuug uicht verhehle», daß gerade der Bezirk Düsseldorf bei dem vorigen Landtage
denselben Autrag cingebracbt und befürwortet habe, der heute bekämpft werde.

Der Marsch all erklärt, daß die letztere Bemerkung über die Grenzen der thatsächlichen
Berichtigung hinausgehe. Die Diskussion wird geschlossen, der Antrag des Ansschnsses zur Ab¬
stimmung gebracht und derselbe angenommen,

^»simw ^cMmcm Referat des I. Ausschusses, betreffend die Bestimmungen über die Pcnsionirung der pro-
suv d,c ,'V0U„,M. vinzialständischen Beamten der Rheinprovinz.

'"'"""'" """Neu. Referent Abgeordneter Franour: Der Ausschuß schlägt dem hohen Hanse vor, das
Pensions-Neglement ;n geuehmige».

Der Marfchall stellt die l^l?. I bis «> cinzeln zur Distussiou uud Abstinnmmg. Dieselben
^,. ^"' werde» »»verändert angenommen und der Entwurf im Ganzen einstimmig genehmigt.

Referat des I. Anschusses, betreffend den Etat der Provinzial-Bliuden-Anstalt zu Düren
Elu v« PvoumMi pro 1«?l/?<! »ebst Erläuteruugs-Bericht. Referent Abgeordneter B reinig.

^Ul n.'e»aml.,iizu ^. M^„s; ^emtragt: Der hohe Landtag wolle dem vorgelegten Etat der Provinzial-
5,nc„ ^,' ^<>u. Hlmdm,.>l„Mll z» Düren pro l87^,?<> »ach de» Porschlägen des Provinzial-Verwaltungs-Raths

die Genehmignna, ertheilen.
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fi!r die Prouinzia!
BliüdcnanMlt zu

Düren.

Der Referent bemerkt, daß das der erste Etat sei, den der Provinzial-Verwaltuug«-
rath aufgestellthabe, und empfiehlt,den Etat in allen seinen Theilen zu genehmigen.

Der Marschall eröffnet über die einzelnenPositionen des Etats die Diskussion und
bemerkt, daß der in der zweiten Sitzung gefaßte Beschluß,die Erhöhung der Gehälter in den für
das laufende Jahr aufgestelltcuEtats erst mit dem 1. Juli eintreten zn lassen, für alle Etats
Gültigkeit habe.

Der AbgeordneteBachem will zwar keinen Antrag stellen, er hätte aber doch gewünscht,
baß in dem ganzen Etat und in der Rechnung die Rest-Solleinnahme besonders aufgeführt
worden wäre.

Der Etat wird hierauf noch im Ganzen zur Abstimmung gebracht nnd derselbe an¬
genommen.

Der AbgeordneteFrhr. von Solemach er rcferirt über die von dem Provinzial-Ver^
waltnngsrath gestellten Anträge iu Betreff der Reglements-Abänderungender Provinzial-Blinden- Aenderungen im be
Anstalt zu Düren.

„Das Reglement enthält einige Abäudernngengegen den in der Sitzung des Provinzial
Landtages vom 21. September 1872 beschlossenen Wortlaut, bezüglich deren Entstehungwir zunächst
3'olgcndes vorausschicken <;

Nach einer Mittheilung des Herrn Ober-Präsidenten vom 12. April 1873 ist das von
bcm hohen Landtage beschlossene Reglement über die Leitung und Verwaltung der Provinual
Vlindeu-Anstaltzu Düren nachträglichnoch dem Köuiglicheu Provinzial Schuleollegiumzu Eoblenz,
„welchem in dieser Angelegenheitnoch nicht vernommen worden sei," znr Aeußerung zngefertigt
worden, da nach 8- 18 der für jene Anstalt damals noch gültigen Statuten, Abänderungender
Statute» der Zustimmuug ves Königlichen Provinzial-Schnlcollegiumsbedurften.

In Folge des hierauf von dem Provinzial-SchnleolleginmerstattetenBerichtes haben die
Herren Minister des Innern und der geistlichen, Unterrichts- und Mcdizinal-Angelegenheitenden
Herrn Ober-Präsideuteu beauftragt, den Provinzial^Verwaltnugsrathuuter Mittheilung der von dem
königlichenProvinzial Schuleollegium erhobenen Bedenken zn erfuchen, mit demfelben wegen einer
entsprechenden Abänderung des Reglements in Verbindung zu treten.

In der Sitzung des Provinzial-Verwaltnngsraths vom 3N. Mai pr., welcher ein Vertreter
bcs Königlichen Provinzial-Schulcolleginmsbeigewohnthat, ist eine Verständigung erzielt worden
wobei den Bedenken des Prdvinzial-Schulcolleginms, soweit dieselben die Bestimmungenbezüglich
der Ertheilung des Religions-Unterrichtsin der Anstalt (8. ? des Regl.), die ausdrückliche Wah'
rung des Characters der Anstalt als Simnltananstalt (ß. 8 idiä.), die Mitwirkung des Provinzial
EchulcollegiumS in Anstalts-Angelcgenheiten(§. 11 ü.icl.) zum Gegenstände hatten, durch Aende
Nlng der bezüglichen BestimmungenRechnung getragen wird.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat geglaubt, bei Zustimmnng zu den vorgenommenen
Aenderungen im Sinne deö Proviuzial-Laudtagesgehandelt zu haben und gab diese Annahme dem
Herrn Ober-Präsidenten mit dem Anheimstellen zu erkennen, dir Genehmigungdes veränderten Ent¬
wurfs oei den Herren Ressortministernzu beantrage», da die baldige Uebernahme der Anstalt iu
die provinzialständifche Verwaltung als wünschenswerthbezeichnet werden mußte, weil die Anstalt
einer Erweiterung dringend bedürfe, weil hierzu mit Rücksicht auf den gefaßtenBeschluß des Auf
bcmev der neuen Provinzial-Irren-Anstalt für dcu RegierungsbezirkAachen auf dem bei Düreu
vorhandenen, durch Ankauf zu erweitcrudeu Terrain die Erwerbung des bereits vorhandenen
2'lügelö ves Irreuanstaltsgebäudes für die Blindenanstalt angeregt worden nnd der Fortführungder
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Verhandlungen der bereits erfolgte Uebergang der Blindenanstalt in die ständische Verwaltung nnr
förderlich sein würde.

Nach diesen Vorbemcrtuugeu über das Zustandekommen des Reglements bitten wir hier-
durch um die nachträgliche Genehmigung des hohen Landtages. Der Uebcrgaug der Anstalt in die
provinzialständische Verwaltung hat am -!, November pr. nnter Aufnahme eines Protokolls durch
Kommissare des Proviuzial Verwaltungsraths stattgefunden.

Der Autrag wird angenommen.
Ferner hat der Provinzial-Verwaltnugsrath geglaubt, indem nuu die Bliuden-Anstalt in die

provinzialständische Verwaltung übergegangen sei, das; die erforderlichen Zuschüsse für dieselbe uiebt
mehr aus dem Dispositiousfonds der Provinzial-Hülfslasse, sondern durch Umlagen auf dir (Ge¬
meinden der Provinz zu beschaffen seien.

Der Antrag wird ohne Discussiou angeuommcu.
«esMftlichcs. Derselbe Ncfcrcut beautragt die nachträgliche Oeuehmigung der für das Denkmal des

verstorbenen Obcr-Präsidcuteu der Rheiuproviu;, von Pommer Esche eutstandeueu iNehrkosteu im
Netrage von 43 Thlru. 28 Sgr. 6 Pfg.

Der Abgeordnete Bremig bciucrtt, daß noch eiu Einnahmeposten von 23 Thlrn. in
Aussicht stehe, so daß sich dieser Betrag um mehr als die Hälfte vermindere.

Die Mehrkosten von 43 Thlrn. 2« Sgr. N Pfg. werden genehmigt.
Der Abgeordnete Freiherr von Solemacher verliest eine Adresse an Se. Majestät,

betreffend die Bitte, daß die in Aussicht genommene Prooiuzial-, Kreis und Gemeiude-Orduung vor
deren Einbringung in den Landtag der Monarchie den Provinzialständen ;nr Begutachtung vor«
gelegt werde.

Die Adresse wird genehmigt.
Penswus Reglement Referat des II. Ausfchusfes, betreffend den Entwurf eines neuen Penfions-Reglements für

M die «ecmttm des ^ H^,!iw, des «andarmenhauses zu Trier. Referent: Abgeordneter Dietze.
"" °Trl«^ Der II. Ausschuß stellt den Antrag:

In Erwägnug, daß durch deu Seitens des Provinzial-Verwaltnngsraths einge,
brachten und jetzt angenommenen Entwurf eines urueu Pensious-Reglements für die
sämmtlichen Beamten und Angestellte« der proviuzialstäudischeu Verwaltung der Rheim
Provinz anch das Peusious-Verhältniß der Äeainteu »ud Augestellteu des Landarme»
Hauses in Trier geregelt wird, von der Berathung des vorgelegten Special-Peusions-
Reglements absehen zu wollen.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.

Veile!l»mgder Referat des II. Ausschusses, betreffend das Gesuch der Gemeinde Oberhauseu, in den
Htädtc-Ordlimissan ^tand der Städte aufgenommen zu werden. Referent: Abgeordneter Dietze.
"' '"" ^er Der Ansschnß empfiehlt:

Indem bei der Gemeinde Oberhauseu die Voraussetzungen der tztz- 1 nnd 2 der
Rheinischen Städte - Ordunng vom 15. Mai 185«^ vorhanden sind, eine Adresse an
Te. Majestät zu richten, die Gemeine Oberhausen in den Stand der Städte auf;»-
nehmen.

Der Autrag des Ausschusses wird ohne Discussion angenommen.

:wsch»s! cm dcis Mnsil Referat des II. Ausschusses, betreffend die Bewilligung eines Zuschusses au das Eouser^
l<m,sen'alunu,!!in ^^„,1 ,;„ Cölu aus dem Hinsgewinn der Provinzial-Hülfskasse, Referent: Abgeordneter

^""' von Heister.
In Rücksicht auf die finanziellen Bedrängnisse und auf den großen Vortheil, den die
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NmsikalischenInteressen der ganzen Provinz von der Anstalt haben, hat der Vorstand des Conser-
Vatoriums den Antrag gestellt, der Landtag wolle ihm einen einmaligen Zuschuß von A0N0 Thlrn.
und eine jährliche Beihülfe von t,">Ns> Thlrn, bewilligen.

Der II. Ansschnß war mit seinem Referenten der Ansicht, daß von einer dauernden Unter-
stützung der Anstalt, die allein ans der Basis der musitalischen nnd wohlhabenden Stadt Cöln
lebensfähig fein muffe, nicht die Rede sein tonne, nnd verwarf anch in seiner Majorität den Antrag
des Referenten anf Bewilligung eines einmaligen Zuschusses von 2<i0N Thlrn,, welcher zur Deckung
der besonders drückenden, jederzeit rinforderbaren Schuld dienen sollte, aus dem Grunde, weil nicht
angeuommen werden könne, daß die jährlichen Beiträge der Mitglieder der Anstalt und der Zuschuß
der Stadt deu reichen Mitteln der Einwohnerschaft von Cöln und dem Interesse, welches Cöln
selbst au dem Couservatorinm haben muffe, entsprechen, sowie weil die Ueberschiisfeder Provinzial-
hülfstasse bereits zu gemeinnützigen Zwecken an weniger günstig sitnirten Orten nnd Anstalten
ausreichend in Anspruch gcuonuue» seien.

Der II. Ansfchnß bcfchloßdemnach, dem hohen Landtage den Nebergang zur Tagesordnung
über die Petition des Vorstandes des Cölner Konservatoriums zu empfehlen.

Der Marfchall eröffnet die Discnssion.
Der Abgeordnete Bachem erklärt, daß er das Wort ergriffen habe, nicht deßhalb, um anf

ein der Stadt Lötn gehörendes Institut aufmcrtsam zu macheu, sondern weil es sich hier nm einen
Hweck handle, der weit über die Stadt Cöln, ja selbst über die Provinz hinaus sich erstrecke.
Durch eine 2,',jäbrige Erfahrimg werde coustatirt, daß das Institut lebcusfähig sei, aber mit dem
Wachsthum desselben hätten anch die Bedürfnisse zugenommen, und es werde nicht nothwendig
sein, darauf hinzuweifeu, daß ein Institut, welches die Kuust im Allgemeinen zn fördern bestimmt
sei und nachweislich anch in einem hohen Grade gefördert habe, eine Unterstützung verdiene. Der
Staat habe diese Leistungen anerkannt und deshalb eine Beihülfe vou jährlich 2NNN Thlru. gewährt.
Aber auch die Stadt Cöln selbst habe sich dem Institut gegenüber nicht gleichgültig verhalten, denn
bis jetzt feien gegen s>N,s»00 Thlr. für die Erhaltung desselben verwendet worden. Nur in Folge
der besonderen Umstände, indem durch den Abbruch des bisherigen Gebändes die Beschaffung neuer
Räumlichkeiten nothwendig geworden, habe der Vorstand des Conservatorinms sich veranlaßt gesehen,
eine Petition an den Landtag um Beihülfe zn richten, deren Befürwortung im Interesse der Kunst
wie im Interesse der ganzen Provinz er sich hiermit gerne unterziehe und das hohe Haus bitte,
eine jährliche Unterstützuug, oder wenn dies nicht beliebt werden follte, eine einmalige Untersttttznng
gewähren zu wollen.

Der Abgeordnete Freiherr von Solen, ach er glaubt ebenfalls die Petition auf das
wärmste cmpfehlcu zu müssen.

Der R e fercnt bemerkt, daß aus deu bei deu Acten befindlichenMitglieder-Verzeichnissen
nicht zn ersehen sei, daß sich die Stadt Cöln in genügender Weife bethcilige, denn Cöln bringe
jährlich nur 125tt Tblr. an Beiträgen auf, und es werde nur eines Aufrufes an die wohl¬
habenden blassen der Stadt bedürfen, um der Bedraugniß des Instituts abzuhelfen.

Der Abgeordnete Bachem weist darauf hin, daß die jährlichen Beiträge allein nicht einen
Maßstab für die Betheiligung der Stadt Cöln abgeben könnten, denn manche derjenigen, die sich
an der Beschaffung vou 2N,00N Thlru. für deu Neubau betheiligteu, zahlten deshalb augenblicklich
geringere Iahrcözufchnsse.

Der Abgeordnete Bremig bemerkt, daß es sich hier nur um die Frage handeln könne,
"b die in Anspruch geuommeue Beihülfe znr Befriedigung eines gemeinnützigen Zweckes diene, und
diese Frage werde durch den 8- I des Statuts diefer Anstalt außer Zweifel gestellt. Wem, die

8
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Restauration von Kirchen und die Erhaltung von Baudenkmälern im Interesse der Baukunst liegc,
so äußere dagegen die Förderung musitatischeuSinnes einen wohlthätigen Einfluß auf alle Schichten
der Bevölkerung und da ihm bekannt sei, daß der Staat über diese Institute Erhebungen anstellen
läßt, so hoffe er, daß derselbe bei den ausgezeichneten Leistungen des Eölner Eonscrvatoriums später
desto kräftiger eintreten werde, und deßhalb »lochte er bitten, mindestens einen einmaligen Zuschuß
für das Eonservatorium zu bewilligen.

Der Abgeordnete Graf v. Hoeusbroech glaubt, daß das in Rede stehende Institut mehr
lokaler als provinzieller Natnr sei, und daß daher der Landtag anch nicht auf eine einmalige
Unterstützung sich einlassen könne. Die Stadt Eöln möge ihre Ehre nnd ihren Ruhm in die Auf
rcchthaltuug dieses Instituts sehen.

Der Abgeordnete Bachen, entgegnet, daß es sich um ein Lehrinstitut handle, aus dem
Kräfte hervorgehen, welche es sich angelegen sein ließen, die Kunst in den weitesten Kreifen zur
Geltang zu bringen, und es handle sich daher nicht um lokale Iutercssen, sondern um allgemeine
höhere Zwecke, denen der Landtag stets eine Unterstützung habe zu Theil werden lassen.

Der Marschall bringt den Antrag des Ausschusses zur Abstimmung und wird derselbe
angenommen.

Straßen Ange- Referat des IV. Ausschusses, betreffend die Ausnahme der Straße von der Aoun-Trierer
legmbeiteu, Bezirksstraße oberhalb Münstereifcl bis zum Anschluß an die Straße vou Dümpelfeld über Schuld

bis zur Münduug des Armnthsbaches in die Ahr.
Der Ausschuß schlägt vor, die hohe Versammlung wolle beschließen, daß die Straße von

der Bonn-Trierer Bezirtsstraße oberhalb Münstereifel bis zum Anschluß an die Straße von
Dümpelfeld über Schuld bis znr Mündung des Armuthsbaches in die Ahr als Bezirtsstraße
aufgenommen und die Unterhaltung auf den Bezirksstraßenfonds übernommen werde von dem
Tage an, wo sie vollständig ausgebaut fein wird.

Der Antrag wird angenommeu.
Referat des IV. Ausschusses, betreffend das Gesuch der Gemeinden Münster am Stein,

Niederhauscn und Norheim um Bewilligung eines weiteren Zuschusses zu deu Kosten des Ausbaues
der Oemeinde-Prämienstraße vou Münster am Stein über Norheim nach Niederhauscn. Referent:
Abgeordneter Saht er.

Der Ausschuß befürwortet bei einem hohen Landtage, den Gemeinden Münster am Stein,
Niederhausen und Norheim als Beitrag zn den Kosten des von denselben unternommen, vollen¬
deten Straßenbaues eine weitere Unterstützung von 1000 Thlru. ans den Ueberschüssender Pro-
vinzial-Hülfskasse bewilligen zu wollen, da der westrhcinischc Bezirksstraßenfonds des Regierungs-
bezirks Coblcnz mit 15«/« Stcuerzufchlägcu belastet ist uud eine weitere Belastung nicht wohl
thunlich erscheint.

Der Abgeordnete v. Bönning Hausen: Es scheine bedenklich, den Bezirksstraßenfonds
zn Neubauten in Anspruch zu nehmen und er bitte deshalb, deu Ausschnß-Antrag zu genehmigen.

Der Autrag des Ausschusses wird in seinem ganzen Umfange angenommen.

Zuschußzu der Neftau- Referat des II. Ausschusses über die von dem Bürgermeister Kratz in Frauwüllesheim
ration der Pfarrkirche eingegangene Petition um Bewilligung eines Zuschusses zu den Kosten der Restauration der Pfarr¬
in Frauwilllesheim. ^^ ^selbst aus Provinzial-Fonds. Referent: Abgeordneter Breinig.

Der Petition ist ein Restaurationsplan und Kostenanschlag des Baumeisters Withase bei¬
gefügt, wonach die Restauration über 9000 Thlr. erfordert, uud ferner ein Haushaltsetat der
Gemeinde, aus welchem die höchst unbedeutende Besteuerungöfähigkeil derselben ersichtlich ist. Nach
den Zeichnungen handelt es sich unzweifelhaft um ein mouumeutales Bauwerl, dessen Erhaltung
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von höchstem Interesse für i'ie Vcuknns! überbaupt ist. Der Petent selber hat zwar die Summe
bes gewünschten Zuschusses nickt genannt, aber der Abgeordnete bansen hat in dem Schreiben,
womit er die Petition eingereicht hat, bemerkt, daß AW0 Thlr. wohl der geeignete Netrag seien.

Der Ausschuß glaubt deumach dem hohen Landtage empfehlen zu sollen, der Gemeinde
'^rauwülleshcim zn den Kosten der Restauralion ihrer Pfarrkirche aus den Zius-Ueberschüssen der
Provinzial-Hülfstasse einen einmaligen ,'usckust von :',0«!l» Thlru. zu bennlligen, deren Auszablung
aber erst dauu zu erfolge» hat, wem, dem Provinzial^Verwaltnugsrath der Nachweis geführt ist,
baß die Rcstanrationsarbeiten nach Mastgabe der vorgelegten Pläne und Kostenanschläge vollständig
ausgeführt seien.

Abgeordneter u. Eyucrn: Die Ueberschüsse der Proviuzial-Hülfskasse kenne man nicht
W geuau, um daraus alles zu bewilligen. Es tonne auch uicht die Aufgabe des Landtages sein,
alle monumentalen Kirchen zu restaurirru. Bei Brauweiler sei dies ein anderes Verhältniß.

Der Abgeordnete Graf v. Hoensbroech bemerkt, daß bei Brauweiler ganz dasselbe
Verhältniß stattfinde, denn die dortige Kirche sei Pfarrkirche.

Abgeordneter v. H eister: Bis jetzt sei die Hülfslasse noch wenig in Anspruch genommen,
und er glaube, daß uoch ausreichende Mittel vorhanden seien. Die Kirche sei ein monumeutales
Bauwerk des Ucbergangssthls, das mau nicht verfallen lassen dürfe, und der Gemeinde fehlten die
nothigen Mittel.

Abgeordneter v. Ehnern weist auf die viele» im Rhcinlandc befindlichen Burgruiuen hin,
^>e mau doch nicht alle als Muster für Architekten ausbaue» tonne.

Der Abgeordnete Dr. No eggerath bemerkt, daß es sich hier um eine Aufgabe der
^unsl handele, wie schon ans den Plänen und'Zeichnungen hervorgehe und wovon sich Jeder bei
Besichtigung derselben überzeugen könne.

Der Antrag des Ausschusses wird zur Abstimmung gebracht nnd derselbe angenommen.

Referat des III. Ausschusses, betreffend die Rechnungen der ProvinziabFeuer-Societät für Rechnungen der Pro-
die Jahre l87", 187! und 1872. Referent: Abgeordneter Seul. oinzial°Feuer-S°netät

. 1870/2.
Der Ausschuß beantragt nach dem Vorschlage des Proviuzial-Verwaltuugsraths die Aner-

t'cnnuug der Richtigkeit der vorgelegten Rechnungen und die Ertheilung der Decharge für dieselben
unter dem Vorbehalte der Erlediguug der uoch uucrledigten Monita zu der Jahres ° Rechnung
pro 1873.

Der Autrag des Ausschusses wird angenommen.

Derselbe Referent Abgeordneter S e« l, erstattet das Referat des I! I . Ausschusses,betreffend Etat der Provinz«!-
ben r^ial der Rheinische« Provinzial-Feuer-SocietätsHircklion für die Jahre 1874, 1875, 187«. Fmer-Societäts»

Zu deu Elats-Positioneu ist folgendes zu bemerken: ""'"" °

Tit. I. Besoldungen, n. Direktion. Der Ausschuß beantragt:
„Der hohe Landtag wolle bei allen Positionen den Vorschlägen des Proviuzial>

Vcrwaltungsraths beitrcteu, iusbesoudeve wolle er die Anstellung eines besonderen New
dantcn mit der Maaßgabe jedoch beschließen, daß der Rendant verpflichtet sei, sich nach
den Anordnnngen des Direktors auch an den Secretariats- und Bureau-Geschäften zu
betheiligeu."

Zu Position 4 l>. „Beitrag zu den Kosten der Central^Verwaltung" beschließt der Ausschuß,
dem hohen Landtage die Bewilligung dieser Position uutcr dein Hinzufüge» einer Resolution zu
klupsehleu, worin der Erwägung des Proviuzial Vcrwaltuugsraths anheimgegeben wird, ob nicht
l>»t Rücksicht auf die Anstellung eines besondern Renbauten eine Ermäßigung dieses Beitrages zu
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den Central-Verwaltnngstosten für dir nächstfolgende Etatsperiode nach den bis dahin gemachle»
Erfahrungen angemessen sei.

Gegen die Bewilligung der zn L. „Bnrcanperfonal" von deinProvinzial-Verwaltnugsrath in
Vorschlag gebrachten Gehälter fand der Ausschuß nichts zn erinnern, er empfiehlt nur, für die Folge
die persönlichen Zulagen, wie sie dem Inspektor Eick und dem Negistrator Bast bewilligt worden,
auch »»"gesonderten Etats-Positionen aufzuführen und das etatsmäßige Stellen-Einkommen getrennt
von den persönlichen Zulagen der gegenwärtige» Inhaber der Stellen im Etat ersichtlich zn machen.

Die «ud !,, für Botendienst geforderte Summe von 400 Thlrn. wird zur Bewilligung
empfohlen.

Ebenso die «u>, Tit. II, !!I, IV, >' und VI geforderten Summen, Bezüglich der in
Tit. VI „Prämien" zn bewilligenden Summe von «m», Thlru. schließt sich der Ausschuß der in dem
Erlänteruugsberichte des Provinzial-Verwaltungsraths niedergelegten Auffordernng: Die Direktion
möge au dem bewilligten Eredit bei der gnten Finanzlage der Socität nicht zu sehr sparen, vielmehr
zu dem beabsichtigten Zwecke, namentlich zur Unterstützung ärmerer Gemeinden bei Beschaffung
von Vöschgrräthschaften eine größere Munifieen; herrscheu lafsen, als die Rechnungen bisher
nachweifen, mit dein Antrage ausdrücklich an, daß der hohe Landtag diese Auffordernng zu der
seinigen machen und sie dahin ergänzen möge, daß solchen Städten und Gemeinden, welche znr
Sicherheit gegen Feuersgefahr besondere Anstalten getroffen haben, wie z. V. Beschaffung ständiger
Brandwachen, gute Vöschgcräthe uud andere geeigneteEinrichtungen eine von der Zocietäts-Direktion
zu bestimmende Prämie aus dem Eredit dieses Titels auf Autrag der betreffcuden Gemeinde-Ver
waltnng gewährt werde.

Die Bewilligung der im Tit. VII geforderten Beträge wird beantragt, dagegen empfiehlt
der Ausschuß die Erhöhuug der ganzen bei Tit. VIII „zu unvorhergeseheucu Fällen" in Vorschlag
gebrachten Snnune von 42:! Thlrn. 22 Sgr. «> Pf. nm 1000 Thlr., da der in Borschlag
gebrachte Betrag von nur 428 Thlrn. offenbar zu niedrig gegriffen sei.

Der Ausschuß stellt hiernach den Antrag, die Gesammt-Ausgabe des vorliegenden Etats
auf die Summe von 87500 Thlrn. festzustellen.

Die sämmtlichen Positionen werden genehmigt mit der Maßgabe, daß die neu bewilligteu
^,,'^'" l^ehaltserhöhungen pro 1^74 erst mit dem !. >u,li d. ^. eintrete» solle».

Was endlich de» einmalige» a»ßerorde»tliche» Eredit für Errichtung eines frnersichern
massiven Seitenflügels am Fener SocietätSgebände ;n Eoblenz znm Betrage von 15000 Thalern
betrifft, so beantragt der Ausschuß, iu aller Anertcnnnng der Nothwendigkeit der Beschaffung eines
feucrsichern Naumes znr A»fbcwahr»ng der Kataster u»d Werthpapiere der Provinzial-Feuer-
Societät den Betrag vo» 15000 Thlr». ;>var zu bewillige», empfiehlt jedoch der näheren Erwägung
der Direktion und des Provinzial Verwaltnngs-Nalhs, ob es nicht vorzuziehen sein möchte, unter
Veräußerung des jetzigen Soeietätsgebändes ein neues iu Eobleu; oder iu Düsseldorf zu beschaffen,
welches nach Vage und Banart allen Anforderungen besser entspricht, als das gegenwärtige.

Der Marschall bringt den Antrag ans Bewilligung von 15000 Thlrn. zur Abstimmung.
Der Antrag wird genehmigt.
Der 2. Antrag des Ausschusses, die Direktion uud der Verwaltungsrath mögen die Errich¬

tung eiues ucueu Soeietäts-^ebäudcs unter Veräußerung des alten in Erwägung ziehen, wird zur
Diseussiongestellt.

Der Abgeordnete Sahler führt aus, der Schwerpunkt der Versicherungen bei der Pr»
vinzial-Feuer-Soeietät liege mehr am Obcrrhein, deshalb sei Düsseldorf als Sitz der Societät
ungeeignet.
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Abgeordueler Prinzen hält gerade Düsseldorf für geeiguel, da hier dir ständischen
Bureaux und der Sitz des Verwaltungsraths sei,

Abgeordneter von Ehneru befürwortet den Ansschnßanlrag.
Abgeordneter Baum- Der Verwallnugorath solle ja die Sache ersl prüfen und dafür

'volle er demselben ganze Vollmacht ertheilt wissen.
Der Antrag des Ansfchnsses wird genehmigt.
Derselbe Referent, Abgeordneter Senl, erstattet das Referat des III. Ausschusses,betreffend N>,chträ,m>lxBewül,

die definitive Genehmigung der im Wegsjahrc 187'» an 9 verheiralhete Beamte der Provinziab """" ^'"" ^alistla

^eucrSocietätö.Direftion gezahlten Vorschüsse von je 50 Thlr. ^ 150 Thlr. zur Vcrproviantirung. ^'""'"» ^'c,cml^
Der Ausschuß hat sich diesem Antrage des Proviuzial-Verwaltuugsraths angeschlossenund

empfiehlt denfelbcn ;nr Genehmigung.
Wirb genehmigt.
Referat des IV. Ausschusses, betreffend das Gesuch des Äckerers Hilgers und Eousorlcn Htrchenln» An,,e

>u Kempeuich mn Herstetlnug einer Ühaussecvcrbindung vou Maye» uach Ahrweiler resp, aus dein ic^nheil.
Brohlthale über «empeuich uach Adcnan. >1tefereut: Abgeordneter von B ö n n i ugh a u se n.

Der Entwurf des nach Beschluß des Landtags iu eiuer früheren Sitzung angenommene»
dcsfallsigeu Schreibens an den Königlichen Vandtags-Kommissarins wird verlesen und genehmigt.

Der Abgeordnete von Geister refcrirt über die Etatsübcrschreituugeu in der Arbeits- MawUbevMciiüMM
^!,.s,., «, ' .< ,«^., ° bei d« A« statt Vnin-Anstalt zu Brauweiler pro 18?:!:

-l) Bei den Bcsoldungcu um 869 Thlr. 29 Sgr. 1 Pf. Durch Beschluß des Proviuziab
Verwaltungsraths vom 28. Mai vr. >vurde dcu Beamten und Angestellte!! der Anstalt wegen der
allgemeinen Theuerung eine Gehaltszulage von je 1NN Thlrn. für die sieben Oberbeamtcn, je
50 Thlrn, für die Aufseher und Weltmeister, 25 Thlrn. für die Obcraufseheriu, vou je 20 Thlru.
für die Aufseherinnen und 3«, Thlrn. für den Fuhrlueckt bewilligt.

Die gauze Zulage betrug 2581 Thlr. Audcrerfeits wurde» bei diesem Titel l?11 Thlr.
^ Pf. erspart, dadurch daß die Stelle des Polizei-Iuspeetors mit dem 1. April 1873 eiugiug und
einige Aufseherstclleu zeitweise beziehungsweise während deö ganzen wahres uubesetzt blieben.

!,) Bei der Kranteupflege um 179 Thlr. 19 Sgr. 9 Pf., welche durch deu Mehrverbranch
an Meditamenten, chirurgischen Instrumenten :c. eutstaudcn find.

e) Bei der Feuerung um 3188 Thlr. 3 Sgr. 9 Pf. Dicfc uicht uucrhcbliche Mehraus.
,^abe hat sowohl in der enormen Höhe der Kohleupreife ihren Grund, wie anch in dein Umstände,
daß der ganze Bedarf für den Winter 1873,74 zur Sicherung der Anstalt auf eiumal beschafft
Und in 1873 ganz verrechnet worden ist.

<1) Beim Baufonds um 3050 Thlr. 11 Sgr. 7 Pf. ^m verflossenen ^ahre umrde der
Neubau eines Schuppens zur Aufbcwahruug der Ackergeräthfchafteu :e. und die Erneueruug einiger
Dächer vollcudet, zu deren Ausführung der Herr ObcrPräsidcut der Rheiuproviuz bereits früher
seine Genehmigung ertheilt hatte. Ebenso wurde im vorigen Jahre die durchgreifeude Reparatur
des größereu Backofens, der zum Schwarzbrodbackeu benutzt wird, driugeud nothwendig und mußte,
Wenn nicht eine Stockung iu dem Bcictweseu eintreten sollte, sofort vorgenommen werden.

Diefe Etatsüberschreitungen resp, extraordinären Aufwendungen find die Veranlassung, wcs.
halb auf deu Reservefonds zurückgegangen worden ist.

Der Verwaltnngorath beautragt gehorsamst,
„die erwähnteu Etatsüberschreitungcn nachträglich hierdurch für gerechtfertigt erachten
„uud genehmigen zu wollen,"

vorbehaltlich der Iustification durch die Rechnung.
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Die Elali'übcrschreitungen werden vorbehaltlich der Rechnungslegung genehmigt,
"lc'lcr ?e-,irf, !Ä>m Die in fünfter Sitzung unerledigt gebliebene Wahl für den Regierungsbezirk Trier der

nusjwn für den Bezn! „^^, der Allerhöchsten Proposition zu berufende» Mitglieder uud Stellvertreter zu den Bezirks-
Koinmissionen für die tlassifieirtc Einkommcustencr und Klasseusteuer wird von Neuem vorgenommen
nud soll das Resultat der Wahl in der nächsten Sitzung proklamirt werden.

Der Marsch all schließt die Sitzung und beranmt die uächste auf Montag vormittag
l l Uhr au.

(Schloß der Sitzung um 2 Uhr.)

Der Landtags-Marschllll:
Frhr. Raitz v. Frentz.

Achte Sitzung.
Verhaudelt iu dcc Aula der Realschule zu Düsseldorf am 8. Juni 1874.

Das Protokoll der siebeulen Sitzung wird verlesen uud genehmigt.
Das Protokoll für die heutige Sitzung führt der Abgeordnete Gymuich.
Der Marsch all theilt mit, daß der Antrag des Abgeordneten Caesar uud Genossen,

betreffend die Erhöhung der Diäten für die Abgeordneten des Provinzial-^andtages, zurückgezogensei.
KW,« B^irls (wm Die in der siebenten Sitzung vorgenommene Wahl für den Regierungsbezirk Trier, betref-
missim, für den Bezirk f^nd die nach der Allerhöchsten Propofilion zu berufenden Mitglieder und Stellvertreter zu den

Tn«, VezirtsHonuuissionen für die klassifizirtc Einkommensteuer und Klassensteuer, hat folgendes Resultat
ergeben.

Es sind 6U Stimmzettel abgegeben uud gewählt worden:
lr. Aus den Einkommcnsteuerpflichtigen

1. R. Schmidtborn aus Friedrichsthal (»üt 60 Stimineiy,
2. Gutsbesitzer Cremcr aus Oberlauch (mit «30 Stimmen).
^. Bürgermeister Rcusch ans ^ebach (mit 60 Stimmen).
>. Advokat-Anwalt Zell aus Trier (mit 60 Stiinmeu).

I>. ans den Massenstencrpflichtigen
'k. Edmuud Moog aus Mülheim au der Mosel (mit 60 Stimmen).
2. Ricolaus Jacobs aus Nalbach (mit 60 Stinimen).

n,<! ll. Stellvertreter aus den Einkommcnsteuerpflichtigcn
1. Freiherr von Solemacher zn Grünhans (mit 60 Stimmen).
2. Ferdinand Richter aus Mülheim an der Mosel (mit 60 Stimmen).

,l,I !». Stellvertreter aus deu Klasscusteucrpflichtigcn
Ortsvorsteber Haiu aus Kirsch (mit <>0 Stimmen).

Steuer Bezntö (5mn. Der M a rschall macht darauf aufmerksam, daß in Bezug auf diese Wahlen für Aachen
Missionen für Nackenund Cöln sich Bedenken herausgestellt haben, indem für den Regierungsbezirk Aachen D. Deden

und Cijln. „„5 für den Regicrnngsbezirt Cöln Advokat Schneider aus den Klassensteuerpflichtigeu gewählt
worden seien, Beide Städte würden aber erst am 1. Januar 1875 in die Klassensteuer eintreten,
wonach die Gewählten »och nicht als Klasseusteucrpftichtigc pro 1874 fungire» tömiteii.
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Indem sich hinüber eine Meinungsverschiedenheit zwischenmehrere!! Abgeordneten kundgibt,
ba von der einen Seite geltend gemacht wurde, daß diejenigen doch als Klassensteuerpflichtigeanzusehen
Wien, welche an einem Orte wohnen, wo statt der Klassenstcncr die Mahl- nnb Schlachtstener
erhoben werde, während von der anderen Seite Dies als unrichtig bezeichnet wird, ernennt der
Marsch all eine aus den Abgeordneten Bachem, Aremig und Schröder bestehende jnristischc
Kommission, um demnächst über den streitigen Fall Bericht zu erstatte«.

Von dem Abgeordneten Frhrn. v. keykam ist ein Schreiben eingegangen, worin derselbe Geschäftliche«,
"nzeigt, daß er sein Mandat niederlege, I. als Mitglied des Provinzial-Berwaltungsraths, 2. als
Kommissar für die Vezirlsstraßeu nud 3. als Mitglied bei der Direktion der Provinzial Hülfskasse.

Als Mitglied des Proviuzial-Berwaltuugsraths wird an Stelle des Freiherr» von Lehtam,
nachdem der Marschall darauf aufmerksam gemacht hat, daß ein Mitglied aus dem zweite» Stande
zu wählen sei, Abgeordneter Freiherr v. Gchr gewählt.

Der Abgeordnete Graf v. H o mp e sch verliest eine Adressean Sr. Majestät, betreffend die von
dem Provin;ial-Landtag vollzogeneWahl des Landraths Senl zum Direktor derProvinzial-Feuer-Toeietäl.

Die Adresse wird genehmigt,
Referat des III. Ausschusses, betreffend die Rechnungen über den Landtaas-Bibliolbelsonds, Ncchmmnen über den

pro 18?l, ltt?2 nnd 1«^!. Referent: Graf v. Hompcsch. Landtags Niblwche«-
Der Provin;ial-Berwaltnngsrath beantragt: Der hohe Landtag wolle den hier vorgelegte»

Rechnungen Decharge ertheilen. Die Rechnungen haben zu Ansstellniige» leine» Anlaß gegeben,
bcr »ach der Rechnung pro >«?'! verbliebene Vorschuß vou Itt Tblru. l:'< Sgr. ,^< Pfg, ist de»>
ständischen Bibliothekar »nd Kanzlei I»spettor Danwel aus der ständischen Centrallasse erstalle,
worden, >oo derselbe pro 18?-l nnter den Ausgaben für Rechnung des Provnizial-Landtageö in
Ausgabe erscheinen wird.

Der III. Ausschuß schlägt dem Landtage vor, die Decharge zu ertheilen.
Die Decharge wird ertheilt.
Der Marsch all theilt mit, daß vo» dem KöniglichenLaudtags-iiommissar eingegangen ist Geschäftliche?,

behufs Uc»!!tuiß»al»»e die Nachweisung über die kosten des vorige» Landtages. Die Rechnungen
und Beläge werden in dem Archiv niedergelegt.

Der Abgeordnete Dietze verliest eine Adresse an Se. Majestät, betreffend die Aufnahme
der Gemeinde Obcrhansen in den Stand der Städte.

Die Adresse wird genehmigt,
Referat des II, Ausschusses, betreffend den Antrag der Staatsbehörden ans Bewilligung Plovinzial-Musecnin

eines jährlichen Zuschusfrs ans Provinzial-Mitteln zur Begründung zweier Museen in Bonn und "'"«" ",>v Trier.
Trier. Referent: Abgeordneter v. Heister.

Der Provinzial-Berwaltungsrath stellt den Antrag:
Der hohe Provinzial-Laudtag wolle die dauernde Bewilligung eines jährlichen

Zuschusses von 4U0N Thlrn. zur Begründung von Proviuzicilmuseen anssprechen und ' "^ F,
bestimmen, daß dieser Betrag für die nächste Etatsperiode aus den disponiblen Ueber¬
schüssen der Provinzial-Hülfslasse entnommen werde, er empfiehlt jedoch dem Landtage,
an diese Bewilligung die Bedingung zu knüpfen, nnter gleichzeitiger Aunahme der
übrigen organisatorischen Bestimmungen, daß die Museums-Direktoren auf den Vorschlag
des Provinzial Berwaltuugsraths vom Herrn Minister der geistlichen :c. Angelegen¬
heiten angestellt nnd die Kommission ans 9 Mitgliedern zusammengesetzt werde, von
denen der Borsitzende und l sachverständige Mitglieder ebenfalls vom Herrn Nessort
Minister, dir übrigen l Mitglieder vom Provin;ial Berwaltnngsrathe bestellt werden.
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Der II. Ausschuß tritt driu obenstehcndcn Antrag des Provinzial Verwaltnngsraths bei
Und empfiehlt denselben dem hoben Landtage ;ur Annabme.

Der Abgeordnete Freiherr von Eerde bittet n»i Anstlärnng darüber, ob dieser Betrag,
der jetzt aus den disponiblen Überschüssen der Provinzial Hülfskasse m entnehiuen sei, etwa später
dnrch Umlagen beschafft werben solle.

Der Referent bemerkt, daß der Ausschuß geglaubt habe, diesen Betrag auf die Provin
zial-Hülfstaffe auweiscu zu können, während der Verwaltungorath die Ansicht vertreten habe, daß
die von der Regierung in Aussicht gestellte Dotation dazu verwendet werden könne, uud es wiiroe
der Landtag erst iu seiner nächsten Diät darüber beschließen können.

Der Abgeordnete I)r. ")coegg erath giebt in seiner Eigenschaft als Präsident des Alter
thmns-Vercins der Rheinlande geschichtlicheErläuterungen über die in der Provin; vorhandenen
Mnseen und knüpft daran die persönliche Bemertnng, daß er schon früher die Absicht gehabt habe,
sowohl wegen seines Alters wie anch wegen der seine Zeit in Anspruch nehmenden nalurhistoriseben
Studien aus dem Verein auszuscheiden, daß er aber demselben jetzt noch angehören wolle, bis ei»
Ganzes geschaffen sei, uud er brauche wohl nicht zu versichern, daß er dabei mir das allgemeine
Interesse und nicht ein persönliches im Auge habe.

Der Abgeordnete Ni-, Würz er hält vorerst es für nothwendig, mit den in der Provinz
vorhandenen Alterthnmsvereinen darüber iu Unterhandlung zu treten, uuter welchen Bedingungen
sie sich dem zu gründenden Vereine anschließen wollen, uud auch das Gutachten von Sachverstän
digen darüber einzuholen, ob es möglich sein werde, mit einer Summe vou 2.'»NN Thlru. uach Abzug
der Gehälter für jedes Museum etwas einigermaßen Erkleckliches zu schaffen. Der Landtag werde
erst baun in der Lage sein, darüber Beschluß fassen zu tonnen, wenn eine Gewißheit über die
Vereinigung der Vereine vorhanden sei, und welche Summe als nothwendig erachtet werde, nm die
Provinz nach dieser Richtung hin würdig zu vertreten.

Referent erwidert, daß diese Einwürfe bereits im Verwaltnngsrathe zur Sprache
gekommen seien. Die Vereine hätten sich der Staats-Regierung gegeuüber unter gewissen Modi'
fitationeu in Bezug auf dir Verciuigmig bereit erklärt. Es handle sich zunächst darum, die Ver
eiuiguug herbeizuführen nnd gemeinschaftliche Ziele in's Auge zu fasfeu.

Der Abgeordnete Nr, Wurzer bemerkt, daß er den Vorschlag mir gemacht habe, weil
ihm, obgleich er Mitglied des Verwaltungsraths sei, von den Modalitäten einer Vereinigung nichts
bekannt geworden.

Der Abgeordnete Graf Mirb a ch glaubt, daß es vor der Beschlußfassung gul sein würde,
zu wissen, was der Ttaat für die Sache thun werde. Das Haus von Arndt sei uugeeiguet und
man leune die Ansprüche nicht, welche der Staat au die Proviu; noch stellen werde.

Der Abgeordnete Graf vou Ho m p e s ch erklärt sich gegen den Antrag, indem er sich von
diesen Mnseen leine so wohlthätigen Erfolge auf die .«nltur versprechen könne.

Der Marschall schließt die Diskussion nnd bringt deu nochmals veelesenen Antrag znr
Abstimmuug. Derselbe wird angenommen.

Referat des II. Ausschusses, betreffend den Autrag der Staatsbehörde auf einen Hnscknß
aus den Ueberschüssen der Provinzial-Hülfskasse zur Herausgabe eiues Inventars der Baudenkmäler
der Rheinprovinz. Referent: Abgeordneter vou Heister.

-^ " Der Provinzial^Verwaltnngsrath stellt den Antrag:
„Der hohe Provinzial-Landtag »volle den Provinzial-Verwaltnngsrath ermächtigen, ans
„dem Zinogewinn der Rheinische» Provinzial Hülfskasse eine einmalige Ausgabe bis
„zur Höhe von '!'>«»<> Thalern zu leisten, um ein Inventar der Rheinischen Baudenk

<^>
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„malcr durch den Vcrcin der Altcrthnmsfrcunde im Rheiülande oder in anderer Weise
„bearbeiten und Heransgeben zu lassen."

Nachdem der Abgeordnete Dr. No eggerath eine eingehende historischeErläuterung über
die Entstehung dieser Sammlung gegeben hatte, wird der nochmals verlesene Antrag zur Abstimmung
gebracht uud uach dem Antrage des Ausschusses unverändert augenommeu.

Der Abgeordnete vvn Heister erstattet das Referat des II. Ausschusses, betreffend den Ständelmusb»«,
Antrag des Provinzial-Verwaltnngsraths auf O^wäbrnug eiues Credits zur Ausführung des Stände¬
hauses uebst Verwaltungsgebäude.

Der Antrag geht dahin:
1. Für die Zwecke der Versammlung des Provinzial-^andtages uud der provinzialständischen

Verwaltung geeignete Localitäten baneu zu lassen, zn dem Ende den betrcteuen Weg der Verhand¬
lungen mit der Staats-Regiernng uud der Stadt Düsseldorf zur Erreichuug eines ausreichenden
Erweiterungsbaues neben dem alten Ständchans weiter zu verfolge», eventuell aber den Aufbau
"u anderer Stelle in zweckentsprechenderWeise zn bewirken und hierzu eiueu augemesscuen Zuschuß
der Staats-Regiernng, welche von dem Wiederaufbau alsdauu befreit wird, zu erlaugeu zu suchen,
»ud ebenso freies Bauterrain Seiteus der Stadt,

2. Zur Bcstreitn»g der Ansfiihrnugstostcn eine Anleihe bei der Proviuzial-Hülfskasse zur
Höhe von ü 50,000 Thlrn. ;n eontrabiren, »vclche mit 4V'"/» zu verzinse» und mit 1'/«°/« zu amor-
tisiren ist.

3. Die alljährlich erforderliche Vcrzinsnngs- uud Amortisatious-Quote mit den Kosten der
laufenden Verwaltung auf die Provinz »»»zulegen uud

4. eveutuell das erforderliche Aaukapital aus der nach dem (besetze vom 30. April 1873
auf die Rhcinprovinz vom l. Januar 1873 ab entfallende!! Iahrcsreutc von 258,515 Thlrn., falls
das vorbehalten? UcberN'cisuugsgcsetzinzwischen ergchen sollte und dies nicht hindert, bis zur Höhe
von 150,000 Thlrn. zu entnehmen, beziehungsweise später die noch restirende ungezählte Schuld bei
der Hülfsfasse ans der Rente zu decke».

Der II. Ausschuß »ahm Kenutniß von der in Gemäßheit des Allerhöchsten Laudtags-
Abschieds vom 15, v, M. erfolgten Mittheilung des Herrn Oberpräsidenten vom 28. Mai er. über
die ^agc der Verhandlungen, betreffend den Wiederaufbau des Ständehauses, sowie vou dem über
dieselbe Augclegcnheit ebenfalls am 28. Mai cr. erstattete» Berichte des Prvviuzial-Verwaltuugsraths.

Er theilt die iu dem letztere» ausgesprochene Ansicht über die Dringlichkeit des Baues,
glaubt aber, daß die Bausunime von 150,000 Thlrn. selbst unter Voraussetzung eines von der
Stadt Düsseldorf gegebenen freien Vauterrains und eines Zuschusses von Seiten des Staates von
40—50,000 Thlrn. viel zu gering .gegriffen sei, um ein den Bedürfnissen vollständig genügendes
ständisches Versammluugs- uud Verwaltuugsgcbäude errichte« zu töuucu.

Er empfiehlt deshalb dem hohe» Landtage, die vorstehende» A»träge des Provinzial-Ver-
waltnugsraths mit der Maßgabe anzunehmen, daß demsclbcu ei» Ercdit bis zur Höhc vou
250,000 Thlru. zur Ausführuug des Baues bewilligt werde.

Außerdem stellt der II. Ausschuß bei dein Landtage deu fernere» Antrag, derselbe wolle
den Provinzial Verwaltungsrath beauftragen, durch Vermittelung des Herrn 3andtags-itommissars
dem Staatsministerinm die Bitte nm baldigen Erlaß eiues Uebcrwcisuugsgesetzes der uach dem
Gesetze vom 30. April .1873 auf die Rhcinprovinz falleudeu Iahresreute auszusprechen.

Der Marschall eröffnete die Diskussion
Der Abgeorduete Dietze motivirt, indem cr dem Verwallungsrath für fein Vorgehen in

der Sachc bestens ;u danken empfieblt, seinen im Ausschüsse gestellte,. Autrag auf Erhöhuug der
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geforderten Summe auf ^5«M0 Thlr. und räth au, auf das Entschiedenste dafür Sorge zu tragen,
daß ein der Provinz wirklich würdiges Ständehans errichtet werde.

Der Abgeordnete Freiherr Felix von Vo«'> erklärt sich gegen den Antrag im Hinblick
darauf, daß die Provinz jetzt sehr mit Ausgaben belastet sei, nnd weil mau noch nicht wisse, wie
die künftige Provinzial-Vertretuug ansseheu werde, vorzüglich ans letzterem Grunde erscheine es
«icht gerathen, jetzt mit dem Bau vorzugehen, er müsse es aber auch für nnzulässig halteu, die
zum Bau in Aussicht genommene Summe dem Verwaltnngsrathe zur Disposition zn stellen, nnd
er würde bitten, den Verwaltnngsrath nur mit den Porarbeiten zn beauftragen.

Der Abgeordnete Banm erklärt sich mit dem Antrage des Ansschnsses einverstanden. Der
Ban eines Ständehanses sei sehr dringlicher Natur, nnd er tonne auch kein Hinderniß darin er
blicken, wenn die Fahl der Vertreter ans !"<» oder 1 w anwachsen sollte, denn bei den zn Oebotc
stehenden Mitteln könne es nicht schaden, wenn die Räumlichkeiten auch etwas zn groß herge-
stellt würden.

Der Abgeordnete Münster spricht sich im gleichen Sinne ans, mit dein Ban eines
Ständehanses sobald als möglich zu beginnen

Der Abgeordnete Freiherr Felix von ^ o >' beanlragl, den Aulrag des Ausschusses auf
Bewilligung einer Snmme von ^7,s»,0N<! Thlrn. für den Ban eines Sländehanses abzulehnen, nnd
stellt noch eventuell zu dem Ausschuß-Anträge das Amendement, den Verwaltnngsrath nur mit den
dazn nöthigen Vorarbeiten zn beauftragen, Uebrigrns danle er es dem Verwaltnngsrathe, daß er
durch feinen Antrag (Gelegenheit gegeben habe, sich hier darüber aussprechen zu köuueu. Der Ver
waltnngöratb spreche selbstverständlich für seinen Antrag. Der zweite im Bunde sei der Vertreter
der Stadt Düsseldorf, dem er sofort, wenn er Einwohner von Düsfeldorf wäre, die Bürgerlrone
verleihen würde. Anch trete der Abgeordnete von Elberfeld der Anschannng entschieden bei.

Der Abgeordnete Banm erwidert, daß er nicht für Düsseldorf, fouderu im Interesse der
Provinz gesprochen habe. Den Männern, denen man die Verwaltung der Provinz anvertraut habe,
töuue man unzweifelhaft auch de« Bau des Ständehanfes anvertrauen.

Der Abgeordnete Dietze hält es für seine Pflicht, zn eonstatiren, daß er lein Bündnis;
mit Anderen eingegangen sei, und seiueu Weg allein zn gehen wisfe. Er wolle die Sache nicht über
eilen, sondern mir dahin Wirten, daß sie nicht u<l eaieinln» ^r^een,« verschoben würde.

Abgeordneter Bremig: er glaube unterstellen m dürfen, daß man bei ihn« ein Bündnis;
mit dem Vertreter der Stadt Düssetdorf nicht voraussetze, denn man werde sich noch der Weige^
rnng erinnern, die Stände^Versammlnng nach Koblenz zn verlegen. Er habe aber in dem Ver
waltnngsrathe ganz entschieden mit dafür gestimmt, das; dem Provisorinm endlich einmal ei» Ende
gemacht werde. Warum folleu die Mitglieder des ProvinM-Verwaltungsraths hier v^r Ihnen
das nicht rechtfertigen, was fie im Interesse der Provinz thnn? Es wäre ganz in der Ordnung,
wenn Sie dem Verwaltnngsrath anheimgeben, den Ban für eine bestimmte Snmme in Angriff zn
nehmen, und daß Sie in früheren Jahren größere Summen demselben auvertraut habe», glaube ich
als eiueu Präcedenzfall anführen zn können; er stelle den Antrag, dem Ausschußantrage beizutreten
und dem Provinzial-Verwaltnngsrathe die Ansführnng der Sache in die Hand zu geben.

Der Abgeordnete Freiherr Felix von Vo5 führt an, daß der Marsch all von einem Mi>>
trauenSvotnm gegen den Verwaltungsrath gesprochen habe. Damit habe derselbe Wohl nicht ihn,
sondern einen andern meinen können.

Der Marschall erwidert, daß er nnr seine Ansicht ausgesprochen habe.
Die Diskussion wird geschlossenund verliest der Referent belmss der Aostimmnug die

vom Ausschusse gestellte« Anträge.
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Der M a r s chall bringt oen zweilen Antrag zuerst zur Abstimmung, «neu Credit bis zur
Höhe von ^,°>l>Ml» Thlrn, zur Anssührnng des zu genehmigenden Baues zu be>oi!Iigen.

3 zur Äbstimmnng gebracht uud derselbe au-

Gesetzliche
Beftinnuungen zu»n

Hchutz der Theruml-
quellen.

Der Autrag U'ird aug cuom meu.

Hierauf wird der Autrag uuter Nr
g e u o >u ni e u.

Der Aulrag uuter Rro. 4 wirr au genommen.
Desgleichen der Aulrag uuter Rro. I,
Der fernere Antrag des Ansfchnsses, der Provinzial Landtag wolle den Provinzial Verwal-

tuugsralh beauftragen, durch Verinittelung des Herru ^audlags-Konnuissars dem Staatsminislcrium
die Bitte uui baldigen Erlaß eines Neberweisungsgesetzes der nach den, Gesetze vom 30. April 1873
auf die Rlieiuprovin: erfalleudeu ^ahresrcute aus zusprechen, wird ebenfalls angenommen.

Der Abgeordnete Freiherr Fclir von Voü richtet an den Marschall die Frage, ob über
sein Amendement nicht abgestimmt werde.

Der Marsch all erwidert, dasselbe sei dnreb die vorangegangene Abstimmung erledigt.
Referat des I!. Ausfchusses, betreffend den Anlrag der Abgeordneten Frauour uud Vam

bertz um Erlaß auderweiter gesetzlicheroder adiuiuistrativ reglemeutarischer Bestiuunnugeu zum Schutz
der Thermalquellen, Referent: Abgeordneter Schröder,

Der Ausschuß beantragt:
In Rücksicht darauf, daß die bestehende Gesetzgebung die Thermalquelle» resp, die

bisherigen Besitzer derselben nnd die damil verbundeneu zur Benutzung dieser Quellen
unumgänglich nothwendigen großartigen nnd lostfpieligen Bauleu uud Aulageu nicht
gegen Entziehuug derselbe» durch Eoueurrcnz Bestrcbnngeu zu schützeu vermag, daß aber
dadurch nicht mir die Interesse,, ver Privaten uud ganzer Städte gefährdet, ja sogar
durch Verschlechterung der Quellen der Bestand der Badeorte überhaupt und das Wohl
der leidenden Menschheit beeinträchtigt werden tonnte, möge da? Haus eine Adresse au
Se. Majestät den Kaiser uud König beschließen, indem es das Gesuch der Pclcuteu
zu dem Seinigcn mache.

Der Antrag wird ohue Diskussion angenommen.
Der Referent verliest eiue über diesen Gegenstand au Se, Majestät gerichtete Adresse.

Dieselbe wird geuehmigt.

Referat des I V. Ausfchusses, betreffend die Anträge auf Uebernahme vouGcmeinden-Straßen Straßenbau-Ange»
auf du westrheiuischeuBezirtsstraßeufouds des Regierungsbezirks Düsseldorf. Refcrcul: Abgeordneter legenheiten.
v o u Ä ö u n i u g h a u f c u.

1. Die Gemeindestraßc von Erefeld nach Moers.

Der Ausschuß schlägt vor, die Gemeiude-Ehaussee Erefeld Moers und zwar von dem Gebiete
Erefeld bei Blmuenlamp bis zur Eiumüuduug iu die Muhn Moerser Straße nach vollendetem
bezirtsstraßeumäßigem Ausbau iu die ^Iceihe der Äe^irtsstraßen aufznuehincn >ud die definitive
Feststellnng der eventuellen Verlegung des Theils dieses Weges iuuerhalb der Bürgermeisterei
Eapcllcn der Äöniglicheu Regierung zu Düsseldorf im Eiuverstäuduiß mit dem stündifchenKommissar
zu überlasseu. Wird genehmigt.

2. Die Gemciudestraße Wickrath über Wickrathberg, Waulo bis zur Grcuze des Regier¬
ungsbezirks.

Der Ausschuß schlägt vor, die Aufnahme der Gemeiude-Ehaussec von Wickrath über
Wickralhberg nach Waulo bis zur Grenze des Regiernugsbczirls als Bezirtsstraße iu den West-
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rheinischen BezüksstraßewVcrband nach Äescitignng der vorhandenen Mängel zu empfehlen. Wird
g«uehmig t.

III. Die Prämienstraße von Dulten über Kirspclwaldniel nach Wegberg bis ;ur Grenze
des Regierungsbezirks, die von dieser Straße bei Virgen sich abzlveigende und bei Walduiel in die
Waldniel^üttclforster und GladbachRocrinondcr Vezirtsstraße einmündende Gemeinde^Chaussee von
Dulten nach Süchtcln und von Süchteln nach ^obberich.

Der Ausschuß schlägt vor, folgen.de Straßen uach erfolgte»! bczirksstraßeninäßigcm Ausbau
zur Aufuahmc in die Reihe der Vezirksstraßcn zu empfehlen:

1. Die Prämienstraßc von Dulten über Kirspelwaldniel nach Wegberg bis zur Grenze
des Regierungsbezirks;

2. Die sich von dieser Prämienstraße bei Virgeu abzweigende nnd bei Walduiel in die
Vüttelforst-Waldnicler und Gladbach-Roermonder Vezirtsstraße einmündende Gemeinde Chansscc;

3. Die Gemeinde-Chaussee von Dulten nach Süchtcln und
4. Die Gcmeindc-Ühaussee von Süchteln nach Lvbberich. Wird genehmigt.
IV. Die Gemeinde-Straße von Sevelen nach Issum.
Der Ausschuß empfiehlt die Aufuahine als Bezirksstraßc nach vollendetem bczirtsstraßen-

mäßigem Ausbau. Wird genehmigt.
Referat des IV. Ausschusses, bctreffeud die Aufnahme:
1. der Straße von Hillesheim nach dem Bahnhofe Hillesheim als Forlsetzung der Dollen-

dorf.Hillcsheimer Straße,
2. der Straße von Ottweilcr über Illingen, Eppelborn nach der SaarlouisVirtenfeldcr

Äezirtsstraße bei ^ebach. Referent: Abgeordneter 9censch.
Der Ansfchuß schlägt in Anbetracht der Wichtigkeit dieser Straßen dem Landtage vor, die-

selben in den Vczirtsstraßenvcrband des Reg.-Ve;. Trier unter dem Vorbehalt anzunehmen, daß
der vollständige Ansban letzterer Straße zwischen Illingen nnd Dürwingen nach;>nveisen ist. Der
Antrag des Ausschusses wird genehmigt.

Der Abgeordnete Schult erstattet das Referat des IV. Ausschusses über die Verwendung
des liulsrciuischen Bezirtsstraßeu-Vaufouds und des rechtsrheinischen im Reg.-Aez. t^öln.

Der l. Ausschuß, beauftragt mit dem Referat über die vom Herrn Ober>Präsidrnlen vor
gelegten Verhandlnngcn, betreffend die Vczirtsstraßen, beehrt sich, der hohen Versammlung seinen
Bericht hiermit vorzulegcu.

^V. Regierung s-Bezirt Aachen.

Der RegieruugS-Ae;irt hat 4!) Straßen, welche vollständig ausgebaut siud.
MeterMiige.

1. DürenMontjoier Straße......33891,00
2 Aacheu-Roermonder „ .......43198,95
3. Aacheu-Crefelder „.......46263,00
4. Aldeuhoveu-Sittarder „.......30834,10
5. Moutjoic-Schleideuer „.......23450,00
6. Hauschcid-Gemüudcuer Straße .....26812,00
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?,
8. Malniedy^Eiipeiier
9, Froitzheim-Oemünder „

10. DüreuMdeühovencr „
11. Swllberg-Iägerhauser „
12. Witzerath-Vlattencr „ ,
13. Cölu-Lu^einburger „
11. üöluTrierer „
15. Schlciden-Schnii^theimer „
16. Ahrstraße .......
17. Vlumcnthal Sistigcr Straße
18. Dl.'lleudochHillcshcinicr„ . .
19. (5ölnHiirener „ . .
20. Düren-Zülpichcr „ . .
21. Kottenich'Steinstraßer „ . .
22. Niedcrzicr-Stetternicher „ . .
23. Dürcn<Erpcr „ . .
21. Dürcu-^tideggenWollcsheimcrStraße
25. Düreu-Lecheiucher Straße . .
20. Zülpich-WolleShcimcr „ . .
27. Malmcdy-St. Vithcr „ . .
28. Morschek-Nocherather „ . .
29. St. Vith-Losheimer „ . .
30. Mandcrfeld-Losheimer „ . .
31. Prüin-Vleialf-Schönberger Straße
32. Kaiserbaraque-Poteaux „
33. Vittburg-Waxweiler-Oudler „
34. St. VittMederfelder
35. Baraquc-Michel-Ameler „
30. Aachen-Sittarder „
37. Vrcmd-Stolbergcr
38. Würselcn-Stolberger „
39. Zweigsbezirksstraßeuou Stolborg
40. Geiucreth^üiipenerStraße . .
41. Heiusberg.Erkeleuzcr „ . .
42. Wassenberg^tiederkrüchteuerStraße
43. ErkelenzHaldentircheuer „
44. Wadbach-Nocrmoudcr „
45. Waldniel-Liiltelforster
46. Wassc»berg°3lothcubacher „
17. Erkelenz-Iackerather „
48. Wassenberg-Aaalcr
49. Heinsberg-Sittarder „

33276,00
15340,00
20834,00
19210,00
15222,80
23756,80
40877,00
27438,50
18961,00
25194,00

6638,00
5285,00
9233,00

17757,50
11257,00
6654,00

16228,00
21108,00
11037,50

1785,00
17063,00
15363,00
25533,00

5914,00
2890,00
6600,00
8649,00
7378,00

23306,00
4966,80
7936,70
8578,20
2168,70
2146,90

17273,00
12135,00
20825,00
11920,00

701,00
5483,00

11595,00
12331,00
15779,00

-umma 808061,45
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1.

3.
4.
5.
6.
?.

Nach den von der Königlichen Regierung zu AachenvorgelegtenNachweisungenbetrugen:

!>., die Einnahmen:
1871.

Thlr. Sg. Pf.
Bestand aus dem Vorjahre ....... 124044. 0, 11.
Beischläge;n den Steuer« .......76665. 18. 10.
Chausseegeld ........... 25475. 22. 3.
Strafgelder ............ 83. 10. 3.
Luisen von Staatsschuldscheinen ...... 4302. —. —.
Gras- und Obstnutzung ........ 1002. 13. 5.
Verlauf von Bäumen inel. 1020») Thaler für
ausgcloostcEffekten der 5«/°igcn Bundes-Anlcihe 3518. 9. 1. 19309. 24. 10.

1872.
Thlr. Sg. Pf

131410. 23. 1
79574. 11. 7
25863. 1!. 7

88. —. 1
4727. —. —
807. 20. 10.

Summa 235093. 5. 2.

d. die Ausgabe».
1. Erhcbnngstosten . . .
2. Materielle Verwaltnngstosten
3. Abgabe an Ehausseegeld
4. Auffeher uud Wärlcrbefolduug
5. Unterstützungenuud Pensioucn
6. Autauf von Obligationen
7. Unterhaltung der Straßen
8. Insgemein .....

186.
!97.
1l9.

9708.
1107.

91409.
658.

10.
!5.
13.

261787. 22. —.

145. 14. 8
486. 15. —
12l. 17. 8

11095. 15. -
1066. 1. 5

10135. 8. -
114546. 6. I

2460. 6. 1

Summa der Ausgaben 103676. 12. 1. 140056. 21.
Mithin Bestand 131416. 23. 1. 121731. —.

Die Nachweisuugeu pro 1873 liegeu nicht vor.
Die Nachweisungeu der mnthmaßlichenEinnahmen und Ausgaben weisen nach pro

1875. 1876.

u.. an Einnahmen.

1. Beischläge zu den direltcn Steuern uud zu der
Schlacht- uud Mahlstcucr ^ 8V//«..... 82667

2. Chausseegeld ...........
3. „ von Ertrapostcu uud Staffettcn . .
4. Pacht vou Orasnuhung und Obstpflanzung . .
5. Strafen von Defraudationeu und Schadenersatz,

geldcrn .............
6. Chanssec.Polizci-Coutraventionm .....
7. Ordnuugsstrafen ..........
8. Verkaufte Ehauffeezcttel ........
9. Ans dem Verkauf vou Bäumeu uud Straßcnabraum

10. Zinsen .............

l,
1

Snmma der Einnahmen

82667. — — 82667. — —.
26587. — — 26587. — —.

124. — 1 124. — 1.
903. — — 903. — —.

9. ^.
76. —

— 9. —
76. —.

—.

—. 5 — -. 5 —.
1. —. —. 1. — —.

3032. 24. 11. 3032. 24 11.
4700. —. —. 4700. —. —.

118100. - . ,— 118100 —. —.
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d, an Ausgaben.

1. ^rhebnngstosten des (5hai>sseegeldcs ..... 18!;. 15. —-
2. Materielle Berwaltnngslosten....... 497. 15. 3
3. Antheile, die andern lassen am Chausscegeld

',»st.hen ............. 139. 1. —
1. Besoldung der Aufseher ........ 12190. —. -
5. Unterstützungen und Pensionen ...... 1035. 5. -
0. Unterhaltung der Straßen........ 10404«. 23.

Snmma der Ausgabe l18l00.
Die Einnahme beträgt 118100.

183. 15. —,
497. 15. 3.

139. 1. --

. 12196. — —
1035. 5. —

104048. 23. 9

118100. —. —
118100. —. —

Balancirt —

Der Ausschuß hat uichts ',n erinnern gefunden und beehrt sich, der hohen Bersammluug
vorzuschlagen, den vorliegenden 'Nachweisungen über die Verwendung des Ae;irlsstraßeufoud^ des
Regirruugsbe^irts Aachen die Zustiuimuug ;u ertheile».

Zur Uebernahme sind vier <^emeindestraßeu vorgeschlagen, worüber besouders berichte!n4re.

N. se egie r u « gs V e; i r l l< o b I e u ;.

Der westrheiuische^e^irl >5ob<eu; bat 29 Bezirlsstraßeu, Ivelebe vollständig ausgebaut siud.

^i'üge in Mctcrn.
1. Aouu Trierer........... 46064
2. Nu;'Alteuahr........... 20050
3. Brohl-Töuuisstein..........5050
4. Maukenheim Mähen......... 31475
5. Ahrdorf-Kelberg.......... 17035
0. Nheinbach Hemessen ......... 974l>
7. Dümpelfeld 3<bnld.........5150
8. Moselstraße ........... 98500
9. Treis-Zell ...........9475

10. ^ützerath.Als ........... 19320
11. Alf Wittlich...........2785
12. CochemKelberg .......... 20745
13. Cochem-Mahe» .......... 21790
14. Faib-Driesch ...........7540
15. (5renznachStrombcrg ........ 10789
16. (5reuznach-Nlzey ..........2379
17. WaldböckelheimObrrstreit .......2440
18. itirn Castellanu .......... 28559
!9. Kirn-Krebsweiler..........2110
2„. Üoblenz-Drcis .......... 56719
2!. Mähen Kehrig...........6132
22. Voppard Tobernhein, ........ 48055
23. Aacharach'Rheiubo'llru........ 13600
24. Äopparb-Zell.......... 83538
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25. Kirchberg-Zcll........... 11428
26. ^ongtamp-Trarbach ......... 3872
27. Trarbach-Irmenach......... 9250
28. (inlirch-Irmenach.......... 8097
29. Traben-Strotzbüsck, ......... 3149

Summa . . 561464

Nach den von der Königlichen Regierung zu Coblcn; vorgelegten Nachtt'eisnngen betrüge»

».die Eiuuahmen.

1871. 1872.

Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf.
1. Bestand aus dcu Vorjahren .... 64074. 5. 10. 60659. 9. 5.
2. Eiunahmereste ........ 86. 3. 4. 57. 25. 10.
3. Beischläge zu deu Steuer» 8",«/» . . 52893. 19. 4. 52624. 28. 9.
4. Chaussecgelb ........11N89. 5. 9. 11732. 27. 11.
5. GraSnutznngen, Obstl'äume .... 740. 27. 10. 907. 5. 10.
6. Zinsen von Kapitalien.....1481. —. — . 1563. 25. 1.
7. Eftraordinaire Cinuahme .... 768. 29. 7. 1372. 1. 11.

Summa 131134. 1. 8. 128918. 4. 9.

1873.
Thlr. Sgr. Pf

47000. -. —
58. 29. 8

53418. 20. 7
11457. 18. 1
1000. 12. 11
1481. 8. 6
1189. 16. —

115606. 15. 9.

!,. die Ausgaben.

10. 16. —1. Nestausgabe .........
2. Besoldung der Aufseher nud Wärter
3. Verwaltungstosten .......
4. Nemunerationcu, Unterstützungen . .
5. Chansseegeld-Abgabc au andere lassen
6. Unterhaltung der Straßen ....
7. Unvorhergesehene Ansgabeu ....
8. Vorschüsse ans vorigen Iahreu -. .
9. Tantieme der l>'haüsseegelv Urheber . .

Summa der Ausgaben 70174, 22. 3
„ üiunahmeu 131134. 1. 8

7172. 2.
295. 13.
738. 9.
l7N. 20.

01350. 7.
387. 4.

350. 9. 4

Bleibt Bestand 60659. 9. 5
Davon ab das bei der Prov!n;ial Hülfstafse

depouirte Capital ......47000. —. —

Bleibt Bestand 13659. 9. 5
Vorschuß —. —. —

Mit Zustimmung des ständischen Kommissars ist
Vorschläge pro 1874/77 aufgestellt worden wie folgt:

27. 7. 5.
8071. 8. II.

330. 8. 7.
785. 3. 6.
173. 29. 11.

58842. 17.
13742. 25.

397. 15.

1l,
4.

118. 6.
8613. 15.

347. 10.
872. 5.
201. 12.

76940. 8.
2316. 3.
452. 22.
341. 10.

82370. 27.
128918. 4.

2. 9020!'.. 5.
9. 115606. 15.

46547. 7. 7. 25403. 10.

47000. —. 47000.

6.
8.
4.
6.
5.
9.

452. 22. 5. 21596. 19. 5.

die Nachweisnng der Verwenduugs-
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1. Bestand ans dein Vorjahr
Zur Deckung des Ende 1873 verbliebenen Bor«
schnsses von 21596 Thlrn. sind von dem bei
der Proviuzial Hülfskasse dcpouirtcnKapitale
27000 Thlr. zurückgezogen worden. Nach
Deckungdieses Vorschussesverblieb an Baar-
bestand beiBeginn des Jahres 1874 5404THI.
nnd an Kapital .... 20000 „

2. Steuerznschlägepro 1874—8^°/»
„ ,875/7? 15°/.

3. Ehausseerevenüen ........
4. Zinsen des deponirteuKapitals ....

Summa der Einnahmen .

l. Einnahme.
1874. 1875. 1876. 18??,
Thlr. Thlr. Thlr. Thlr,

5840. 12691

25404.

50318.
13646.

700.

90572.
13646.

90572.
13646.

90572.
13646.

90068. 104218. 110068. 116909.

2. Ausgabe.
1. Vorschußaus dem Vorjahre .....
2. Tantieme der Chanssecgeld-Erheber . . .
3. Materielle Verwaltungskosten ....
4. Antheile anderer Kassenam Ehausseegeld .
5. Besoldung der 29 Ehaussee-Aufseher . .
6 Remunerationen,Unterstützungen....
7, Unterhaltung der Straßen ..... 74047.
8. Beihülfe zum Van der Kellenbachstraße . 6000.

350.
302.
171.

9377.
71.

991.
350.
302.
171.

11523.
812.

84219.

350.
302.
171.

11523.
812.

84219.

350.
302.
171.

11523.
812.

84219.

Summa 91059. 98368. 97377. 97377.

mithin Bestand . . 5850. 12691. 19532.
Vorschuß. . 991.

Aus deu vorstehendenNachweisnugenergibt sich, daß znr Bestreitung der nothwendigen
ausgaben die Zuschlägeauf die Steuern zu 8^ Procent nicht ausreichen und auf 15 Procent zu
"'hl'hcn sind. Es wird darüber besondersberichtetwerden.

Zur Aufnahme in die Reihe der Bezirksstraßen werden von der Königlichen Regierung
u» Einverständnis;mit dein ständische» Kommissarvorgeschlagen:

1, Die Oemeindestraßevon Tönnisstcin nach Oberzisseu.
Die Straße bildet ciuc Fortsetzuugder Brohlbczirksstraße, soll dazu dieueu, den Verkehr

'wischen der Eifel und dem Rheiue zu erleichtern, der besonders wegen der seitwärts liegenden
Steinbrüche eine große Bedeutung beigelegt werden muß. Die Straße ist von den anschießenden
Gemeinden ausgebant wordeu, uachdcm die Königliche Regierung ihnen die Zusage ertheilt hatte,
s'ch für die Uebernahmeans den Bezirksstraßenfoudsverwendenzn wollen; sie ist circa eine Meile
l">'g nnd zur Aufnahmezu empfehle».

2. Die Gräfenbachcr Prämicnstraßc.
Der direkte Verkehr zwischen den KreisstädtenKreuznach u«d Simmern wird durch diese

Straße vermittelt; fie erhält hauptsächlich ihre Bedeutung durch die Kouimuuikation, welche sie
10
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zwischen dem Nahethal und dem Hundsrückcu herbeiführt. Nach Angabe der Königlichen Regierung
ist die Straße in der gehörigen Breite nicht ausgebaut, würde daher erst aufzunehmen sein, wenn
sie nach Vorschrift vollständig ausgebaut sein wird. Demnach beehrt sich der Ausschuß, der hoheu
Versammlung vorzuschlagen:

Den Nachwcisungcu über die Verwendung der Bezirksstraßeu-Fonds die Zustimmung zu
ertheilen und zu beschließen, daß die Gcmeindestraße von Töuuissteiu uach Oberzifseu und die
Oräfeubachcr Prämicnstraße in die Reihe der Bezirtsstraßen aufzunehmen, wenn sie vollständig
nach Vorschrift ausgebaut seiu werden.

d Regierungsbezirk Cöln.

Verzeichnis; der Straßen -^. auf der linken Nheinseite.
Länge in Meter«,.

1. Cöln-Trierer . .
2. Cöln-Dürencr . .
3. Cöln-Nommerskircher
4. Cölu-^urcmbnrger .
5. Wesseling-Wlarcr .
6. Düren-Lechenicher .
7. Düren-Erver . .

8. Dormagen-Lechenicher
9. Boun-Commerner

10. Bonn-Trierer . .
11. Düren-Zülpicher .
12. Essig-Mehlemer .
13. Rhcinbach-Hemmcssene
14. Möberath-Icheudorfer
15. Horrcm-Sindorfer
1«. Elsdorf-Buirer
17. Zülpich-Wollersheimer

d. auf der recht
18. Engelskirchcn-Wivperfürther
19. Engclskirchen'Maricnheider
20. Vcuel-Overather . .
21. Niedcrplcis-Buisdorfer
22. Bcnsberg-Stumper .
23. Mülheim-Wipperfürther
24. Dünwald-Hückeswagener
25. Sieger.....
26. Niederdollendorf-Kircheiper
27. Honuef-Altenlircheuer
28. Troisdorfer-Mondorfer
29. Wiehlmüuden-Nothcr .
30. Derschlag-Rothemühlcr
31. Brucherinühle-Nespener

Bezirksstraße 48708
20260
18595
47048
11205
5908
2892

31338
36740
16165
9626

26324
6684
6280
2795
8328
4129

Snmma 309151

n Rheinfcite:
Bezirtostraße 21019

28239
3950

17760
37786
10088
36902
18445
12054
7956

41731
23670

7988
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32. RatlMchbacher .....
33. Kaiserau^Niedergauler . . .
34. Vroel ........
35. Linz iltottbitzer .....
30. WisscnchorsbachHilgbergerhütte
37. Zeith ........
38. Halft Schöuruberger ....
39. DenMugeu-Niorsbacher . .
K). Voxberg Hülsterter ....
41. AuchelMülleuheiber ....
42. Eitorf^lsbacher .....
43. Werschthal .......
44. Homburg-Broeler .....

Hierzu

/' 17989
// 12032
„ 3019?
„ 1028
„ 10504
„ 33877
„ 10608

10191
„ 5375

5916
„ 8053
,/ 7246
„ 25855

Summa b. 464774
-^. 309151

Summa aller Straßen 773925

Die Einnahmen betrugen:
a. auf der linken Rhcinseitc.

1871.
Thlr. Sgr. Pf. Thlr

1- Bestand aus dem Vorjahre:
ll. in baar......... 27842. 5.
^>. in Depositen .......50000. —.
an Steuerbeischlägen......54050. —.
an Ehausseegeld ....... 17385
von Extrakosten und Estafetten . , 55
au Miethen nnd Pachten .... 923

^- au Ertraordinaria, worin die an den
Capitalfoudö von 1873 verausgabten
35000 Thlr. enthalten sind .... 4301

24.
26.
15.

10 27842.
75040.
57406.
17254.

46.
980.

1872.
Sgr. Pf.

5. 10

7.
14.
1.
8. 3

1873.
Thlr. Sgr.

87080.
17728.

50.
980.

2.
2.
6.
7.

Summa der Eiuuahme 1l 10. 11. 173584. 15. 9. 143206. 14.

Es wurde ausgegebeu:

1. Tantieme der Einuchmcr
2- Materielle Verwaltuugskosteu
3. Antheile anderer Kassen . .

1871. 1872.
33.

209.
4.

20.
666. 23.

Besoldungender Chausseeaufseher. .
Remuuerationeu,Unterstützungen . .
Unterhaltung der Straßen ....
Abgabe an dcu ostrheiuischcnBezirts-
straßcnfonds ........

4056.
722.

53673.

15.
16.
10.

6.
7.
1.

9.
3.

22.
8.

14.

32.
365.
701.

4921. —.
946. 20.

49720. 10.

6.
8.
7.

9.
4.

42
306
613

5198
923

53047

Pf-

10.

3.
2.

10. 1. 3755, 9. 3. 37367. 27. 2.

1873.
. 10. 2.
. 27. 6.

3. 6.

28. 2.
. 25. 5.

^. __. __. 30971. 6. 3. 58175. 21. 12.

59362. 2. 87658. 23. 1. 118307. 26. 8.
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Transport . . .
8. Abgabe an den Capitalfouds . .
9. ExtraordinaireInstandsetzungen »ud

Ausgaben ........

Thlr. Sgr. Pf, Thlr. Sgr, Pf. Thlr. Sgr. Pf.
59362. —. 2. 87058. 23. I. 118307. 26. 8.

—. —. —. 83001. 12. 1. —. —. —,

1085. 4. 9. 2924. 10. 7. 20751. 28. ?.
Humina 60117. 4.11. 173584. 15. 9, 139059. 25. 3.

Mithin Bestand' 94142. 6. —.
d, auf der rechten Nheinseite.

Einnahme.
1871.

Thlr. Sgr. Pf.
..... 149. 14. 11.

.... 29196. 28. 4.
1. Bestand .........
2. au Steuerbeischlägeu ..... 29196. 28. 4. 30679. 11.
3. „ Ehausseegcld ...... 10256. 10. 7. 10795. 9.
4. „ Miethen und Pachten . . . 427. 14. 10. 480. 29.
5. vom linksrheinischen Bezirtsstraßew

fonds ......... __.___. 53933. 21.
6 Ertraordiuaria ...... 373. 22. 4. 491. 23.

—. —. 4146. 20.

1872. 1873.
Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf

—. —. —. 18298. 20. 8
3.

8.

1.
2.

32151. 29. 8
10768. 13. —

497. 16. 10

581?.' !1. 11.
913. 25. 11.

Humma 40704. 1. —.
Ausgabe:

96381. 4. 4. 120806. 8. —

1. Vorschußaus dem Vorjahre
2. Tautiemen der Einnehmer . .
3. Materielle Verwaltuugskosten .
4. Besoldung der Aufseher . . .
5. Nemuueratioueu,Uuterstützuugeu
6. Zur Schuldentilgung ....
7. Unterhaltung der Straße» . .
8. Ertraordinairc Iustaudsetzuuge».

49.
295.

5121.
543.

3. 5.
4. 11.

1. 11.

468. —.
39. 15.

4.
1.

173. 22. 11.

35163. 21. 1.

5955. 22.
579. 13.

56691. 28.
14174. 1.

6.
1.

1.
8.

90. 23
192. 10

6356, 7
546. 12

9203. 24
69691. 29

,531. 11
Summa der Ausgabe 41172. 1.

Die Einnahme beträgt 40704. 1.
4. 78082. 13.

96381. 4.
8.
4.

87618. 24
120806. 8

3

Bestand -. —. —. 18298. 10. 8. 33187. 13
Vorschuß 468. —. 4. —. —. —. —. —

Die Rachweisungender Einnahme» und Ausgabe» ergebe» bei den vereinigte»Bezirks
slraße»fo»dsdes RegierungsbezirksEölu

^.. Einnahme:
1875 nnd 1876 je

1. Beischläge zu deu Steuer» n,. linke Rheinseite 106561. 22. 1
d. rechte „ 38739. 27

2. Ehausseegeld ^. linke „
d. rechte „

3. au Pachte» uud Miethe» H. liute „
li. rechte „

4. Ertraordiuaria u. liute „
d. rechte „

Summa der Einnahme für jedes Jahr

17922. 25
10943. 1

933. 20
418. 1

1080. —
300. 21

176900 Thlr.
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V. Ausgabe.

1. Vorschuß aus dem Vorjahre
2. Chausscegeld.Erhebuugskostcu

3. Materielle Vcrwaltuugskosten

1875.
16200. —.

50. 25.
84. 21.

854. 23.
197. 18.

ll. linke Rheinscite . .
!). rechte „
ll. linke „ «
d. rechte „

>1. Antheile anderer Kassen am Chausseegeld
K. linke Rhcinseite
b. rechte „

5. Besoldung der Aufseher -r. linke „
d. rechte „

6. Nenmueratioueu, Unterstützungen ». linke „
b. rechte „

7. Zur Tilgung der Schulde» des früheren ostrheinischen
Bezirksstraßeufouds ............9508. 26.

8. Zur Nückerstattnng und Verzinsung des i,u Jahre 1876
aus bcu Ucberschüsseu des frühere« westrhciuifchcu Fonds
übernoinnieneu Vorschusses ..........10000. —

. . 168361. 1?

1.
6.

8.
8.

614. 15.
5. 21.

5310. —. —.
6485. —. - .

888. 16. 10.
437. 23. 9.

8.

9. Zur Unterhaltung der Straßen und Abrundung

1876.
12200. —.

50. 25.
84. 21.

354. 23.
197. 18.

—. 244700. —.
—. 67800. —.

614. 15. 8
5. 21. 8

5310. —. —
6485. —. —

888. 16. 10
437. 23. 9

9508. 26. 8.

-. 10600. —. —.
3. 168361. 17. 3.

Summa der Ausgaben 219100.
Mithin Defizit 42200.

Die Schulden der rechten Rhciuseite betrage» 64966 Thlr. 12 Sgr. 1 Pfg. Zur Tilguug
werde» jährlich 3 Prozent a» Stcuerbcischlägcu auf der rechten Rheinseite erhoben.

Der Ausschuß hat nichts zu eriuneru gefuudeu uud beehrt fich zu beautragcu, daß die hohe
Versaiumluug deu Nachweisuugeu über die Vcrwendimg der Bezirksstraßenfouds pro 1871, 1872
und 1873 und der Vorschläge pro 1875 nnd 1876 die Zustimmung ertheilen wolle.

Zur Aufnahme sind keine Straße» vorgeschlagen.

v. Regierungsbezirk Düsseldorf.

Es sind 41 Bczirksstraßeu vorhanden: Meter-Länge.

1. Oelderu-Emmericher ........ 34234,00
2. Goch°Cranenburger ........ 1784,00
3. Aachen-Crefelder .......... 9829,00
4. Crefeld-Süchtelncr ........ 10117,00
5. Oeldern-Crefelder ......... 16764,00
6. Grefrath-Hülser......... 11477,00
7. Aldetert-Vorster......... 15261,00
8. Mocrs-Aldetcrkcr......... 15245,00

9. Vluhn-Viuubrücker........ 4442,00
10. Sevelcn-Tönisberger . ....... 12 001,00

""lltu« . 131154,00



78

11. Kempen-Venlocr ......... 8131,00
12. Gelbcrn.Xantcuer ......... 22892,00
13. Oelderu-Nheiuberger ........ 22506,40
11. Geldern-Crefelder ......... 11350,00
15. Geldern-Emmerichcr ........ 8850,00
10. Nicukerk-Wachtendouk-Arccner..... 10183,00
17. SouSbeck-Kevelacrcr ........ 10538,00
18. Nieulert-Sevclencr ........ 5555,50
19. Eamp-Aldckertcr ......... 11449,25
20. Aacheu-Crcfclder ......... 19549,09
21. Madbach-Elfgener ......... 3433,00
22. Gladbach-Straelcner ........ 31337,00
23. Gladbach-Roermouder ....... 15705,00
24. Waldnicl^üttelforster ........ 2832,00
25. Viersen-Kaldeukirchcner ....... 20401,00
20. MersewSchwarzenpuhler....... 7228,00
27. Dahlen-Nheydter ......... 0093,00
28. Odeutirchcn-Dnltener ........ 19902,50
29. Kaldentirchen^Straelener....... 14390,00
30. KempeN'Vcnlocr ......... 9101,80
31. Hoiöheim-Nocrmonder ....... 14531,00
32. Ertelcnz-Kaldentirchencr ....... 8470,00
33. Grefrath-Vreyeller ........ 7370,50
34. Orefrathchülser ......... 1905,00
35. MnlhansewVoßeuhofcr ....... 0294,00
30. Erefeld-Snchtelener ........ 4790,09
37. Rheydt-Wickrather......... 4347,50
3«. Oladbach-Elfgener . . ...... 13030,00
39. Eölu Nommerstirchcn-Orevenbroicher. . . 14175,00
40. Dormagen-Lechenicher ........ 15080,00
41. Neuß-Neußerfurther ........ 3043,00

Snmina . . 507941,45

Die von der Königlichen Regierung zu Düsseldorf vorgelegte Nachweisung der Einnahmen
und Ausgaben weiset nach pro

a. Einnahmen.

1871. 1872. 1873.
Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf.

1. Bestand aus Vorjahren . . 77183. 3. 2. 72679. 21. 2. 72645. 17. 7.
2. an Steucrbeischlagenil 5> . 46749. 3. 11. 48054. 25. 5. 49122. 23. 3.
3. Ehaussccgcld ..... 12634. 19. 2. 13173. 6. 7. 13970. 15. 7.

I.3.W« . . 136566. 26. 3. 133907. 23 2. 135738. 26. 5.
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Transport
Pacht von Grasnutzungen
Mietbe von Obstpflanznngc»

und Allee» . . .
Strafgelder . , . .
Erlös a„s Chanffeegeldzetteln
Erlös ans verkauften Bäumen

nnd Abfall . . .
Zinsen .....

Summa

1871.
Thlr. Sgr. Pf.

. 136566. 26. 3.
622. 12. 11,

1872.
Thlr. Sgr

133907. 2!
626. 23.

. Pf,
i. 2.

5.

1873.
Thlr. Sgr.

135738. 26.
709. 16.

Pf.
5.

!
35. 27.
97. 26.

t 43. -.
4.

72. 9.
190. 2N.
72. —.

4.
4.

27. 25.
106. 16.
69. 15.

9.

1120. 21.
3069. 15.

5. 105N8. 17.
3036. 5.

8. 487. 6.
3019. 15.

8.

141556. 8. 11, 147356. 8. 11. 140159. —. 10.

l). Ausgabe.
153. 5. 8.
121. 20. —.
220. 4. 3.

81. 20, IN.
5466. 22. 11.

156. 29.
113. 16.
264. 19.

81. 20.
6235. —.

1.
8.
2.

10.

128. 8.
122. 10.
120. 28.
8l. 5.

6787. —.

4,
5,
2,
5.

1412. 28.
62450. 5.

11.
2.

1470. 26.
66385. 28.

9.
10.

1456. 20.
63861. —.

6.
7.

69876. 17.
7,679. 21.

9. 74708. 21.
72645. 17.

4.
7.

72557. 16.
6760!. 14.

5.
5.

1- Tantieme der Einnehmer
2. Materielle Verwaltungstosten
A- Remunerationen ....
4. Ehciuffcegcldautheile . . .
5. Besoldung der Aufseher . .
6- Nemunerationen, Unterstützun¬

gen ......
7. Unterhaltung der Straßen

Summa
bleibt Bestand

Die von der Königliche» Regierung mit Zustimmung des ständischen Kommissars cmfg
stellten Nachwcisnngen über die Einnahmen und Ausgabe» betrage«:

a. Einnahmen.

1- Bestand aus Vorjahre» .
2- an Steuerbcischlägen . .
2- Ehausscegelder ..... 1461
4. Gras- und Obstnutzungen
5- Ertraordinaria.....
6> Zinsen .......

Summa der Eiuuahmen

1- Tantieme der Einnehmer . ,
2- Materielle Berwaltungskosten

EhansseegeldAntheile . . .
4. Besoldungen der Aufseher

e-

3

1874. 1875 1876.

Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr - Pf-
67601. —. —- 58350. — — 45700. — —

50200. —. —. 51200. — — 52200. — —

14615. 15. —. 15316. 10 — 16016. 10 —

675. —. —- 675. — — 675. — —

701. 15. -. 683. 20. — 708. 20 —

3019. —. —- 2475. —. — 1800. — —

136812. —. —. 128700. —. - 117100. —. —

d. Ausgaben.
31. 15. -. .

288. 15. ". 630. —. —. 710. -. —.
77. 20. 9.

6651. -. ". 6955. —. —. 7259. -. —.

7048. 20. 9. 7585. __ . — 7969. -. —,
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1874. 1875. 1876.
Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf.

Transport . . 7048. 20. 9. 7585. -. -. 7909. ^. -.
5. Remunerationen,Unterstützungen 73 l. -. ^. 731. -. -. 731. -. -.
6, Nemuneratiou für größere

Straßcustrcckeu .... 717. -. ^-. 717. -. ". 717. -. -.
7. Unterhaltung der Straßen . 70003. 9. 3. 73907. -. -. 77583. -. -.

Summa aller Ausgaben 78500. -. ^. 83000. -. -. 87000. -. -.
Die Einnahmen betragen 136850. ^. ^. 128700. ^. ^. 117100. -. -.

bleibt Bestand 58350. -. -. 45700. —. -. 30100. ^. -.
Es sind 4 Straßen zur Aufnahme als Vezirksstraßenin Vorschlag,worüber ein besonderer

Bericht erstattet wird.
Der Ausschuß hat nichts zn erinnern gefundenund beehrt sich, der hohen Versammlung

zu empfehlen,den vorliegendenNachweisungcndie Histimmnng zu ertheilen.

N. Regierungsbezirk Trier.

Der Regierungsbezirkhat 42 Straßen, welche als Bczirtsslraßen aufgenommenfind.
Meter-Länge.

1. EolmTricrcr ....... Straße 1727«;
2. Eobleuz-Dreiser ..... 8078
3. CölmÄlrnnbnrger .... 37826
4. Viandeu-Wittlicher . . . 46400

5. Prüm Berucasteler . . . 5054?
6. Äcrueastel.Mrtcufcldcr . . 20778
7. TrierÄirlenfelder . . . 36283
8. Saarlouis-Birtcnfelder 3457?
9. Tricr-Saarlonis'er . . . 38063

10. Dreiö Trabeuer . . . 54736
11. Tholeh-Ronuweilcr. . . 13954

12. HermeöteibMorbacher. . 27023
13. Vterzig-Virleufelder . . 37728
14. St. Wendcl-^anterecker 44302
15. Tholey-Kaiserslanterncr . 19021
10. Virkenfeld Euscler . . . „ 2002«»
17. Olanstraße über Osfenbach, 8176
18. Trier-Vonuer .... 55339
19. Saarlonis-Niedaltdorfer . „ 17702
20. Longkamp-Trarbacher . . 6135

21. Mülheim-Buchenbeurer . 13740

22. Wittlich Alfer .... „ 19668
23. Saarlouis-St. Nvoldcr . 1 1 102

24. Vanmholder'Rahbollenbacher 9483

25. Saarlouis Völllingener 11989
26. Vittburg Oudler . . . 44738
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27, St. Vith-Niederrüttfelder.
2«. Bittburg-Rotthauser . .
29. Oroßlittgen-Manderschcider
30. EchteruachMalleudorfer .
31. Prüm Schonberger . . .
32. St. Johann Fechingener .
33. BeckiugcmNeulirchencr
34. Heimbach^Aanmholderer.
35. Äirn Eastellanner . . .
36. Prüm Dockweiler . . .
37. DollendochHillcsheimer .
3«. Bittburg-Osternacher . .
39. WittlichUerziger . . .
40. St. Vith Miirlenbacher .
41. Bisten-Mertener . . .-
42. Zdar (Katzenloch)'Thalfanger

14582
19291
4720

17334
16378
6995

1656?
9205
6395

32169
8678

20805
7285

32331
1246
9600

Snnnna 928265

Die von der K
gaben enthält

öniglichcn Negiernng aufgestellte Nachweisungder Einnahmen und Aus»

a. Einnahmen:
1871. 1872. 1873.

Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf.
1. Bestand aus dem Vorjahre .... 52000. 19. 2. 61325. 17. 1. 68203. -. 11.
2. Steuerbcischläge5 10°/« ..... 85641. 20. 4. 88242. 9. 8. 88388. 8. 6.
3. An Chaussee Nevenüen und Zinsen von

Depositen .........20196. 29. 9. 20864. 23. 6. 20589. 13. 5.
4. Depouirnng eines Kapitals bei der Pro-

vinzial Hülfskasse ....... ^- " ^- ^- "^ ^- 10000. -. -.

Summa der Einnahmen 158063. 9. 3. 170432. 20. 3. 182178. 22. 10.
Die Ausgaben betragen ......9673 7. 22. 2. 107229. 19. 4. 109276. 20. 2.

Bleibt Bestand 61325. 17. l. 63203. -.11. 62902. 2. 8.
Die von der königlichen Negierung mit Zustimmungdes ständischenKommissarsaufgestellten

Nachweisen über die mnthmaßlichenEinnahmen nnd Ausgaben betragen:

^. Einnahme.
1874.

Thlr. Sgr
1. Bestand ................53133. -
2. An Steuerbeischlägen10"/» .........86881. ^
". ., Cbaussee Neuenüen und zur Abruudung .... 22893. ^

?nmma 162907.

Pf Thlr. Sgr
53000. -
86881. -
22866. -

162747. -
11

Pf
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li. Ausgabe,
1874. 1875.

Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf,
1. Erhebungskosten ............. 753. ^. -. 753. -. -.
2. Vcrwaltungskosten ............ 533. -. ^. 533. -. -.
3. Antheile am Ehcmssccgeld ......... 641. -. -. 641. -. -.
4. Besoldungender Aufseher ......... 14932. -. -. 14932. -. -.
5. Remunerationen,Unterstützung ........ 1288. -. -. 1288. -. -.
6. Unterhaltnng der Straßen ......... 91760. —. —. 90000. -. ^.

Summa der Ausgaben 109907. ^. —. 108177. ^. —.
bleibt Bestand 53000. ^-. —. 54600. ^. -.

Der Ausschuß hat nichts zu erinnern gefundenund beehrt sich, darauf anzutragen, daß
den Nachweisungcn die Zustimmung ertheilt werde.

Die Anträge des Ausschusses werden sämmtlichgenehmigt.
Referat des II. Ausschusses über ein Gesuch der Gemeiude^ Vertretung von Walbeck im

Kreise Geldern bezüglich der Gewährung einer Beihülfe für den Ausban der Geldern-Arcener
Bezirtsstraße.

Der Ausschuß beantragt, daß der Gemeinde Walbeck znm vollständigenAusbau
der questiouirtcnStraße eiue Summe von 2000 Thlrn. aus den Ucberschüssen des
Straßenfonds des liuksrheiuischeuTheiles des Reg.-Vez. Düsseldorf bewilligt werden möge.

Der Abgeordnetev. B öuuiugh ausen: Er wolle darauf aufmerksam machen, daß die
Mittel des Straßenfonbs nicht so glänzendseien, mn stets Zuschüsse zu bewilligen. 'Nachdem der¬
selbe in eingehenderWeise das Verfahren der Gemeindengerügt hat, daß dieselben nach der Ueber¬
nahme von Straßen als Bezirksstraßenspäter dann auch uoch zur Unterhaltnng derselben Zuschüsse
verlaugen, stellt er den Antrag, den Beitrag nicht aus dem Bezirtsstraßenfonds, sondern aus den
Zins-Uebcrschüssen der Provinzial-Hülfstassczu bewilligen.

Der AbgeordneteSchröder erklärt sich wiederholtfür den Antrag des Ausschusses und
gibt zu bedeuten, daß es nicht gerechtfertigtwerden könne, zn Gnusten des gut situirteu Bezirks
Düsseldorf, der nur 3'///« zahle, die Fouds der ganze» Provinz also an!/ der schlechter gestellten
Bezirke in Anspruchzu nehmen.

Der AbgeordneteFreiherr von E erde glaubt, daß die Verhältnisse der GemeindeWalbeck
doch etwa« anders liegen, als sie Herr von Bönninghansen geschildert habe, nicht die Gemeinde
Walbeck, sondern die andern Gemeindeu hätten beschlossen, dem Wegebau beizntrcten. Und nach
dem Ban habe Walbeck mit den Gemeinden eine Uebereintuuft getroffeu. Walbeck sei eiue der
am wenigstenprästalionsfähigen Gemeinden am Mederrhcin. Er möchte bitten, die Summe von
2000 Thlrn. zu bewilligen, eventuell aus der Provin^ial-Hülfstasse.

Der Abgeordnete von B önning ha usen bemerkt, daß er die Verhältnisse dieser
Gemeinde so dargelegt habe, wie sie ihm aus de» amtlichenbesten Quellen, die ihm zu Gebote
gestanden,zugegangen seien.

Der Abgeordnete Freiherr von Eerde erklärt, daß er jetzt pro äoinc, sprechen wolle. Er
halte es für Unrecht, wenn ein Kommissarder Negierung einen Kreis deshalb nicht berücksichtige,!
wolle, weil derselbe schon eine gewisse Anzahl Straßen habe und deshalb warten müsse, bis iu
einem andern Kreis dasselbe Zahlenvcrhältniß stattfinde. Er sei der Ansicht, daß Diejenigen, welche
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Straßen baue», auch mit Mitteln unterstützt werden müssen, weil es von allgemeinem Vortheil, ein
großes Straßennetz zu haben.

Abgeordneter Vachem: er habe nichts dagegen, daß eine Unterstützung gewährt werde,
"ber er wünsche nicht, daß diese Unterstützung aus der Proviuzial Hülfskasse gegeben werde, diese
habe ganz andere Tendenzen, die berücksichtigt werden müßten. Er trage deshalb darauf an, den
l'ventuelleu Antrag abzulehnen,

Abgeordneter Bremig: er habe gehört, daß die (Gemeinde nnr «? Prozent Communal-
^uschläge aufzubringen habe nnd ferner habe er gehört, daß dort in der Nähe reiche teilte wohnten,
die ein großes Interesse an der Straße hätten und da meine er nun, daß man diesen Herren den¬
selben Rath geben tonne, der hier bei Gelegenheit der erbetenen Beihülfe zum Cöluer Eouserva-
torium der Mnsik gegeben worden: eine Ehre darin zu finden, sich selbst zu helfen. Er glaube,
daß mau die Bewilligung der 2000 Thlr. ablehnen werde.

Der Abgeordnete Freiherr von Eerde bemerkt in Bezug auf die «?"/,> Eommunal-
Zuschlag, es sei ein wesentlicher Unterschied, ob derselbe in einer gewerbreichen Gegend oder von
einer Oemeiude bezahlt werde, die überhaupt nicht prästationsfähig sei, diese «?"/» aufzubringen.
Zweitens müsse er bemerken, daß in der ganzen Gegend kein Rittergutsbesitzer wohne und Keiner
ein Rittergut besitze, außer Herrn von Hhmmen.

Die Diskussion wirb geschlossen, der Marsch all bringt zunächst den Antrag des Aus¬
schusses zur Abstimmuug, der Gemeinde Walbeck eine Snmme von 2000 Thlrn. aus deu Über¬
schüssendes Straßenfonds des linksrheinischenTheils des Regiernngsberzirts Düsseldorf zu bewilligen.

Der Antrag wird angenommen.
Der Marsch all schließt die Sitzung und beraumt die nächste ans Dienstag Vormittag

IN Uhr an.
(Schluß der Sitzung nm 2 Uhr.)

Der Landtags-Marschall:
Frhr. Raitz von Frentz.

Neunte Sitzung.
Verhandeltin der Auln der Realschule zu Düsseldorf am 9. Juni 1874.

Das Protokoll der achten Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Das Protokoll für die heutige Sitzung führt der Abgeordnete Gymnich.
Referat des N. Ausschusses, betreffend den Antrag der Oemeiude Malstatt°Bnrbach>Ruß- V«leihungld«

Hütte im Kreise Saarbrücken, Regierungsbezirk Trier, sie aus dem Stande der Landgemeinden in Städte-Ordnung ani. ^ ^,„ ' ^ ^ " ' > Gemeinde Malstat».
den ^tand der Städte zu versetzen. Nurbach-Rußhütt«.

Der Ansschuß schlägt vor, bei 2r. Majestät dem Kaiser nud König die Versetzung der
Gemeinden Malstatt ÄnrbachMußhütte aus dem Stande der Landgemeinden in den Stand der
Städte zu erbitten.

II'



84

Der Aulrag vcs Ausschusses wird angenommeu.
Der Referent verliest hierauf ciue über dieseu Oegeustaud au 2c. Maseru gerichtete

Adresse, welche geuehmigtwird.
Veilegunss der Referat des I. Ausschusses,betreffend die Verlegung der ProviuziabBliudeuAustall zu

Pl°v.,Vlinden.Anstatt Düreu behufs deren gleichzeitiger ürweiteruug. Referent: AbeordneterBrcmig.
^' ^'""' Der Proviuzial-Verwaltungsrath stellt den Autrag, der Provinzial-Landtag wolle

1. der Proviuzial-BlindenAnstalt zn Diircu das iu dieser Stadt auf dem Irreuaustalts^
Äauterraiu vorhaudeue, früher zur Eiurichtnug einer Irrcu-Hcil- und Pflege-Aiistalt für deu
RegierungsbezirkAachen iu Aussichtgenommene Gebäude ucbst 17, Morgen Landes als Eigenthum
überweisen;

2. die dem Irreubaufouds, speziell für Rechnuug des Regierungsbezirk«? Aachen, hierfür
vou dem Oesammt-Vcrbaudeder Provinzial^Vlindenanstalt;u leisteude baarc Oeldcntschädignng ans
den vorbercchuetcnBetrag vou 54,000 Thalern feststellen;

3. beschließen, daß diese Summe ebenso, wie die erforderlichenEinrichtnugstoste» von
prpr. 10,000 Thalern also zusammen04,000 Thaler durch eine Anleihe bei der Proviuzial.Mlfs-
Kasse zu entuchmeu, welche mit 4 >/« ",o jährlich zn verzinsen und mit ^1 '/« ".« jährlich zu
amortisireu ist;

4. beschließen, daß die jährlich erforderlichen»!"/„ zur Berziusuug und Amortisationder
Anleihe iu dem nächste» Etat der Blindenanstalt nach Maßgabe des besonders aufzustellende»
Tilguugsplaueö für die Anleihe in Ausgabe vorzuseheuuud bis ;ur Aufnahme der Berziusmigs.
und Amortisatiousguoteu in den Etat alljährlich ans den, ;ur Bersiigung der Staude stehende»
Ziusgewinne der Provinzial HülfsKassc zu entuchmeuist, oder aber, daß die Entnahme ans diesen
Zinsüberschiisseu bis zur gänzlichen Tilgung der Anleihe erfolge;

5. deu Provinzial-Verwaltungsrath autorisireu, »oegeu Verkaufes des alle» Blinde»»
AnstaltsAreals zu ciuem auuchmbareu Preise mit der Stadt Düren die Bcrhandlunge» fort
zusetze», zum Abschlüssedes Kaufvertrages zu schreiten uud deu cvcutuclleuErlös vorwcg ans die
beschlosseneAnleihe bei der Provinzial HülfsKasse in Abzng ;u briugcu, be;ieh»»gowcise denselben
ganz zur Amortisation zn verwende», falls sich der Verkauf erst »ach Ncgotiirnng der Anleihe
verwirklichen läßt.

Der Ausschuß tritt deu Anträgen des Provinzial-Berwallnügorachs bei uud cmpsiehll
deren Annahme.

Nachdemder Referent »och eiuige Erläuterungen zu dem gedruckt vorliegende»Referat
gegeben, werocu die einzelne»Anträge znr Diskussiongestellt.

Der Abgeordnete Becker findet in der von dem (Äesammt-Perbaude derProvinzial-Bliuden
Anstatt z» leistendenbaareu Oeldeulschädiguug auf deu vorberechucteu Betrag von 54,000 Thalern
doch eine Emission, indem mau dieser Summe nicht deu Hiuseubetraghinzugerechnet Halle, welcher
dem Regieruugs-Bezirt Aachen zu gute käme.

Der Marsch all erwidert zur Aufklärung als Vorsitzenderdco Provinzial ^erwaltuugs-
Raths, daß das Eigeuthnm nicht dein Regieruugs-Bezirt Aacheu gehöre, sondern Eigenthum der
Provinz sei, wie alle audercu Anstalten. Bis jetzt habe noch keine Berechnung von Zinsen statt-
gefuudcu,ob die eiue Anstalt früher oder später errichtet sei, eine Ansgleichnng wcrde hier immer
stattfinden.

Der Referent bemerkt, daß es nicht der Regieru»gsBe;irl Aachengewesen sei, der den
Ban vrojettirt habe, sondern es seien nur einzelne Kreise gewesen, und die Regierung zu Aachen
tonne leine Zinsen beauspruchcn.

-
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Der Marsch all bringt die Anlräge «ud 1, 2, !!, 4, 5, einöln zur Abstimmung.
Die Anträge werden angenommen,
Referat des 1s. Ausschusses, betreffend die Abänderung des Tarifs für die Echallnngs. Tnrif für die ür-

Forderungen der Armenverbände vom 2l. Auaust 1871. R.fereul: Abgeordneter Schroeder. ftattuugHfnrdmuisM
Der Ausschuß hat seine Bemertnngen und Bedenken in nachfolgenderFassung niedergelegt:
Der Ausschuß glaubt, gestützt auf die seit Handhabung der Pflege der Hilfsbedürftigen anf

Grund der (besetze vom <>, Juni 1«?U und ,"-!, Mär; 1^71 erfahrnngsniäßig hervorgetretenen
Uebelstände, das hohe Hans ersnchen zn müssen, noch nachstehendePunkte als der Remednr bedürftig
dem Königlichen Oberpräsidinm in Borschlag zn bringen.

1. Es hat sich notorisch ergeben, daß diejenigen Gemeinden, bei denen es an Spital-
einrichtnngen mangelt, und zwar sind dies vorzugsweise die Landgemeinden, fast in der Regel ihre
hülfsbedürftigen kranken den mit Tpitäleru versehenen Gemeiudeu zuzuführen fuchcn. Es dürfte
daher bei Aufstellung eiues uenen Tarifs vorzusehen sein, daß unter allen Umständen den mit
Spitälern versehenen Gemeinden für die vorläufige Pflegehülfc Bedürftiger außer den Selbsttosten
für die gewährte Pflege auch uoch ein eutsprechruder Ersatz für die nichl nnter die allgemeinen
"erwaltungstosten zn rechnenden, durch ihre Kranken veranlaßten Abnutzungen au Leinwand, Betten
Und sonstigen dem Verschleiß unterworfenen Utensilien, gewähr: werde;

2. die Bestimmung des Tarifs „vorbehaltlich gleichwohl einer besondern Berechnung und
"iguidiruug erheblicher, außerordentlicher Viehraufwendungen, welche in Berwundungsfällen oder bei
schweren oder ansteckendenKrankheiten nothwendig geworden sind," erweist sich als eine zn vielfach
vivergirende Auffassung und hieraus zwischen Armenvcrbändeu zu Meinungsverschiedenheiten Bcr-
aulcissung bietende und daher einer näheren Präeisirung bedürftige.

Wenn anch die Frage, was eine schwere Krankheit sei, in der Regel als eine faktische,
aus dem Gutachten der Aerzte festzustellende anzusehen sein mag, so dürften doch gewisse Kategorien
festzustellen sein, bei welchen die Unzulänglichkeit des sog, Mcdicinalgroschens als allgemein begründet
zu erachten wäre.

Was die Bezeichnung „ansteckende Krankheiten" angeht, so sind auch hierüber vielfache
Meinungsverschiedenheiten entstanden, ob darunter blos die sogen, miasmatischen oder auch die blos
übertragbaren, wie Syphilis und ähnliche slrantheiten zu verstehen sind, welch' letztere gerade
häufig die vcrhältnißmäßig großen Wegekosten für Salben, Bäder und Detotte erfordern.

!il. Auch die Bestimmung des Tarifs bezüglich der Erstattung für gelieferte Kleidungsstücke,
hat verschiedenartige Interpretationen gefunden nnd würd wohl noch in vielen Fällen die Deputa¬
tionen und das Bundesamt für das Heimathwcsen beschäftigen, bevor sich namentlich durch die
Entscheidungen des letztern eine nuumstösiliche, feste Praris gebildet hat, wenn nicht durch eine dem
Tarife zuzufügende Bestimmung die schwankenden Deutungen beseitigt werden. Es wird nämlich
vorstehende Bestimmung von einigen Armcnyerbändcn nur ans die Kleidung bezogen, welche dem
unterstützten verbleibend geliefert worden sind, während von andern Armenverbäuden auch für den
Aeiderverschlciß während der Pflege Pauschalsätze verschiedener Höhe in Anrechnung gebracht
werden. Auch dürfte es unbillig erscheinen, daß für die den Hülfobedürftigeu während der
^econvalcseeuz uud während die von ihnen mitgebrachten Kleidungsstücke der meistens durchaus
Nothwendigen Reinigung unterzogen werde», gelieferte,, Betleidungsgegenstände nichts berechnet
werden soll.

4. Bezüglich der in dem Tarif gemachten Unterscheidung zwischen Persvnen nnter und
über 14 Jahren kommt der Ausschuß auf die bereits dem 21. ProvinzialVandtage unterbreiteten
und von demselben zum Beschlusse erhobeueu Vorschläge zurück.
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5. Sodann verstattet sich ver Ausschuß darauf hinzuweisen, daß die cousequente Durch«
snhri,»g der gesetzliche» Besti>»»i»»g, >vo»ach Ortsarme»verbäude vo» den Laudarme»verbä»de»
die Erstattuug der für Hülfobedinftige aufgewendeten kosten nnr in dem Falle verlangen können,
wenn sie den Nachweis liefern, daß die betreffende Person nirgendwo wehr UnterstützmigsHomizil
besitzt, dahin geführt hat, daß die Arme»ocrbäude, iuucrhalb deren Bezirkes die Leichen von Ver«
»uglückleu, Selbstmördern und Ertrunkene» gefunden worden, mil ihre» auf Erstattung der Bcet>
digiuigstoste» gegen den betr, La»dar»ie»verba»d gerichteten .Nagen abgewiesen werden mußte»,
».'eil der i» den meisten Fällen allein mögliche Beweis, daß kein verpflichteter Armeiiverband ;»
ermitteln gewesen, nach Fassung der gesetzliche» Bestimmung für uugeuügend befunden wurde.
Hier dürfte im Wege ciuer iu das Gesetz einzuschiebenden Ausnahmebestimmung, dahin gerichtet,
daß für diese Fälle der obeu angedeutete Beweis für genügend zu erachten fei, um die Kosten von
dem Armenverbande auf den betr. Laudarmeuverband zu wälzeu, Abhülfe zu schaffen seiu, da foust
die Gemeinde» zu leicht veranlaßt sein werden solche Veicheu unbeachtet verschwinden zu lasseu, was
eine Schädigung der Gesundheit, Moral und der Familie» Interesse» zur Folge habeu würde.
Hieran kuüpft sich

6. die allgemein gehörte Klage darüber, daß der Tarif keinen Panfchalsatz für die Beerdi-
guugstosteu festgesetzthat.

Nicht u»r werde» i» Folge desfeu Beträge der verfchiedeustenArt zur Viguidatiou gebracht,
sonder» ist sogar das B»»desa!»t für das Heimalhwcse» zu der Anschauung gelangt, daß der früher
in Geltung gewesene miuisterielle Tarif von 8 resp, 2 Thalern aufgehoben sei.

Eine Ergänzung des Tarifs iu dieser Beziehung dürfte einem allgemein gefühlten Bedürf¬
nisse entspreche».

Der War schall briugt iu: Emverstäudniß mit der Verscumuluug die iu dem Referat
cuthalleiic» Vorschläge im Gauze» zur Abstinmnmg.

Dieselbe» werde» geiiehmigt.
BezirkMaßenLom Der Abgcorduete Schroeder theilt die Vorschläge des VI. Ausschusses zur Ergänzung

Missionen. ^, H^irksstraßeuKounuissieue» mit:
Für den Rcgieruugs«Bezirk Aachen:
Für Herrn Freiherrn von Lehkam, welcher sein Mandat niedergelegt hat, wird vorgeschlagen

der bisherige Stellvertreter Herr Paulsscn.
Für Herr» Paulsseu als Stellvertreter der Bürgermeister Ghmuich.
Für dc» rcchtsrheiuischeu Theil des Ncg.'Nez. Eölu:
Für das stelluertrcteude Mitglied, Herr» Dr. E»gels von Mülhcini, der ausgeschieden ist,

wird an dessen Stelle Herr vom Hövel vorgeschlagen.
Für de» rcchtsrheiuische» Theil des Neg.-Bez. Düsseldorf wird für das stellvertretende

Mitglied, Herr Bcrger, der verstorben ist, Herr Freiherr vo» Eyuattcu vorgeschlagen.
Für de» li»tsrheinischen Theil des Neg.-Bez. Cöln ist für das stellvertretc»de Mitglied,

Herr» Grafen von Behsfel, der ansgefchieden ist, i» Vorschlag gebracht Herr Landgerichtsralh
Schroeder.

Die sämmtliche» vorgeschlagenen Mitglieder werden gewählt.
In den übrigen Bezirke» ist keine Vcränoer»»g emgetreteu und werde» die Mitglieder

auf's Neue bestätigt.
BHiMnaßm Ange Referat des IV . Ausschusses über die Verweudmlg des ostrheiuischcnBczirksstraßeu-Vaufonds

leaenhciten. ^^. Negiermigs-Vezirke Eoblenz uud Düsseldorf. Referent: Abgeordneter Mund.
Dem hohen Provinzial-Lcmdtage beehrt sich der vierte Ausfchnß über die vo» den König-



st?

lichm Bezirksregieruugenzu Eobleuz und Düsseldorf vorgelegtenEiuuahmc- und Ausgabe-Nachwci-
suugeu nebst den Vorschlägenüber die Verwendung der ostrhciuischen Be^irtsstraßemBaufouds mit
bem Beincrkeu Bericht zu erstatten, daß der ostrheinische Theil des NcgiernugsbezirksEöln in
Verbindung mit dem westrheiuischeu Theil desselben behandelt werden wird.

^,. Negier ungs-Bezirk Coblenz.

Am Schlüsse des Jahres 1873 waren im Negiernngs-Bezirk folgende 14 vollständig
"»sgebaute Bezirlsstraßeu vorhanden:

1. Hcbdesdorf-Wcyerbusch mit einer Väuge von
2. NiedcrdollcudorftKirchcib „ „ „ „
3. Eitorf-Asbach „ „
4. Houucf-Altentirchen „ „ „ „
5. Wiehlmündcn-Noth „ „ „ „
6. Wisscn-Wildbcrger-Hütte „ „ „
?. Betzdorf-Nenutirchen „ „ „ „
8. Alsdorf-Daaden „ „ „ „
9, Neuwied-Ncnstadt „ „ „ „

10. Ncuwied-Dierdorf „ „ „ „
11. Dierdorf-Selters „ „ „ „
12. Linz-Nottbitz „ „
13. Bendorf-Greuzhansen „ „ „ „
14. Kretzcrhaus-Nenstadt „ „ „ „

31,96 Kilometer,
5,18 ',
5,78 „

25,45 „
4,96 „

18,15 „
10,18 »
8,54 „

21,00 „
20,30 „

3,80 „
12,20 „
6,60 „

11,90 „
Summa 189,00 Kilometer

Mit einer Hebebefuguiß vou 26 Meilen, was eine« Zuwachs von 11,90 Kilometer seit 1871
"gibt.

Nach den vou der Königliche» Regierung vorgelegtenNachwcisnngcu für die Jahre 1871
bis 1873 betrugen:

Thlr. Sgr. Pf.
im Jahre 1871 die Einnahmen . . . 25,252 11 3

„ Ausgaben . . . 24,55? 15 8

mithin Bestand .
in, Jahre 1872 die Einnahmen . .

„ Ausgaben . .

694
. 33,502
. 29,948

25
15
9

?
6
5

mithin Bestand .
im Jahre 1873 die Einnahmen . .

„ Ausgaben . .

. 3,554

. 41,541

. 46,876

<;
i
i

1
9

10

mithin Vorschuß . 5,335 — 1.

Es haben demnachdie materiellen Unterhaltungskostenim Durchschnittjährlich pro Kilo¬
liter ,56 Thlr. oder pro Meile 1136Thlr. betragen. Diese außerordentliche Zunahme der Kosten
^«ärt sich theilweise durch die sehr erhebliche Steigerung der Materialieuvreise und Arbeitslöhne
"» Vause lieser Jahre, theilweise aber auch durch die außerordeutlicheu Iustaudsetzuugen,welche ans
^>!;etne» Straßen nothwendiggewordenwaren. Berechnet mau, wie bisher angeuommen worden
'!>' die gewölmlichen Unterhaltnngslostenauf jährlich 800 Thlr. pro Meile, so haben die außer«
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ordentlichenKosten pro Jahr und Meil" nicht weniger als 330 Thlr. betragen. Wenn nnn auch
riefe anßerorbenltiche»Ausgaben nicht alle Jahre eine gleiche Höhe erreichenwerden, so glaubt die
königlicheNegierung doch darauf hinweisen ;n müssen, daß der bisherige Satz von «00 Thlrn.
siir gewöhnliche Unterhaltungskostenbei den gestiegenen Preisen uud Löhnen in Zutuuft nicht mehr
geuügeudsein dürfte und daß ein Dnrchschnittsaversnmvon 1200 Thlrn. pro Meile nicht zu hoch
gegriffenfein wird. Unter Zugrundelegungdieses Satzes, so wie nach den bisherigen Ergebnissen
hat nun die Königliche Negierung die Voranschlägefür die muthinaßlichenEinnahmennnd Ausgaben
für die Jahre 1874—1877 in der Voraussetzungaufgestellt,daß der bisherige Stenerzuschlagvon
15",o auch fernerhin als erforderlich anerkannt wird, wie dies von Seiten des ständischen Kom-
missnrius bereits geschehen ist.

Nach diesen Voranschlägenwerdeu voraussichtlichbetragen:
Thlr.

im Jahre 1874 die Einnahmen 37,446 in runder Summe.
„ Ausgabe« 38,434-------------------------------

mithiu Vorschuß 988
im Jahre 1875 die Einuahmeu 37,440

„ Ausgaben 35,703

mithiu Bestand 1,743
im Jahre 1870 die Einnahme« 39,189

„ Ausg aben 34,715
mithiu Be,iaud 4,474

im Jahre 1877 die Einnahmen 41,920
„ Ausgaben 34,715

mithiu Bestand 7,205
Demnach dürfte nach Ablauf dieser Etatsvcriode das Oleichgewicht zwischen Einnahmen

und Ausgabe» selbst für den ^all als ziemlich gesichert erscheine,!, daß eiuzelue nnvorhcrzuseheude
Ausgaben den vorstehend berechneten Uebcrschuß etwas verringern follten.

Der Ausschußbat Niebts zu eriuueru gefunden und bittet deu hohen Proviuzial-Laudtag
den aufgestelltenEtats die (Genehmigung zu ertheilen.

Der ostrhcinische Theil des Negierungsbezirts Düsseldorf besaß zu Anfang diefcs Jahres
34 Bezirlsstraßen, nämlich:

1. itaiseroU'erth Natingen Wülfrath in einer ^ängc von 20,704 Kilometern.
2. Velbert Zurstraßer „ „ „ „ M,:!>M „
3. Hochdahl^üedrich'Wilhelms „ „ „ „ 12,731 „
4. Mettmannchochdahl „ „ „ „ 0,452 „
5,'ElbcrfeldKnhlcnthal „ „ „ „ 10,000 „
0. Elberfcld Oabclpunlt „ „ „ „ 1,239 „
7. Varmcn-Hatzfeld „ „ ., „ 3,218 „
8. Barmen Vichteuplatz „ „ „ „ 4,017 „
9. Barmen-Westkotteu „ „ „ „ 2,077 „

1l». Ostcrbauiu „ „ „ „ 2,329 „
I I. Kettwig-Breoency Steele „ „ „ „ 15,^!47 „
12. WcrdenKettwig v. d. Brücke „ „ „ „ 0,423 „
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13. Dhünwald-Huckeswagen-Grünc-Landwehr in einer
Länge von 28,852 Kilometer.

5,344 „14. Bensberg-Stnmvfer in einer Länge von
t 5. Born-Nadevormwald „ » " » 7,18? „
16. Wermelslirchen-Äliediughaufeu „ " » „ 4,92? „
17. Nonsdorf-Knpferhammer „ , „ „ 4,331 „
18. Lüttringhansen-sscld „ " <' „ 5,691 „
19. Lenartzhammer-Haddenbusch „ " ,/ » 2,418 „
20. Spickerlinde-Eisenstein „ " „ „ 3,136 „
21. Hildeu-Bohwintel „ ' " » 13,313 „
22. Opladen-Bnrfchcid „ / „ „ 10,911 „
23. Merscheid „ » ^ ,, 7,030 „
24. Schlebusch-Wicsdorf „ ^ » ,/ 4,338 „
25. Wesel-Borken „ , „ „ 16,624 „
26. Wesel-Werth „ , „ „ 18,815 „
27. Hanmünteln-Ningeuberg « <, „ » 2,396 „
28. Bicnen-Anholt-Wertherbruch „ , „ „ 11,814 „
29. Haldern-Lieutcnant „ '< „ „ 5,653 „
39. Recs-Isselburg „ , „ » 9,03? „
31. Millingen-Empel „ ' </ » 2,13? „
32. Diuslaken-Dorsten „ ,, „ „ 22,228 „
33. Wesel-Hünxe „ , » „ 7,739 „
34. Oahlen-Kirchhellen „ , / // » 3,523 „

^umma 286,77? Kilometer.
Mit einer Hebebefuguiß von 44^/2 Meilen.

Neben diesen vorstehend aufgeführten Bezirksstraßen hat die Königliche Regierung noch ein
Verzeichnis; von 9 Straßcnstrecken vorgelegt, welche mit einer Gesammtlänge von 42,186 Kilometern
als zur Uebernahme auf den Bezirksstraßenfonds designirt bezeichnet werden und welche hier nur
deshalb Erwähnung finden mögen, weil sie bei den Voranschlägen für die Jahre 1874—1876 schon
mit in Betracht gezogen sind.

für die abgelaufene EtatsperiobeDie Nachweisnng vcr Einnahmen und Ausgaben
ergiebt, daß

im Jahre 1871 die Einnahmen
„ Ausgaben

mithin Bestand
im Jahre 1872 die Einnahmen

„ Ausgaben

mithin Bestand
im Jahre 1873 die Einnahmeu

„ Ausgaben

mithin Bestand
betragen haben und daß auch hier, trotz der Beibehaltung des Steuerznschlagö von 3^"/„ eine

12

Thlr. c3gr. Pf.
. . 163,719 1? 7
. . 53,369 9 8

. . 110,350 7 11

. . 179,29? 9 2

. . 73,352 27 —

. . 105,944 12 2

. . 177,586 — 11

. . 83,565 7 2

. . 94,020 23 9
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Verringerung des Bestandes m>! 5325 Thlr. stattgefunden hat, welche sich bis zum Schlüsse des
Jahres 1876 noch sehr erheblich steigern dürfte, wie ans der von der Königlichen Regierung vor
gelegten Nachweisung der umthmaßlicheu Einnahmen und Ausgaben in den fahren !8?l.,"70
ersichtlich wird. Danach werden voraussichtlich betragen-

Thlr.
im Jahre 1874 die Einnahmen 107,550 in rnnder Summe,

„ Ausgaben 80,000

im Jahre l>8?5 die Einuahmeu 150,900
„ Ausgaben 90,50l»

Bestand 00,400
im Jahre 1870 die Einnahmen 143,600

„ Ausgaben 95,000

mithiu Bestand 48,l!00.
Während also die materiellen Unterhaltungskosten im Durchschnitt der drei ^ahre18?1 —73

sich jährlich auf 225 Thlr. per Kilometer oder 1085 Thlr. per Meile belaufen haben, glaubt der
Voranschlag für die nene Etatsperiode von 187!—70 dieselben auf 255 Thlr, per Kilometer oder
1910 Thlr. per Meile berechueu zn niüsseu. l.U» Uebrigeu dürfte zur Erläuterung uud Begrün
düng dieser Voranschläge nur noch zn bemerken sein, daß die Einnahmen aus deu Steuerbeischlägeu
seit dem Jahre l8?2 in eoustauler Steigerung begriffe» gewefeu sind und deshalb auch für die
begiuucudr Etatsperiode eine Zunahme von 2000 Thlrn. von v^ahr zu Jahr iu Auschlag gebracht
wordeu ist. Auch der Ertrag der Hcbestelleu läßt, nach den Erfahrungen der legten Jahre, eine
jährliche Mehreinnahme von rund 500 Thlrn. erwarteu. Was die Ausgaben anbetrifft, so wcrdeu
dieselben, abgesehen von höheren Arbeitslöhnen nud Materialienpreiseu, auch durch die Unterhaltung
der bereits oben erwähnten Straßenstrecke», deren Uebernahme ans den Äezirksstraßeufonds der
Provinzial-^andtag bereits in seiner Sitzung vom 5. d, M. beschlossenhat, sich nm jährlich rnnd
4000 Thlr. erhöhen.

Der Ausschuß hat auch hier Nichts zu erinnern gefuudeu uud beehrt sich, die Zustimmung
des hohen Provinzial Landtages zn den vorgelegten Etats zn beantragen.

Die Genehmigung wirb für den oslrheinischen Vezirlsstraßen Banfonds der Reg. Bez.
Eobleuz uud Düsseldorf in getrennter Abstimmung ertheilt.

Derselbe Referent trägt ein Schreiben des Herr« Landtags Kommissars vor, nach welchem
die Pleisbachthal-Straße auf den oslrheiuischeu Bezirtsstraßenfonds des Reg, Bezirks Eölu über
nommen worden ist.

Referat des IV. Ausschusses über die Bitte der Gemeinden Haan und Ellscheid, denselben
Fonds zum Bau einer auf deu Bezirtsstraßenfonds zn übernehmenden Straße, von der Hilden
Vohwinlelcr Bezirlöstraßc im Dorfe Haan ausgehend uud auf der Station Haan eudigeud, eine
Unterstützung aus Proviuzial Mitteln zu bewilligen. Referent: Abgeordneter Münster.

Der IV. Ausschuß erkennt einstimmig an, daß der Gemeinde eine Beihülfe zu gewähren
uicht allein wünschenswert!), sondern sogar nothwendig ist und schlägt dem hohen Landtage vor, deu
Gemeinden Haan und Ellscheid zum Ban der beiden Berbinbnngsstraßen einen Znschuß aus dem
Bezirksstraßeufonds des Reg. Bez. Düsseldorf von 3000 Thlrn. zu bewillige,, und deu driugeude»
Wunsch ansznsprechen, daß die Königliche Regierimg denselben die höchstmöglicbe» Prämieu bewillige.

Der Antrag wird genehmigt.
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Referat des III, Ansschnsses über den Bericht der ständische» Kommission, betreffend die
provinzialsländischeu Taubstummen Anstalten Referent : Abgeordneter Bache m.

Die Anträge des Ausschusses gehen dahin:
1. In Betreff des Schnlbaues zu Brühl 14,625 Thlr. 3 Sgr, 7 Pf. und einen ferneren

Betrag von 750 Thlrn, znr Einfriedigung des Gartens zu bewilligen.
Wird ge nchm ig t,
2. In Betreff des Schnlbancs zu Keinpen den Credit von 12252 Thlrn. 9 Sgr, 10 Pf,

für das Grundstück nnd Gebändc und für die Einfriedigung 570 Thlr,, im Ganze« 13833 Thlr.
sowie für die Schul-Utcusilien noch 700 Thlr. zu bewilligen.

Wird genehmigt.
3. In Betreff der beiden Schulen zu Moers und Kempen zu beschließen, daß die zu

Moers eingehen soll, sobald für ein nencs drittes Schnlgebände, welches zu Neuwied entweder neu
gebant oder angekauft werden soll, gesorgt seiu wird.

Wird genehmigt,
4. Die ständische Konnnission des ihr von dem 20. Proviuzial^audlage ertheilten Auf¬

trages für cutledigt zu erklären nnd den ProviuzialVerwaltuugsrath zu beauftragen, auch schou
vor Genehmigung des in der gegenwärtigen Sitzung angenommenen Reglements für die Verwal¬
tung der Taubstummen-Anstalten deren Angelegenheiten wahrzunehmen, insbesondere für die Voll-
cndung der Anstalten zu Brühl, Kempen und Neuwied uud dcreu iunere Einrichtuugeu.

Wird genehmigt.
5. Dem Vcrwaltungsrath eine Summe von 15000 Thlrn. znr Herstellung der dritten

neuen Anstalt zu Neuwied zur Verfügung zn stellen.
Wird genehmigt.
<>. Den Vcrwaltungsrath zu ermächtigen, den nnler Titel X der Einnahme resp. Titel VI

der Ausgaben erwähnten Äaufonds für die Herstellung der 3 Anstalten zu benutzen und zn verwenden.
Wird g c u e h m i g t.
Die bisherige Kommission wird unter Erstattung des Dankes vou ihreu bisherigen

Pslichlen entbuuoeu und der Vcrwaltungsrath damit betraut.
"Referat des III. Ausschusses, betreffend den Antrag des engeren Ansschnsses des Vereins

zu Aachcu für die Beförderung des Taubstummen Unterrichts ans Vermehrung des Zuschusses der
Provinz von 1200 Thlrn. um 1000 Thlr. Referent: Abgeordneter Bachein.

Der Ausschuß kann den Antrag des Vereins zu Aachen zur Anuahme nicht empfehlen.
Der Antrag des Ansschnsses, ans Ablehnung lautend, wird angenommen.
Die in der gestrigen Sitzung von den, Marschall ernannte juristischeKommission,bestehend

aus den Abgeordneten Bachen,, Bremig uud Schröder erstattet durch den Abgeordneten Bremig
>hr Gulachleu über die aus den Klasscnsteuerpflichtigeu in Aachcu uud Eölu gewählten Personen,
Advokat Schneider uud D. Dedcu, welches dahin gebt, daß ciu Bedeuten gegen die Wahl unbe¬
gründet erscheine, indem die Gewählten voraussichtlich klassenstcuerpflichtig sind, und daß es hier
uur darauf automme, nicht aus den Eiulommeusteuerpflichtigen zu wählen.

Der Marsch all crllärt, daß in diesem Falle die Wahl bestehen bleibt, er habe die
Frage uur wegen der möglichcn Bedenken einer nähereu Erörterung unterziehen Wolleu.

Nach eiuer halbstüudigcu Pause wird die Sitzung wieder eröffnet.
Der Abgeordnete Frauoux erstattet das Referat des III. Ausschusses, betreffend den

Entwurf zum Etat für deu für die vier Taubstummenanstalten zu Kempen, Brühl, Moers und
Neuwied bestehende!, Fonds, sowie die Spezial-Etatö der Anstalten für die Periode 1874/76.

12'

Rheinische Provinzial-
Taubftilmmenllnstatten

Städtische Taub»
stummeuschulezu

Aachen,

Steuerbezills«Com>
Mission für Aachen

und C»ln.

Etat der Rheinischen
Plouinzilll°Taub»
stummen-Anstalten

pro 1874/S.
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Der Ausschuß beantragt uach Prüfling des Entwurfs znm Etat für den für die vier
Taubstummenanstalten zu Kempen, Ärühl, Moers nndReuwied bestehenden ^onds sowie die Special-
Etats der Anstalten, indem sich nichts dagegen zu erinnern findet, die Genehmigung zu ertheilen,

<^-^^ Der Etat wird genehmigt.
Referat des III. Ausschusses, betreffend die Rechuuugeu über die Verwaltung der Taub-

Taubstmnmenanstalts-stummeu-Austalten pro 1870, 1871 und 1872. Referent: Abgeordneter Franoux.
Rechnungen pro Der Ausschuß hat nach genommener Einsicht der Iahrcsrechuungeu pro 1870, 1871 und

1870,2. iß72 nichts zu erinnern gefunden und beantragt die Erthciluug der Decharge.
Die Decharge wird ertheilt.

Etat der Promnzial» Referat des III. Ausschusses, betreffend den Entwurf zum Etat der Proviuzial-Hebammen-
Hebammen LehranstaltLehranstalt zu Eölu pro 1874/7 «1. Referent: Abgeordneter Reu sch.
zu C»ln pro 1874 6. ^ Ausschuß schlägt die Auuahme des vorgelegten Etats der Proviuzial - Hebammen-

Lehranstalt zu Eöln vor und bemerkt, daß nach deu gemachten Erfahrungen bei Verwaltung dieser
Anstalt der Etat nach dem wirtlichen Bedürfnisse aufzustellen sei.

Der Etat wird nach dem Antrage des Proviuzial-Verwaltuugsraths und Ausschusses
gcuehmig t.

Derselbe Referent, Abgeordneter Reusch erstattet das Referat des II l. Ausschusses, betreffeud
Erweiterung KerProu.» die Anfuahme einer Anleihe für den Erweiterungsbau der Proviuzial-HebammeuLehranstalt zu Eölu
Hebammen Lehranstalt „„5 ^ Heranziehung des Bezirks Trier und der 7 Eoblenzer Kreise des früheren Austaltsvcrbandcö

'" Trier zu deu Bau- uud Eiurichtuugskosteu der Provinzial-Hebanimen^ehraustalt ;n Eöln.
Der III. Ausschuß, mit dem Vorstehenden nnd den vier Resolutionen einverstanden,

empfiehlt dem hohen Landtage die Auuahme.
Der Autrag des Ausschusses wird genehmigt.

Organisation der Derselbe 3t efer e u t erstattet den Bericht des III. Ausschusses, betreffeud die Bcstim-
Provinz. Hebammen» ^ , ^ ^> , , . ^ . . ^ .
Lehranstaltin Cöln- umngen über die Organisation der Provlnzial-Hebammen.Lehraustalt zu Eölu und die allgemeinen
allgemeine iSrmidlageGrundlagen des Anstalts-Etats.
des Anstalt« Etats. Der III. Ausschuß tritt dem vorgelegten Referate des Verwallnngsrathes bei uud empfiehlt

« dasselbe dem hohen Landtag zur Annahme.
H^> Die von dein Proviuzial-Verwaltungsrathe gestellten und von dem Ausschusse zu den

seinigeu gemachten Anträge werden genehmigt.
Ausgleich der Kriegs- Referat des I. Ausschusses, betreffeud deu Ausgleich der durch den Krieg 1870 und 1871
leistnugen 1870/l in »^Maßten Leistungen der .«reise und Gemeinden innerhalb der Rheinproviuz. Referent: Abgeord-

derPromnz. ,,^r Bremig.
Der Referent gibt zunächst eine vollständige Erläuteruug der dieseu Gegenstand betreff

senden Verhandlungen bei dem 20. rheinischen Prouiuzial-Landtage nud weist darauf hin, daß man
sich des Gefühls nicht habe erwehren töuucn, daß diese Ausgleichung Jache des Staats sei. Der
Krieg sei im Interesse des Staats geführt und die Last uon einzelnen «reisen und Bezirken im
Interesse des Staats getragen worden. Deshalb, so habe uian argnmentirl, möge mau auch den
Staat angehe», diesen Ausgleich herbeiführe». Bei dem Mangel einer gesetzlichen Basis für einen
derartigen gesetzlichen Anspruch au deu Staat habe man damals eine aus 10 Mitgliedern bestehende
Kommission gewählt und derselbe» deu Auftrag ertheilt, in einer Petition an Se. Majestät deu
König deu Wunsch auszusvrecheu, dieseu Ausgleich aus der frauzösischcu Kriegsentschädigung aus¬
führen zu lassen. Die Kommission habe den ihr zn Theil gewordenen Auftrag nach besten Kräften
zu löfen gesucht, und als die Geschäfte der Kommission beendet waren, habe man geglaubt, auueh-
men zu dürfen, daß im Jahre 18?!; die erste Rate erhoben werden würde. Da diese Hoffnung
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sich nicht erfüllt habe, so sei der Marschall in einer der letzten Perwaltungsralhssitzuugcu gebeten
worden, den Königlichen Ober-Präsideuten »in nähere Aufklärung darüber zu bitte», von dein dann
folgendes Schreiben eingegangen sei:

„Nach dem gefälligen Schreiben vom 12, ^uli 1871 (Nr, 160) hat der 2N. Rheinische
Proviuzial - Landtag in Folge eingegangener Petitionen in den Sitzungen von« 11. I»li 187! a»f
Grund des tz. 18 des Gesetzes über die Kriegsleistuugen nnd deren Vergütung vo,n 11. Mai 1851
den Beschluß gefaßt, daß hinsichtlich der durch den Krieg von 1870 uud 1871 veraulaßten Leistungen
der Kreise und Ocmciudeu iuucrhalb der Nheinproviuz eine Ausgleichung eintreten, uud daß, da
eine erschöpfende nnd gerechte Ausgleichung nur dadurch herbeigeführt werden tonne, daß alle Kreise
und Gemeinden aufgefordert würden, klar zu stelle», in wie weit bei ihnen die Vorbedingungen
des erwähnten Gesetzes vorhanden seien, der Ober. Präsident ersucht werdeu soll, die dieserhalb
erforderlichen Erhebungen vornehmen zu lafseu.

Zugleich hat der Provinziab Landtag ans seiner Mitte eine Kommission von zehn Mitglic-
der« gewählt und dieselbe beauftragt, unter Mitwirkung des Obcr-Präsidcuteu die Ausgleichung zu
bewirken.

Nachdem die in Folge dieses Beschlusses veranlaßten Erhebungen beendet waren, hat die
provinzialständische Kommission unter'm 25. September 1872 auf Grund der gesammelten Mate¬
rialien, welche in den beiden anliegenden Nachweisungen zusammengestellt sind, beschlösse,,,daß

1. der Geldwerth der den Gemeinden durch dcu letzten Krieg erwachsenenLasten nach den
in der anliegenden Uebersicht «Nachweisuug 13) angegebenen Gruudsätzen mit der Maßgabe berechnet
werde, daß für die zweispännigc Fuhre eine Vergütung von 1 Thlru. 15 Sgr. und für die ciu-
spännige Fnhre eine solche von 3 Thlru. pro Tag als Marimal-Satz anzunehmen, daß aber, wenn
die von den Gemeinden gezahlte Vergütung diese Höhe nicht erreiche, nur der von denselben wirtlich
gezahlte Betrag in Ansatz zu bringe» sei,

2. die hiernach sich ergebende Oesammtsumme auf die Gemeinden der Provinz nach den
gcsammten dirccten Staats-Steueru lercl. Hausirsteuer) und »ach ^/,, der Mahl- und Schlachtsteuer,
welche für Rechnung des Staates erhoben wird, Hingelegt,

3. die desfallsige Umlage vom 1. Januar 1873 ab und in den beiden darauf folgenden
Jahren mit je ^/,, erhoben werden, und daß

4. die Ausführung diese« Beschlusses durch das Ober-Präsidium erfolgen soll.
Als die in Folge der unter Nr. 1 bezüglich der Kriegsfuhren getroffenen Festsetzung noth¬

wendig gewordenen anderweitigen Erhebungen, deren Ergebniß in der anliegenden Nachweisung 15
mit rother Tinte eingetragen ist, beendet waren und ich im Begriffe stand, mit der Ansführnug
der Ausgleichung uach dem Beschlusse der vroviuzialstäudischeu Kommissiou vorzugehen, wurde ich
von dem Herrn Minister des Iuueru mittelst Erlasses vom 3. April v. Is. beauftragt, die Aus¬
führung einstweilen auszusctzru, da der Herr Neichstauzler sich geueigt erklärt habe, dem Vundes-
rathe eine nachträgliche Vorlage wegen nachträglicher Vergütung derjenigen Leistungen zu mache»,
welche während des letzten Krieges vou den Gemeinden auf Grund oeS Kriegsleistuugsgesetzcs
unentgeltlich iu Anspruch genommen waren. Eine solche Vergütung ist durch das Ncichsgesctz vom
23. Januar d. Is. (Reichsgesctzblatt S. 1?) »»»mehr bewilligt 'wordeu. Hierdurch dürften aber
die Verhältnisse, wodurch der Beschluß vom 11. Juli 1871 veranlaßt worden ist, wenngleich die
in diesem Gefetze für die Gewährung des Natural-Quartiers uud für geleistete«Vorspann bestimm¬
ten Nergütnugssätze hinter dem wirklichen Werthe der Leistuugeu, wie die iu der Nachweisung L
^ Grunde gelegten Beträge ergeben, zurückbleiben, doch eine nicht n»wese»tliche Modificatio»
«fahren habeu.
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Euer Hochwohlgeboreu.beehre ich mich daher gau; ergebcust zn ersuchen, eine Beschluß¬
fassung des Provinzial-Landtages darüber gefälligst herbeiführen zu wolle», ob, nachdem das Reichs-
gefetz vom 2-',. Januar d. Is. erschienen ist, die vom 20, Rheinischen Provinzial-Landtagc beschlossene
Ausgleichung der Kriegsleistnngeu gegenwärtig noch in Ansführuug gebracht werden soll, indem ich
zugleich für den Bejahungsfall anheimstelle, Ergäuzuugswahlcu für die Äusführuugs Konnmssiou
vornehinen zn lasse», da niehrere Mitglieder derselben dem Provinzial-Landtagc nicht mehr angehören.

Der Königliche der Nheinvrovinz:
(gcz,) von Bardclebcn."

Demnach sei der I. Ausschuß bezüglich dieser Angelegenheit in Berathung getreten und habe
einstimmig beschlossen,dem Landtage folgenden Antrag zu unterbreiten:

„Der hohe Landtag wolle beschließen:
1. daß die vom 20. Rheinische,, Provinzial-Landtage beschlosseneAusgleichung der Kriegs-

leistnugeu im Sinne des Beschlusses vom 11. Juli 1871 uach Maßgabe der Beschlüsse
der provinzialständischen Komuüssiou vom 15, September 1873 und uutcr Rücksicht¬
nahme auf das Reichsgesttz vom 23. Januar !8?4 zur Ausführung gebracht werde.

2. Znr E gänmng der provinzialständischen Kommissiou an Stelle der aus derselben aus¬
geschiedenen Herren Graf Boos, Ringel, Aldringen uud für deu erkrankten
Frciherrn von L eh kam für die Dauer seiner Krankheit sofort Neuwahlen vorzw
uehmcn.

3. Zu crteuucn, daß durch die bevorstcheudcu Beschlüsse die Interpellation der Herren
Caesar und Gcuosfcu vom 3. Juli cr. ihre Erledigung gefunden hat.

Inzwischen sei aber ein neues Moment dadurch eingetreten, daß das Reich sich bereit
erklärt habe, eine Vergütung für die Kricgslcistnngen zu gewahren, die auf 1,900,000 Thaler
arbitrirt worden sei, uud mau könue schon aus der Ziffer erseheu, daß dies wie ein Tropfen auf
eine» heißen Stein sei. Er tonne nur empfehlen, diesen einstimmig gefaßten Antrag anzunehmen,
der eben dahin gehe, zu erklären, daß die Ausgleichung uutcr Rüetsichtuahmc auf die Beschlüsse der
Zehner Kommission ausgeführt werde.

Der Marsch all eröffnet hierüber die Diseussion.
Abgeordnete Dictze: Es »volle ihm uicht einleuchten, daß auf deu früheren Beschluß zu¬

rückgegriffen werde, obgleich er auf das Gesetz vom 11. Mai 18'» 1 uud auf deu 8- 18 auch nicht
zurückgehen wolle. Er würde weniger auf die Materie eingehen, wenn aus dem Referate ersichtlich
wäre, wie viel die Provinz von der auf 1,000,000 Thaler arbitrirten Summe erhalten solle.
Wem« der Termiu für das Eiubriugen vou Auträgeu nicht schon abgelaufen wäre, würde cr sich
erlaubt haben, zn bitten, die Sache an den Ausschuß zurückgehe» zu lassen, aber jetzt müsse cr sich
freilich bescheiden, abznwarten, wie viel vou den 1,900,000 Thaler auf die Provinz fallen werde.
Er könne dem Autrage, wie cr vom Rcferenteu vorgetragen sei, nicht beistimme», sollte jedoch be¬
schlossenwerde», uochmals zu vcrsuchcu, diese den Gemeiudeu aufcrlcgtc Last zu ciucr Staatslast
zu machen, so würde er folgendes Amendement zu dem Antrag des 1. Ansschnsses «nd I, betreffend
die Ausgleichung der Kriegslcistuugeu, empfehlen,

1. daß jedoch diese Kommission wiedernm Namens des Provinzial-Landtages an Se. Ma¬
jestät die Bitte richte, atlergnädigst anordnen zu wollen:

!l. daß der uach Anwendung des Reichsgesetzes vom 23. sscbrnar 1874 uuvergütet blei¬
bende Theil der Seitens der Gemeinden der Rhcinproviuz rectamirten Kriegsleistuugcu aus dem,
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dein Staate Preußcu gewordenen Antheile an der srauzösischcu Kriegsentschädigung den Gemeinden
ersetzt werde.

d. daß 8. 18 des (Gesetzes von, N. Mai 1851, betreffend die Kricgsleistnngeu, dahin
geändert »verde, daß die in diesem Paragraph vorgesehene Ausgleichung zu Gunsten einzelner zu
hart betroffener Gemeinden und Kreise fernerhin als Pflicht uud Last des Gesamintstaates
erklärt werde.

Der Referent erklärt, die Ausführungen des Herrn Dietze hätten ihn uicht überzeugen
können, daß sich die Sachlage so verändert habe, um von einem Beschlusse des 20. Rheinischen
Provinzial-Landtages wieder abzugehen, der auf der Basis von erwiesenen Thatsachen gefaßt sei,
der festgestellte Thalsachen auerlenne, aus denen mit absoluter Nothwendigkeit folge, daß die Ans-
ssleichnngstattfinden müsse. Alles dies sei damals iu dem Referate ausführlich dargelegt worden
und der Landtag habe ans t^rnnd dessen den erwähnten einstimmigeu Beschluß gefaßt. Nuu frage
es sich, ob iuzwischen etwas eingetreten sei, was veranlassen könne, von diesem Beschlusseabzugehen.

Wenn der Nachweis geliefert worden wäre, daß diese Uebcrbiirdnng nicht stattgefunden
habe, so würde man allerdings den Beschluß von 1871 zurückziehen müssen. Nach dem Reichs«
gesetze solle eine kleine Vergütung ans der Reiebstasse gewährt werden, die für das ganze Gebiet
des norddeutsche» Bundes tauin soviel betrage, als allein in der Rhciuvroviuz auszugleicheu sei.

Abgeordneter Bachern: Er »volle sich erlauben, darauf aufmerksam zu machen, daß, wenn
der Landtag den Antrag des Ausschusses «icht annehme, er in Widerspruch gerathen würde mit
dem Beschlnsse, den er im Jahre 1872 gesaßt habe nud anch in Widerspruch mit dem Gesetz.
Der Aulrag sei damals einslimmig vom Landtage cmgenommcu worden, mau habe also damals ge¬
funden, daß er ein richtiger sei. Inzwischen sei eine kleine Vergütung zugestanden, aber damit sei
^e größere Vergütung doch nicht ausgeschlossen, nnd wolle mau eousequeut sei», so müsse mau bei
den früheren Beschlüssen stehen bleiben. Nun bringe man das neue Gesetz über Kriegsleistnngeu
zur Sprache, die Leistungen der Gemeinden während des Krieges 1870 uud 1871 seien aber ge¬
schehen ans Grund des ^riesleistnugogesetzes vom Jahre 185 l. Also das neue Reichsgefetz könne
"lau gar nicht anführen, denn das habe keinen Bezng anf die früheren Leistungen und die <zrage
sei nur die, ob man heute es nicht für ebenso billig halte, daß eine Ausgleichung stattfinde, wie man
sw vor zwei Jahren habe herbeiführen wollen, Er bitte daher, das Amendement abzulehnen nnd
dein Antrage des Ausschnsses zuzustimmen.

Der Abgeordnete von (5 yuer u glaubt nicht, daß das Amendement in Widerspruch stehe
Mit Dem, was der Landtag vor drei Iahreu beschlossenhabe. Das neue Gesetz gewähre Entschä¬
digung, die aber niedriger wäre als die Sätze, welche der Landtag vor drei Jahren augeuommen
habe. Er sei auch dafür, daß die damals gefaßte,, Beschlüsse zur Ausführuug gebracht werde».

Abgeordneter Bache m: Das neue Reichsgesetz töuuc hier nicht zur Anwendung komme»,
denn die Gemeinden hätten die Lcistuugcu gemacht auf Grund des alten Gesetzes, uud auf diese
"ach dem früheren Gesetze erfolgten Leistungen köuuc eiu späteres Gesetz keinen Einfluß habe,,.

Der R efcreut bemerkt, das Reichsgesetz führe nur drei Arten von iinegsleistnngeu auf,
für welche Vergütung eintrete, aber nach §. 4 desselben erfolge auch für die übrige,, Leistungen
leine Vergütuug. Mau köuue voraussehe,,, daß das ReichSgcsetzvo» deu Kriegsleistuugeu, die „ach
den, <^,s^ von !85l geleistet werde,, mußten, „ur einen Theil herausnehme.

Also anch schon ans dem Grunde könne das Gesetz keine Aenderung herbeiführen.
Er »volle noch bemerken, daß, wenn es ihn, möglich gewesen wäre, deu auf die Rhein-'

pwviuz salleudeu Theil der Eutschädiguug klarzustellen, er dies gerne gethan hätte, eine Berechnung
herüber sei ihm aber unmöglich gewesen.
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Der Abgeordnete von Eynern vertheidigt das von ihm in Gemeinschaft mit den Ab¬
geordneten Dietze und vom Brück gestellte Amendement und führt aus, daß durch das Reichs
gesetz vom 23. Februar allerdings eine wesentliche Modificatiou in dieser Sache eingetreten sei,
welche ja auch der Herr ^andtagstommissar hervorhebe, und in Folge dessen die Anfrage an den
Landtag gerichtet habe, ob derselbe noch bei seinem früheren Beschlusse beharren wolle. Dieses
Reichsgesctz gewähre uunmehr Entschädigung für Kriegslcistuugeu, die uach dem Gesetze vom
1l. Mai t,851 darauf keinen Anspruch hatteu und stellt dafür Entschädigungssätze fest, welche für
den ganzen Norddeutschen Bund, also auch für die Rheinprovinz zur Anwcnduug kommen sollen.

Da aber voraussichtlich die Entschädigung uach Maßgabe des Reichsgesetzcs für die
Leistungen der Provinz eine vollständige nicht sein würde, die Gründe aber dafür, daß eine folche
vollständige Entschädigung resp. Ausgleichung durch dcu Gcsammtstaat erfolge, auch heute uuverän
dert fortbestehen, so erscheint es geboten, nochmals die Bitte um diese vollständige Schadloshaltnng
an Se. Majestät zu richten.

Der Schluß der Discnssion wird beautragt uud angenommen.
Der Marschall bemerkt, daß der von dem Abgeordneten von Ehucrn eingereichte Aw

trag iu zwei Theile zerfalle. Der erste Theil des Antrages gehe dahin, au Sc. Majestät die
Bitte zu richten, den nach dem Reichsgesetz uuvergütet blcibeudeu Theil der Kriegsleistungen ans
der französischen Kriegsentschädigung ersetzen zu lassen. Der zweite Theil des Antrages aber, den
8. 18 des Gesetzes, betreffend die Kriegsleistuugen, abzuändern, sei ein ganz nencr Antrag, der jetzt
nicht mehr eingebracht werden tonne, weil er erst dem Ausschüsse zur Borberathnng übergeben
werden müßte.

Der Abgeordnete Eaesar stellt den Antrag auf uameutliche Abstimmnug.
Dieselbe wird abgelehnt.
Hierauf wird der von dem Referenten nochmals verlesene erste Antrag zur Abstimmung gebracht.
Der Antrag wird angenommen.
Der zweite Autrag wird ebenfalls angenommen.
Desgleichen der dritte Antrag.
Demnächst bringt der Marschall das von dem Herrn von Eynern gestellte Amendement

zn dem Aulrage des Ausschusses zur Abstimmung.
Das Amendemeut wird bei der durch Probe uud Gegenprobe erfolgten Abstimmung

angeno m in e u.
Der Marseball erklärt die Tagesordnung für erschöpft, schließt die Sitzung uud beraumt

dir nächste ans Mittwoch Vormittag 9'/« Uhr an.

iSchlnß der Sitzung um 2 Uhr.)

Der Landtags Marschall:
Frhr. Raitz von Frentz.



9?

Zehnte Bihung.
Verhandeltin der Aula der Realschule zu Düsseldorf am 10. Juni 1874.

Das Protokoll bor ueuutenSitzung wird verlesen und genehmigt.
Das Protokoll für die heutige Sitzung führt der Abgeordnete 6irafv. Mirbach -Harff.
Der M arschall theilt mit, daß in Folge des von dem Abgeordnetenvon Eynern in der

gestrigenSitzung gestellten und angenommenenAntrages, betreffend die Verhandlung über die
Kriegsentschädigung, die Eiubernfnng der Kommission stattfinden werde, wenn nähere Mittheilungen
über den der Rhcinprovinz zukommenden Antheil an der Kriegsentschädigung bekannt geworden seien. Kummisswn filr die

Hierauf findet die Ergänmugswahl der Kommissionfür die Verthcilung und Vergütung Vertheiln»«, und Vcr<
>,.>. » > ^ '^ -. . ,, i ,, , ,, , , l, Münz der itritgs'
der Knegsle.stungenstatt. ^,^„

Es werben vorgeschlagen uud gewählt:
Für den RegierungsbezirkDüsseldorf

der Abgeordnete Dictzc für das verstorbeneMitglieb Ringel.
Für den RegiernngsbezirtAachen

der OberbürgermeisterBecker für den Freiherrn v. Lehtam.
Für den RegierungsbezirkTrier

der Abgeordnete Rautcnstrauch au Stelle des Landraths Aldringen.
Für den RegierungsbezirkEölu

der Landrath von Lo8 an Stelle des ausgeschiedenen Grafen Boos.
Der AbgeordneteSenl erstattet das Referat des III. Ausschusses, betreffcnbbrn Entwurf Siebenter Nacht«,

eines VII. Rachtrags zum Revidirteii Reglement für die Feuer-Societät vom 1. September 1852. 5""' Feuer-Societät«.
Der III. Ausschuß stellt den Antrag, dem vorgelegten Entwürfe mit den nachstehend näher

bezeichneten Modifikationendie Genehmigungzn ertheilen.
1. Zu §. 56 ist hinzuzusetzen:
Die Bestimmungender tzß. 46 und folgende des Reglements werden hier nicht berührt.
2. Es wird für sachgemäß uud dem von dem hohen Landtage angenommenen Reglement

über die Tagegelder und die Reisekosten der provinzialständischenBeamten entsprechend» gehalten,
die Reisekosten uud Diätcu des Inspektors nach den Sätzen der Nr. V. des 8- 1 des Gesetzes
vom 24. März 1873 festzusetzen.§. 73 ist also dahiu zu ändern, daß uach den Worten „und
zwar vom Direktor" die Worte nach „Nr. IV. des 8- 1 derselben,vom Inspektor nach Nr. V."
gesetzt, der übrige Theil des 8- 73 aber unverändert bleibe.

3. Der Schlußsatzdes 8- ?8, begiuueud mit den Worten „die Entlassung resp. Kündi¬
gung" ist zu streichen und an dessen Stelle Folgendes zu setzen:

„Gegen die von dem letzterenverfügte Entlassung resp. Kündigung, von welcher er bem
Provinzial'Verwaltnugsrathe Anzeige zu macheu hat, steht den Beamten, die eine etatömäßigcStelle
einnehmen,innerhalb einer vierwöchmtlichenPräclusivfrist der Recurs an den Provinzial-Verwal-
tungsrath zu."

Der Referent geht zur Verlesungder einzelnenParagraphen über:

8- 56.
Die Zahlung der Braudcntschädiguugsgelderau den Beschädigten geschieht, sofern er den

Anspruch ans ben Empfang bcrselben nicht verloren hat unb HhpothelMäubiger nach Vorschrift
1«



9»

des ß. I I im Societäts^tataster entweder nicht vermerkt oder für ihre Forderung nachweislich
(§. 11) befriedigt sind oder die ansdrückliche Einwilligung zur Auszahlung der Vergütungsgelder
gegeben haben, nach stattgehabter Feststellung der Entschädigung innerhalb Mouatsfrist gegen
Quittung des Beschädigten durch die Sozietätokasse oder die Stcuerkasse des Wohnorts desselben.

Der Referent bemerkt: Der Ausschuß habe geglaubt, zu diesem §, 5l> folgenden Zusah
in Vorschlag bringen zu müsse»:

„Die Bestimmungen der 88- 4N, l? und 4« des Reglements werden hierdurch nicht
berührt."

Der Abgeordnete B reinig hält den Zusatz für überflüssig, iudem der 8- 56 nichts ent
halte, was darauf schließen ließe, als solle der 8- 4<> geändert werden. Er stelle den Antrag, den
Zusatz zu verwerfen.

Der Marschall bringt den vom Ausschüsse vorgeschlagenen Znsatz zur Abstimmung.
Der Zusatz wird abgelehnt.

8- 58.

Sind die im Societätskataster eingetragenen Hypothek Gläubiger weder nachweislich (§. 1!)
befriedigt uud ertheilen auch die ansdrückliche Einwilligung in die Auszahlung der Vergütuugsgelder
an den Beschädigten nicht, so erfolgt die Zahlung der Entschädiguugsgelder im Interesse der ein-
getragenen Hypothek-Gläubiger zur Wiederherstettnug der Gebändc (8- 02) oder, falls der Beseht
digte erklärt, das Gebände nicht wieder herstellen zu wollen, au die im 8- l i bezeichneten Gläu-
biger nach der gesetzlichen Rangordnung, sofern hierüber nuler diefeu Gläubigern EinVerständniß
besteht, andernfalls nach Feststellung derselben durch das zuständige Gericht.

Wird genehmigt.

8- 59.

Im Fall der Beschädigte, gegen welchen Hypotheken bestehen, wieder zn banen erklärt,
werben die Brandeutfchädignngsgelder lediglich zur Wiederherstellung der Gebäude gezahlt (8- l^'!.
Kein Gläubiger hat daher das Recht, daraus wider deu Willen des Versicherten seine Befriedigung
zu verlauge» und findet lein Arrestschlag ans dieselben Statt.

Der Wiederaufbau auf einer andern Stelle darf mir mit Zustimmnng der im 8- 11 be¬
zeichneten Hypothek-Gläubiger geschehen, welche vor der Bauausführuug beizubringen ist. Die 2.
Rate der Versicherungsgelder kann nur uach Beibringung dieser Zustimmung gezahlt werden. Wird
die Zustimmung der vorerwähnten Hypothek-Gläubiger (8- >>) i»m Wiederaufbau an anderer
Stelle nicht erbracht, so erfolgt die Auszahlung des Entschädignngsgeldcrreströ in der in 8- ^
vorgeschriebenen Weise.

Wird der Wiederaufbau «icht innerhalb zehn Jahren vollführt, so verliert der Beschädigte
den Anspruch auf den Wiederaufbau.

Wird genehmigt.

8- 62.

Will der Brandbefchädigte, gegen welchen Hypotheken bestehen, in einem der in 8. 58 und
8. 59 bezeichneten Fällen das beschädigte oder zerstörte Gebäude wieder herstellen, so erfolgt die
Zahlung der Vergütungsgclder in Drittel Raten und zwar der ersten Rate gleich nach der statt¬
gehabten Schadenfeststetluug zur Anschaffung des erforderlichen Baumaterials innerhalb der in 8- 56
bestimmten Frist und der folgenden Raten nach Maßgabe der Wiederherstellung des Gebäudes auf
Attest des Bürgermeisters.
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Leistet der Beschädige fiir die geuügenoe Verwendung der Vergütung eine von der Direk¬
tion als annehmbare erkannte Bürgschaft, so wird die Entschädigungsofort ganz ausgezahlt.

Wird genehmigt.

8- 63.
Ebenso wird die Entschädigungsofort nach Maßgabe des ß. 58 gezahlt, wenn die Wieder¬

herstellung des abgebrannten ^ebändes eulweder überhaupt oder auf der alteu Stelle aus polizei¬
lichen (Gründendurch die zuständige Königliche Regierung untersagt wird.

Wird g e n e h m i g t.

8- «5.
Bei der Direktion werden ein Inspektor zur Unterstützung des Direktors, ein Rendant, die

»othigeuTechnikeruud Bureaubeamteu, sowie Diener uach dem für die Proviuzial Feuer Societät«-
Direktionin deren Etat näher zu bestimmenden Bedürfnisse angestellt.

Zur Bcstreituug des Bureau- uud Kauzlei Aufwandes nnd der Ausgaben für die obere
Leitungder (Geschäfte durch den Proviuzial-Verwaltuugsralh ist aus Societätsfouds alljährlich ein
VerwallnugsHostenbeitragau die provinzialständische Ecutral-Verwaltuug zu zahlen, welcher durch
den Proviuzial^audtag festznstcllcu, na6) Bedürfniß uru zu regulireu uud iu dem Etat der Societät
vorzusehen ist.

Referent bemerkt, daß der §. N5 nur diejenige Aenderung erhalten habe, daß ein Rendant
binzngesetzt sei, uud daß im Uebrigcu uur eine rcdactiouelleAeuderungstattgefundenhabe.

Der 8- <>5 wird genehmigt.

8- ?".
Reisekosten uud Diäteu werden uach Maßgabe des (Gesetzes für die Staatsbeamten vom

24. März !87!> («hes. S. S, 122) liquidirt und zwar vom Direktor nach Numero IV. des ß. 1
^sselbeu, vom Iuspetlor nach Numero V. von den angcnommeuenTechnikern nach Numero V.
und VI. »ach Beschlußfassungdes Provinzial-Verwallungsraths.

Der Ausschuß schlägt vor, diese Aenderuugzu geuehmigeu.
Der AbgeordneteFreiherr von Eerde richtet die Frage an den Referenten, wie der

Inspektor durch diese Aeuderuuggestellt werde
Der R e f e r e n t cr>vidert, daß durch dicfe Aeuderungder Inspektor bcfser als wie bisher

WM sei.
Der Abgeorduele Bremig erklärt sich mit dem Vorschlage des Ausschusses eiuverstcmden.
Der AbgeordneteD i e tz e empfiehlt,den Paragraphen iu der vom Verwaltungsrathe vor-

ssefchlagenenFassung zn genehmigen.
Der M a rschall bringt hierauf deu A „trag des Ausschusses zur Abstimmung und

bleibe wird genehmigt.

ß. ?5.
Der Provinzial-Feuer-SocictätsKassenRendant hat eine Caution von 3000 Thlrn, Preuß.

Eouraut in öffentlichen inländischen Effeclen,welche außer Cours gesetzt worden, zu bestellen. Das
^autions-Iustrument ist nebst den Effecte» bei der Provinzial Hülfstassc aufzubewahren.

Die Eantion der Elementar-Steuer-ErHebersoll so abgemessen uud regulirt werde», daß
l'e für fämmtlicheihucu anvertrauten ')tcbenfondsund also auch für die Fener-Societäts-Beiträge
"Uthaftet.

Wird genehmigt.
13'
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8. 78.

Die Anstellung des Rendanteu und der Secretaire und Techniker erfolgt ans Vorschlag der
Societätsdirektion durch den Provinzial-Verwaltnngsrath und kann definitiv auf Zeit oder Lebens¬
zeit stattfinden.

Die Anstellung 5er übrigen Beamten uud Dieuer erfolgt auf Kündigung nnd bleibt inner¬
halb der durch den Etat festgestellten Schranken dem Feuer-Societätsdircttor überlassen. Die Ent¬
lassung resp. Kündigung darf in allen Fällen nur nach eingeholter Zustimmung des Provinzial-
Verwaltungsraths geschehen, sofern die Beamten eine ctatsmäßige Stelle einnehmen.

Der Ausschuß hat hier vorgeschlagen: den Schlußsatz des ß. 78, begiuuend mit deu Wor¬
te»: „Die Entlassung resp. Kündigung" zu streichen nnd an dessen Stelle Folgendes zu setze»:

„Oegeu die von dem letzteren verfügte Entlassung resp. Kündigung, von welcher er dein
Provinzial-Vcrwaltungsrathe Anzeige zu macheu hat, steht deu Beamten, die eine etatsmäßigc Stelle
eiuuehmen, innerhalb einer vicrwöchentlichen Präelusivfrist der Recurs an den Proviuzial-Verwal-
tungsrath zu."

Der Marsch all stellt die vom Ausfchuß beantragte Fassung zur Disenssiou.
Abgeordneter Bremig: Weuu uun der Beschluß des Verwaltuugsraths sich verzögere, so

müsse der Mann ans dem Dienste treten. Das Recursverfahreu habe immer etwas Bedenkliches,
und er halte es im Interesse des Fener-Socictäts-Direktors selber nicht für gut, deu Vorschlag des
Verwaltuugsraths in dieser Weise zu ändern.

Der Abgeordnete Prinzen bemerkt, daß wohl im Falle eines groben Vergehens die
Entlassung gleich stattfinden müsse, aber für deu Fall der Kündigung kann der Betroffene ja inner-
halb der Kündigungsfrist recnrriren.

Der Referent vertheidigt die Fassung des Ausschusses, denn es handele sich hier um
Beamte, die auf Kündigung angestellt seien. Wenn der Direktor erst au den Verwalluugsrath
>^ehen solle, dann sei er in der ^age, mit einem ganz unbrauchbaren Bcamtcu weiter zu arbeiten.
Er empfehle daher, die vorgeschlagene Aenderung des Ausschusses anzunehmen,

Abgeordneter V reinig: Der Direktor habe Gelegenheit genug, seine Beamten kennen zu
lerueu uud bei dem Provinzial-Verwaltnngsrath vorstellig ;n werden, daß ans den nnd den Grün
den der Manu nicht in der Societät bleiben könne. Er möchte das Necnrsvcrfahreu, das immer
elwas Unangenehmes habe, hier vermieden sehe».

Der Abgeordneter Bau in schlägt vor, daß dem Direktor die Befugnis; gegeben werde, deu
betreffenden Beamten zu suspeudircu und den Vcrwaltungsrath davon ;u benachrichtigen.

Abgeordneter ^amberts: Beim Recurrircn leide leicht die Disciplin. Der Direktor
tonne etwa beim Verwaltuugsrath das motivirte Gesuch eiureicheu, ob er dem betreffenden Beamten
zu kündigen habe.

Nachdem der Referent sich nochmals für die Fassung des Ansselmsscs erklärt hat,
schließt der Marschall die Discussion uud bringt znuächst die Fassung des Ausschusses zur Ab-
slimmung.

Dieselbe wird abgelehnt.
Demnächst wird der Antrag des Verwaltuugsraths zur Abstimmung gebracht und

derselbe a ngenomm e n.

8- ?'.»-

Der Proviuzial-Feuer-Societäts-Direttor, Inspektor, Neudaut, die Secretaire und Techniker,
welche definitiv angestellt sind, werden in Beziehung auf die mit ihrem Amtsvcrhaltnifse verbundenen
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allgemeinen Rechte und Pflichten nach dem für die übrigen provinzialstänbischen Beamten geltenden
Bestimmungen behandelt.

Wird genehmigt.

Nur die Bestallung des Provinzial-Feucr Societäts-Direklors wird von dein Minister des
Innern uumittclbar ausgefertigt und eoutrasiguirt und von Uus höchstselbstvollzogen. Die Bcstal-
luugen des Inspektors, des Reudaute'u, der Secretaire uud Techniker werde» vou dem Vorsitzenden
des Provinzial Verwaltungöraths, die Bestallungen der übrigen Beamten von dem Feuer.Locieta'ts-
Direktor ausgefertigt nnd vollzogen.

Referent bemerkt, daß hier mir eine redactioucllc Acuderuug stattgefiludeu habe, indem
der Rcudant hinzugesetzt sei nnd empfiehlt die Anuahmc.

Wird gene h m i g t.
Nuumchr wird auch der Artikel 1 zur Abstimmnng gebracht uud angenommen. De»

selbe lautet:
Art. 1.

Der erste Absatz des ß. 12 und die W- 5«, 58, 59, 62, 63, 65, 73, 75, 78, 79 und
80 des revidirtcn Reglements für die Rheiuischc Provinzial Fcner-Societät vom I.Septeinber 1852
beziehungsweise der Nachträge zum Reglement, werden aufgehoben.

An Stelle derselben treten folgende Bestimmungen:
§. 12 erster Absatz.

Der Eintritt in die Societät mit deu davou abhängenden rechtlichen Wirkungen, sowie die
Erhöhung der Versicherungssumme, soweit dieselbe sonst zulässig ist (ß. 26), kann zu jeder Zeit
geschehe». Alle Beiträge, sowohl ordeutlichc als außerordentliche sind aber von, Aufange desjenigen
Monats ab, zu zahlen, in welchem die Versicherung beginnen resp, erhöht werden soll

Art. 2.

Der Zeitpunkt, mit welchem der vorstehende Nachtrag in Kraft tritt, wird vou dem Ober-
Präsidenten der Rheinprovinz festgesetztnnd von demselben durch die Amtsblätter der Provinz bc-
tannt gemacht.

Wird genehmigt.
Damit ist der Entwurf im Ganzen erledigt.
Derselbe Referent trägt das Referat des III. Ausschusses vor, betreffend den Antrag Herabsetzung d« V«.

des Abgeordneten Hirschbruun, wegen Herabsetzung der Versicheruugsbeiträge bei der Rheiuifchcn ^'"""^""^ w
Provinzial-Fcner-Societät. " S°ciet«

Der III. Ausschuß hat dem Landtag vorgeschlagen, über diesen Antrag zur Tagesordnung
überzugehen uud zwar iu Erwäguug, daß der Einnahme-Ueberschuß Ende 1872 die Summe vou
993,693 Thlru. erreicht, dagegen der anderthalbfache Betrag der Prämien-Einnahmen pro 1872
sich auf die Summe von 999,621 Thlrn. beziffert, daß also der Bestand noch um den Betrag vou
6^2? Thlrn. hinter dem audcrthalbmaligeu Betrag der Prämien zurückbleibt,

iu Erwäguug, daß hiernach die Voraussetzung, au welche uach Vorschrift des tz. 6 des
Ncglemeuts die Zulässigkeit der Herabsetzung der Prämien geknüpft ist, nicht vorhanden ist,

in feruercr Erwägung, daß nach der Gesammtlage der Verhältnisse der Provinzial-Feuer-
Eocietät eine Kürzung des Reservefonds derselben nicht empfehlenswerth erscheint,

über den Antrag des Abgeordneten Hirfchbrunn zur Tagesordnung überzugehen.
Per Antrag des Ausschusses auf Nebergang zur Tagesordnung wird genehmigt.
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^»?la,'^ Oecmwmie,

Geschälllichcs.

«els'nnü^ndevProv,- Der Abgeordnete Graf Hompesch erstattet das Referat des III. Ausschusses, betreffend
v^ammcu ^!>«ns!att l^ Rechnungen der pro l^70, 1871 und 1872.

'" ' ^"' Der ProvinzialVerlvaltnngsrath hat die Rechnungen genau revidirt und trägt auf Crthei-
luug der Decharge au.

Der Ausschuß tritt diesem Antrage bei und die Decharge wird ertheilt.
Demnächst berichtet der Abgeordnete l^raf von Hompesch Rameus des Ockonomw

Ausschusses über die dem Äuream und Dieustpcrsonale des Landtages ;n geN'ährende Oratifiealion.
Bei dem vorigen Landtag sei eine Oratifiealion uou 250 Thlrn. gegeben worden, für diesen Landtag
schlage der Ausschuß i» Rücksicht auf die größere Zahl der Angestellten die Gewährung einer Gra-
tisicatiou von 270 Thlru. vor.

Die Genehmigung wird ertheilt.
Abgeordneter Dr. No eggerath- Vor dem Schlüsse des Landtages wolle er sich uoch

das Wort zu zwei Anträge» erbitten, wozu ihm vielleicht sein Seuioral die Besuguiß gebe. Der
erste Aulrag gehe aus vollem Herzeu, er gelte dem Herrn Landtags Marschall für feiue umsichtige,
treue uud liebevolle Leituug der Verhandlungen (Bravo), uud er bittet die Herreu, zum Zeichen
der Anerkennung sich von den Plätzen zu erheben. (Geschieht.)

Der Land tags -Mars ch all erwidert, daß er zu danken habe für die große Rachsicht,
welche die Versammluug ihm habe zu Theil werden lassen. Er habe aber hauptsächlich zu danken,
als Vorsitzender des Proviuzial Verwaltuugs Raths, dessen Arbeiten mit Vertrauen entgegengenommen
uud ebenso in diesem Sinne die Anträge bewilligt seien.

Abgeordneter l>. Roeggcrath: Der zweite Antrag betreffe einen Beamten, der
während einer Reihe vou Iahreu für den Landtag thätig gewesen sei und der durch anderweite
Organisation des Landtags diese Hülfe nicht mehr leiste» taun, nämlich den Regieruugssecretair
T a u w c l.

Er schlage vor, durch ciu Schreiben den Herrn Ober-Präsidenten zu bitten, die Verleihung
des rothen Adlerordcns IV. Klasse an Allerhöchster Stelle für Herrn Tauwel gencigtest bcan^
tragen zu Wolleu.

Der Antrag wird genehmigt.
Der Marsch all erklärt, daß hiermit die Geschäfte des Landtags erledigt find.
Um I I Uhr trat der Königliche Landtags Kommissar, geleitet von einer Deputation, in

den Saal uud hielt folgende A»spraehe an die Versammluug:
Schluß der Session.

Hochgeehrteste Herreu!

Durch das lebendige Interesse uud den audaueruden Eifer, welche Sie in gewohnter Weise
mich bei der diesjährigen Landtags Session den Geschäften gewidmet haben, ist es Ihueu möglich
geworden, dieselben sämmtlich in der Allerhöchsten Orts bestimmten Frist zu erledigen.

Wenn die Propositione» der Königlichen Staatsregiernng diesmal eine hervorragende Stelle
nicht beansprnchcu, so waren dagegen die Vorlagen, welche Ihnen der Provinzial-Vcrwaltungsrath
gemacht hat, zahlreich und zum Theil vou großem Belauge. Sie habeu dieselbe» sämmtlich in
vollem Verstäuduiß ihrer Wichtigkeit und in einer Weise erledigt, welche, wie ich zuversichtlich
hoffe, dem Wohl der von Ihnen vertretene!: und von uns Allen geliebten Provinz förderlich
sein wird.

Nur eine specielle Sache möchte ich hervorheben aus Ihren Beschlüssen, nämlich die Er¬
bauung eines neuen Ständehanses.
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Sie haben durch diesen Beschluß ein höchst dringendes Bedürfniß in einer auch der Be¬
deutung unserer Provinz entsprechenden Weise erledigt.

So weit Ihre Beschlüsse nud Anträge es erfordern, der Königlichen StaatsRegierung vor¬
gelegt zn werden, mögen Sie die Ueberzeugung hegen, daß die Regierung sie mit Wohlwolleueut
gegeunehmeu, prüfen und, soweit es thunlich ist, denselben entsprechen wird.

Mir aber gestatten Sie, meine hochgeehrten Herren, daß ich Ihnen bei dieser Gelegenheit
wiederummeinen wärmsten Dank anösprrchr für das Vertrauen und das freundlicheEntgegen¬
kommen, welches Sie nur auch diesmal bewiesen haben, lassen Sie uns dies schöne Verhältniß,
das sich zwischen uns ausgebildethat, anch ferner pflegen nnd erhalten. Wenn wir uns gegenseitig
unterstützen, so wird das eben den Interessen der Provinz znm Segen gereichen-

Hiermit erkläre ich im Namen Sr. Majestät des Kaisers und Königs den 22. Rheinischen
Provinzial Landtag für geschlossen.—

Nachdem der Herr Landtags-Kommissar den Landtag geschlossen hatte, brachte der Marschall
ein dreimaliges Hoch aus auf Se. Majestät deu Kaiser uud König, in welches die Versammlung
begeistertciustimmte.

Der LandtagsMarschall:
Frbr. Raitz von Frentz,
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